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In der Geschichte der Eisen- und Stahlindustrie spiegelt sich die historische Ent-

wicklung des Verhältnisses von Arbeit und Kapital in Deutschland in besonderer 

Weise wider. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Mitbestimmung, die in der 

Montanindustrie am weitesten zu Gunsten der Arbeitnehmer geregelt werden 

konnte, sowohl zu einem integralen Bestandteil und Charakteristikum der Wirt-

schafts- und Sozialordnung der jungen Bundesrepublik als auch zu einem Ge-

genstand heftiger politischer Auseinandersetzungen. Während sich die zentralen 

Ziele des umfassenden Mitbestimmungskonzeptes der Gewerkschaften, das eine 

weitreichende Beteiligung an gesamtwirtschaftlichen oder sektorialen Entschei-

dungsprozessen im Rahmen einer von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gemein-

sam verwalteten Wirtschaft vorsah, nach der Einführung der sozialen Marktwirt-

schaft nicht durchsetzen ließen, gewann die Mitbestimmung auf der Ebene der 

einzelnen Unternehmen und Betriebe zunehmend an Bedeutung. Die Diskussion 

über eine überbetriebliche Mitbestimmung auf Branchenebene oder in der Ge-

samtwirtschaft war damit beendet. Das am 21. Mai 1951 für die Montanindus-

trie eingeführte Mitbestimmungsgesetz schrieb die paritätische Mitbestimmung 

auf der Unternehmensebene fest. Es schuf mit der Funktion des Arbeitsdirektors 

eine Instanz zwischen „Kapital und Arbeit“, die mit dem Mitbestimmungsgesetz 

von 1976 für Unternehmen außerhalb der Montanindustrie eindeutig zugunsten 

der Kapitalseite umgeformt wurde. Der „76er-Arbeitsdirektor“ muss deshalb 

nicht mehr in der widersprüchlich angelegten Rolle des Montanarbeitsdirektors 

agieren, der einerseits vom Aufsichtsrat gewählt und vom Vertrauen der Arbeit-

nehmer abhängig ist, andererseits als gleichberechtigtes Vorstandsmitglied in sei-

nen Entscheidungs- und Handlungsprozessen auch einer betriebswirtschaftlichen 

Maxime verpflichtet bleibt.

Dieses Spannungsverhältnis – „das Tragen von Verantwortung auf beiden 

Schultern“ –, diese Doppelfunktion des Arbeitsdirektors in der Montanmit-      

bestimmung ist in der soziologischen, politischen und betriebswirtschaftlichen 

Literatur häufig und auch kritisch analysiert worden. Meistens wurde die Mitbe-

stimmung in ihrem grundlegenden Konzept, vor allem aber ihren formalen Ab-

läufen abgehandelt. Wir wollen am Beispiel der Biographie eines Arbeitsdirektors, 

der diese Funktion in mehreren großen Gesellschaften ausübte, die tatsächlichen 

Abläufe von Entscheidungsprozessen nachzeichnen. Sie sind nämlich kompli-

zierter und beziehungsreicher, als es die Theorie darstellt. Sie stellt die handelnde 

Person vor schwierige Aufgaben, bei existentiellen Fragen des Unternehmens 

sogar vor kaum oder nur schwer lösbare Konflikte.

Einleitung
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Wenige Arbeitsdirektoren haben diesen schwierigen, manchmal fast unmög-

lich erscheinenden Balanceakt zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteres-

sen mit Souveränität und ohne Vertrauensverlust auf der einen oder anderen 

Seite meistern können. Einer von ihnen ist Alfred Heese, der diese Position über 

20 Jahre inne hatte und mehr als ein Jahrzehnt die Geschicke des Hoesch-Kon-

zerns mitlenkte, dem Dortmunder Stahlunternehmen, das 1991 von Krupp über-

nommen wurde und später im Thyssen-Krupp-Konzern aufgegangen ist. Als 

Zeitzeuge der politisch konflikt- und wirtschaftlich krisenreichen Geschichte der 

Eisen- und Stahlindustrie in der Bundesrepublik und als wichtiger Akteur in den 

Prosperitäts-, Krisen- und Umbruchphasen einzelner Unternehmen hat er bewie-

sen, dass die ambivalente Rolle des Arbeitsdirektors bei einem hohen Maß an 

persönlicher Integrität, Prinzipientreue, Realitätssinn, Kompromissfähigkeit und 

Verhandlungsgeschick zugunsten der Arbeitnehmer- und Unternehmensinteres-

sen genutzt werden kann.

Alfred Heese zählt zur zweiten Generation der Arbeitsdirektoren, der „ge-

lernten“ Arbeitsdirektoren gewissermaßen. Waren bei Einführung der Montan-

mitbestimmung zunächst meist Betriebsratsvorsitzende zu Arbeitsdirektoren 

berufen worden, so rückten ihnen in dieser Funktion später Personen nach, die 

auf ihre spätere Aufgabe – oft nach einem akademischen Studium – als Mitar-

beiter eines Arbeitsdirektors vorbereitet wurden. Dabei entsprach – wie die                

Wochenzeitung „Die Zeit“ im Oktober 1979 berichtete – Alfred Heese zum 

damaligen Zeitpunkt statistisch betrachtet sogar dem Durchschnitt: Wie 45 Pro-

zent seiner Kollegen stammt er aus dem Ruhrgebiet, hat wie 62 Prozent seiner 

Kollegen einen Arbeiter zum Vater, hat darüber hinaus wie 52 Prozent seiner 

Kollegen studiert und dabei wie die meisten von ihnen das Fach Volkswirtschaft 

gewählt; an seinem 44. Geburtstag trat er seine erste Stelle als Arbeitsdirektor an, 

während seine Kollegen mit einem statistischen Durchschnittsalter von 43 Jahren 

in diese Position eintraten. Betrachtet man allerdings seinen beruflichen Lebens-

weg, war Alfred Heese alles andere als ein durchschnittlicher Arbeitsdirektor.

Das vorliegende Portrait Alfred Heeses beruht auf ausführlichen Gesprächen, die 

Wilfried Kruse im Jahre seines Ausscheidens als Arbeitsdirektor (1994) mit ihm 

geführt hat. Wilfried Kruse hat sie damals zu einem ersten Rohmanuskript zu-

sammengefasst und mit Alfred Heese besprochen. Karl Lauschke und Rainer 

Lichte haben im Juni 2009 dieses Manuskript überarbeitet und ergänzt. Einige 

Fotos hat uns freundlicherweise das ThyssenKrupp Konzernarchiv, Außenstelle 

Hoesch-Archiv, Dortmund, das LWL–Westfälisches Industriemuseum Henrichs-

hütte, Hattingen, die Gesellschaft zur Förderung der Sozialwissenschaften e. V. 

(GFS), Dortmund, und das Stadtarchiv Dortmund zur Verfügung gestellt.

Einleitung
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Maßgeblich geprägt wurde der junge Alfred Heese durch das politische 
Milieu in der Familie, die sich bereits im Vorfeld der nationalsozialistischen 
Machtübernahme, dann aber besonders während der Diktatur als außerge-
wöhnlich immun gegenüber dem alltäglichen Repressionsapparat erwies. 
Angst vor Denunziationen war nicht dominierend, Meinungen wurden in 
der engeren Nachbarschaft offen ausgetauscht und auch vor den Kindern 
nicht verborgen. Die sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Grundwerte 
waren nicht hinterfragte Tradition, aus der die strikte Ablehnung des Nazi-
Regimes resultierte. Diese frühe positive Erfahrung mit einer Atmosphäre 
des Politisierens, aber auch konkrete Erlebnisse mit dem Vater, der auf Grund 
seiner Zivilcourage eine wichtige Vorbildfunktion für den Jungen bekam, 
können als Weichenstellung in der Lebensgeschichte von Alfred Heese be-
trachtet werden. So imponierte dem Jungen besonders eine Reaktion des 
Vaters, der sich nach einem Luftangriff nicht vor einer Konfrontation mit 
einem NSDAP-Mitglied in der Nachbarschaft scheute: gerade dieser Mann, 
in Uniform und in Blockwart- oder ähnlicher Funktion tätig, hatte sich ge-
weigert, ausgebombte Personen aufzunehmen, woraufhin der Vater von Al-
fred Heese diesen packte und zur Rede stellte. Alfred Heese war damals sehr 
beeindruckt von seinem Vater. Dieser ließ den Sohn durchaus wissen, dass 
er an die Kriegspropaganda nicht glaubte. Dass mit den Juden etwas Schreck-
liches geschah, bekam der junge Alfred Heese recht hautnah mit, da eine 
jüdische Familie, Besitzer eines kleinen Ladens, zum Bekanntenkreis der 
Familie gehörte. Diese wurde – nachdem ihr Besitz konfisziert worden war 
– zunächst in Dortmund interniert, um dann „wegtransportiert“ zu werden. 
Alfred Heese schließlich sollte ihnen noch das Blechgeschirr für den Trans-
port bringen.

Alfred Heese wurde am 2. Juli 1929 in Dortmund geboren. Die Familie – zu 
ihr gehörte neben den Eltern noch eine Schwester – wohnte in einer Berg-
arbeitersiedlung im Ortsteil Scharnhorst. Der Vater arbeitete wie schon die 
beiden Großväter unter Tage auf der Zeche Kaiserstuhl. Das Leben zuhause 
war durch das sozialdemokratisch-gewerkschaftliche Milieu körperlicher 
Schwerstarbeit geprägt, wie es der Vater repräsentierte. Als der Vater 1932 
arbeitslos wurde, erschwerte sich auch die tägliche Lebensorganisation der 
Familie, die ihre Ernährung im Wesentlichen nun mit Hilfe von Naturalien 
aus Stall und Garten sicherstellen musste. Erst 1936 erhielt der Vater durch 
die Vermittlung eines Kollegen wieder eine Stelle im Bergwerk, wurde später 
der Grubenwehr zugeteilt und somit unabkömmlich, so dass er nicht für den 
Kriegseinsatz abkommandiert wurde.

Kindheit und Jugend
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Schule und Studium

Nach dem Besuch der ersten vier Jahre der Volksschule entschied der Vater, 
seinen Sohn Alfred zuerst auf die Mittelschule und dann – 1942 – auf das 
Helmholtz-Gymnasium zu schicken. Zu jener Zeit stellte eine solche Ent-
scheidung im Arbeitermilieu einen außergewöhnlichen Schritt dar, der auf 
Seiten des Vaters einerseits durch den Wunsch motiviert war, seinem Sohn 
eben jenes harte Arbeitsschicksal zu ersparen, das sein eigenes Leben be-
stimmt hatte. Andererseits dürfte die charakteristische sozialdemokratische 
Hoffnung eines Aufstiegs durch Bildung eine entscheidende Rolle hierbei 
gespielt haben.

Überhaupt war die Figur des Vaters – von der Mutter ist weit weniger 
bekannt – eine der wichtigsten Orientierungshilfen, denn im Rückblick auf 
das eigene Leben wird Alfred Heese klar, „welche Bedeutung mein Vater für 
meinen Lebensweg und für mein Denken und Handeln hatte.“ Der Vater, 
diese retrospektiv betrachtet überaus positive „Portalfigur“ des Lebens von 
Alfred Heese, war auch wichtig bei der Vermittlung konkreter Erfahrungen 
betrieblicher Interessenvertretung. 

Nach dem Zusammenbruch 1945 wurde dieser auf der Zeche Scharnhorst 
in den Betriebsrat gewählt und zugleich freigestelltes Mitglied des „Fahrenden 
Ausschusses“, später Betriebsratsvorsitzender; zentrale Probleme waren die 
Sicherung der Zeche als Arbeitgeber und die Versorgung der Belegschaft.

Gegen Kriegsende wurde die Schule von Alfred Heese ausgebombt, 
woraufhin zwei Jahre lang – bis Ende 1946 – überhaupt kein Unterricht 
erteilt wurde. In dieser Zeit waren Alfred Heese und seine Schwester ge-
zwungen, durch verschiedene Arbeiten zum Lebensunterhalt der Familie 
beizutragen, was sie allerdings als ganz selbstverständlich empfanden.

Auf Grund dieser besonderen Umstände in der Nachkriegszeit machte 
Alfred Heese erst 1951 mit 21 Jahren sein Abitur, ging dann zum Studium 
der Volkswirtschaftslehre zunächst nach Mainz und später nach Münster, 
wo er bei Professor Walther G. Hoffmann studierte, damals zugleich Abtei-
lungsleiter der Sozialforschungsstelle Dortmund. Nach Abschluss als Di-
plom-Volkswirt 1954 wurde er Hilfsassistent und verfasste bis 1956 seine 
Doktorarbeit über „Die langfristige Entwicklung der deutschen Landwirt-
schaft“, ein eher zufällig gewähltes Thema, denn dessen Bearbeitung stand 
in der von Hoffmann geleiteten Studiengruppe zu den „Langen Wellen der 
wirtschaftlichen Entwicklung“ noch offen. Alfred Heeses Berufswünsche 
waren zu dieser Zeit bereits praktisch orientiert. Ein Verbleib an der Univer-
sität kam für ihn nicht in Frage, und die Möglichkeit, an die Sozialforschungs-
stelle zu gehen, wurde von Hoffmann als aussichtslos angesehen.
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Alfred Heese

1956 – nach einer kurzen Tätigkeit bei der Bank für Gemeinwirtschaft in 
Düsseldorf – wurde Alfred Heese Assistent des Arbeitsdirektors der Hüt- 
tenwerke Oberhausen AG (HOAG). Diesem beruflichen Einstieg gingen       
verschiedene Entwicklungsschritte und Erfahrungen politischer Art voraus:   
Die durch Vater und Familie nie abgerissenen Verbindungen zum sozial-
demokratischen Milieu manifestierten sich 1945 im Eintritt von Alfred 
Heese in die SPD. Auf der ersten Parteiversammlung nach dem Kriegsende, 
deren Tagesordnung sich mit der Wiedergründung der Partei beschäftigte, 
unterzeichnete der 16jährige Alfred Heese ebenso wie sein Vater die Bei-
trittserklärung. Kurz darauf wurde er Leiter einer Falken-Gruppe. Nach 
anfänglich erfolgreicher, dann aber immer schwerer zu bewältigender Arbeit 
gab er diese Leitungsfunktion auf, wurde jedoch später in Mainz und Münster 
Mitglied des Sozialistischen Deutschen Studentenbundes (SDS), damals noch 
die offizielle Studentenorganisation der SPD, in der er gelegentlich wieder in 
Funktionen tätig war.

Während der Schulzeit und während des Studiums, das er durchgehend 
durch eigene Arbeit finanzierte, machte Alfred Heese die erste eigene 
Erfahrung mit körperlicher Schwerstarbeit, die ihn wie einen Schock traf. 
Unter Tage als Hilfshauer auf der Zeche Scharnhorst beschäftigt, musste er 
bereits an seinem ersten Arbeitstag eine Doppelschicht ableisten, noch dazu 
im niedrigen Flöz bei gebückter Haltung. Damals überkam ihn das Gefühl 
– obwohl in guter körperlicher Verfassung –, körperlich einfach nicht mehr 
durchhalten zu können. Stattdessen aber hieß es: nach 16 Stunden Arbeit 
nach Hause und nach kurzem Schlaf wieder zur Zeche zur normalen Schicht. 
Diese körperlichen und psychischen Erfahrungen mit den Grenzen der 
eigenen Belastungsfähigkeit hält Alfred Heese noch heute für unverzichtbar 
für ein wirkliches Verständnis der Lebens- und Arbeitsbedingungen von 
Industriearbeitern.

1�
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Assistent eines Arbeitsdirektors
Dass Alfred Heese Assistent des Arbeitsdirektors wurde, war eher ein Pro-
dukt des Zufalls als Ergebnis einer gezielten Aufstiegsplanung. Einer seiner 
Freunde aus dem SDS, Josef Murawski, Assistent des Arbeitsdirektors bei 
der HOAG, teilte ihm mit, dass er seine Stelle wechseln wolle und einen 
Ersatz suche. Heese stellt sich bei der HOAG vor und wurde genommen. 

Die Funktion, die der Assistent des Arbeitsdirektors übernahm, entsprach 
ungefähr der eines „Mädchen für alles“, weshalb die erste Zeit auch angesichts 
der zum Teil sehr komplexen Vorgänge und Themen nicht einfach für Alfred 
Heese wurde. Hinzu kam die durch und durch patriarchalische Persönlichkeit 
des bereits seit März 1947 bei der HOAG tätigen Arbeitsdirektors Karl 
Strohmenger, einem Mann der ersten Stunde, der – von Beruf Buchhalter – als 
Betriebsratsvorsitzender der Hauptverwaltung der Klöckner-Werke AG un-
mittelbar nach Kriegsende an der Entwicklung der paritätischen Mitbestim-
mung in den entflochtenen Werken der Eisen- und Stahlindustrie maßgeblich 
beteiligt war. Im Nachhinein bezeichnete es Alfred Heese als einen „Glücksfall, 
bei einem angefangen zu haben, der sowohl von der Wirtschaft als auch von 
der Mitbestimmung etwas verstand“.

Arbeitssicherheit und Wohnungsbau als zentrale Bereiche 
arbeitsdirektorialer Aktivität
Das Schwergewicht der Tätigkeit im Arbeitsbereich des Arbeitsdirektors    
galt damals der Verbesserung der Arbeitssicherheit und der Versorgung der 
Belegschaft mit Wohnungen. Diese beiden Aufgaben bestimmten weitgehend 
auch die ersten Arbeitsjahre von Alfred Heese bei der HOAG. Besonders in 
Maßnahmen zur Verringerung der Betriebsunfälle hatte sich der amtierende 
Arbeitsdirektor hartnäckig und pionierhaft engagiert. 

Die betriebliche Unfallrate war hoch, und viel zu viele Unfälle endeten 
tödlich. Da technische Neuerungen auf sich warten ließen und daher mit 
technischen Maßnahmen kein höherer Arbeitsschutz erreicht werden konnte, 
waren alle Schutzmaßnahmen „am Mann“ (Gehörschutz, Helm etc.) und 
„durch den Mann“ (Arbeitssicherheitsverhalten) zu gestalten. Die Umsetzung 
dieser Maßnahmen wurde vom damaligen Arbeitsdirektor im Wesentlichen 
als eine erzieherische Aufgabe betrachtet, die er mit Nachdruck und Strenge 
verfolgte. Viele Arbeiter begegneten der Schutzhelmanweisung mit hinhal-
tendem Widerstand, und der Arbeitsdirektor scheute sich nicht, die von ihm 
für notwendig gehaltene Arbeitssicherheitseinstellung der Belegschaft bei 
gravierenden Verstößen bis hin zu fristlosen Entlassungen zu ahnden. 

Frühe Berufsjahre
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Alfred Heese

Insgesamt war sein Verhalten von einer Art patriarchalischer Fürsorge 
bestimmt. So fand einmal in der Woche eine Besprechung mit jenen Be-
schäftigten statt, die gegen die Arbeitsordnung verstoßen hatten. An dieser 
Besprechung nahmen der Personalchef, der Betriebsrat, der Assistent des 
Arbeitsdirektors und er selber immer auch persönlich teil. Hauptfunktion 
der Besprechungen, die sicherlich ambivalent waren und auch vielfach – ins-
besondere von der IG Metall – kritisiert wurden, war es nicht abzustrafen, 
sondern Einsicht zu erreichen, zu ermahnen und damit Verhaltensänderungen 
zu bewirken. Der 1965 angetretene Nachfolger dieses Arbeitsdirektors, 
Friedrich Kübel, hatte an dieser Form der Fürsorge kein Interesse, während 
Alfred Heese in seiner späteren Funktion als Personalchef daran anknüpfte, 
diese Praxis aber veränderte.

Der Neubau von Betriebswohnungen wurde von einer werkseigenen 
Wohnungsbaugesellschaft besorgt, in deren Beirat Alfred Heese geschickt 
wurde. Die Versorgung der 13.000 Belegschaftsmitglieder mit guten Woh-
nungen war in Anbetracht der großen Kriegszerstörungen extrem wichtig, 
genoss Priorität und wurde durch erhebliche Zuschüsse des Unternehmens 
– wie überall an Rhein und Ruhr – unterstützt. Das vom Arbeitsdirektor 
entwickelte besondere Finanzierungsmodell führte dazu, dass steuerlich 
mögliche Sonderabschreibungen vom darlehensgebenden Unternehmen ge-
nutzt werden konnten – ein Finanzierungsmodell, das sonst nicht üblich war 
und das für Alfred Heese ein erstes Beispiel für die anzustrebende Kombination 
sozial- und betriebswirtschaftlichen Handelns darstellte.

Mitarbeit an der konzeptionellen Weiterentwicklung 
der Mitbestimmung
Erste Erfahrungen seiner Tätigkeit verarbeitete Alfred Heese in einem          
längeren Aufsatz, der unter dem Titel „Aus der Personal- und Sozialarbeit 
eines Hüttenwerkes“ Anfang August 1961 in der renommierten technisch-             
wissenschaftlichen Fachzeitschrift „Stahl und Eisen“ erschien. Darin ver-
folgte er die Absicht, mit Rückgriff auf sozialwissenschaftliche Methoden 
und Erkenntnisse das Führungsverhalten der Meister und Betriebsingenieure 
zu beeinflussen, da die Arbeitsleistung und Produktivität entscheidend davon 
abhinge. Er räumte mit dem gerade unter den technisch ausgerichteten Füh-
rungskräften weit verbreiteten Vorurteil auf, „dass die sozialen Ansprüche 
des Menschen im Betrieb mit den wirtschaftlichen Ansprüchen des Betriebes 
an den Menschen in einem zwangsläufig unlösbaren Gegensatz stehen“, und 
wies ausdrücklich darauf hin, dass sich auch der Erfolg der Personal- und 
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Sozialarbeit quantitativ messen lasse. Bei Anwendung erprobter soziologisch-
statistischer Verfahren in der Auswertung von Daten zu Betriebsunfällen, 
zum Krankenstand, zur Fluktuation, zu Pfändungen, aber auch zum betrieb-
lichen Vorschlagswesen und zu Disziplinarmaßnahmen wäre durchaus „eine 
einwandfreie, durch Zahlen belegte Beurteilung des Sozialverhaltens“ 
möglich, die „Aufschluss über die Fähigkeit der Führungskräfte zur richtigen 
Führung der ihnen anvertrauten Gruppe“ geben. Mit Blick auf die gegenüber 
früher spürbar veränderten Verhältnisse plädierte Alfred Heese nachdrücklich 
für einen neuen, partizipativen Führungsstil: 

„Auf lange Sicht betrachtet haben Beurteilungsvermögen und Kritik-
freudigkeit der Belegschaften zugenommen. Betriebsleiter und Meister fahren 
gut dabei, ,Aufträge zu erteilen’, statt zu befehlen, und um ,Mitarbeit zu 
werben’, statt zu kommandieren.“ Ein Faksimile dieses Aufsatzes ist im 
Anhang abgedruckt.

Mit der Arbeitsgemeinschaft „Engere Mitarbeiter der Arbeitsdirektoren 
in der Eisen- und Stahlindustrie“, einer offiziell am 24. September 1964 ge-
gründeten Einrichtung, entstand ein Diskussionskreis, in dem ein kollegialer 
Erfahrungs- und Meinungsaustausch über Probleme der Personal- und 
Sozialarbeit stattfinden konnte. Neben regelmäßigen Arbeitstagungen, auf 
denen auch Referate zu wirtschaftlichen, technischen und sozialen Fragen 
innerhalb der Eisen- und Stahlindustrie, zu speziellen Aspekten der Mit-    
bestimmungstheorie und -praxis sowie zu gewerkschaftspolitischen Proble-
men der Branche gehalten wurden, wurden Fachausschüsse zu bestimmten          
Themen wie zu Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, zur Technisierung und 
Mechanisierung in ihren beschäftigungspolitischen Auswirkungen, zur 
Beschäftigung von Gastarbeitern und zur Entlohnung in Instandsetzungs- 
und Handwerksbetrieben eingerichtet. Alfred Heese arbeitete in dieser 
Arbeitsgemeinschaft von Anfang an mit, war dort bis 1969 Sprecher des 
Fachausschusses 3: Innerbetriebliche Information – Rolle und Struktur der 
innerbetrieblichen Information –, und war von Mai 1967 bis Mai 1970 
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft.

In einem Referat zu den „Konsequenzen für die betriebliche Sozialarbeit 
im Rahmen des neuen Betriebsverfassungsgesetzes“, das er Anfang Dezember 
1972 in der Arbeitsgemeinschaft hielt, formulierte Alfred Heese, was er unter 
einer modernen, zeitgemäßen Unternehmensverfassung verstand, nämlich 
„dem ökonomischen Prinzip das humane Prinzip als gleichberechtigt 
gegenüberzustellen.“ Um diese Gleichrangigkeit zu unterstreichen, sprach er 
auch nicht mehr von betrieblicher Sozialpolitik als Aufgabenbereich der 
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Arbeitsdirektoren und Arbeitnehmervertreter, der betriebswirtschaftlichen 
Entscheidungen grundsätzlich nachgeordnet ist, sondern von „sozialer Be-
triebspolitik“ als einem integrierten Bestandteil der Unternehmenspolitik, 
der die Belange der Arbeitnehmer in allen Bereichen und auf allen Ebenen 
berücksichtigt. 

Zwar schied Alfred Heese aus der Arbeitsgemeinschaft im Oktober 73 
aus, nachdem er zum Arbeitsdirektor auf der Henrichshütte berufen worden 
war, aber im Ausschuss „Betriebliche Sozialarbeit“ der Wirtschaftsvereini-
gung Eisen- und Stahlindustrie wirkte er weiter an konzeptionellen Arbeiten 
mit. Ein vierköpfiger Arbeitskreis, dem auch Alfred Heese angehörte, legte 
im Januar 76 seine „Gedanken zur betrieblichen Arbeits- und Sozialwirt-
schaft“ vor. Darin betonten die Autoren die „Notwendigkeit einer betrieb-
lichen Arbeits- und Sozialwirtschaft als eines integrierten Bestandteiles einer 
Unternehmenspolitik, die sich dem Wohle der Anteilseigner und der Beschäf-
tigten sowie den öffentlichen Interessen verpflichtet weiß.“ Unternehmens-
politik wurde insofern verstanden als „Schnittpunkt verschiedenartiger         
Interessen“, die teils in einem Ergänzungsverhältnis, teils in einem Konflikt-
verhältnis stehen. Der Bericht war ein eindringliches Plädoyer für eine 
„streitige Kooperation“ der beteiligten Akteure im Unternehmen:

 „Der Industriebetrieb als Zweckverband ist bekanntlich nicht nur ein 
kooperatives System zur Erreichung unwandelbar vorgegebener Ziele; als 
soziales System ist er vielmehr auch ein Spannungsfeld, in dem ein Interes-
senpluralismus für Zielfindung, Dynamik und Wandel durch Konflikt sowie 
kritische und oft streitige Kooperation sorgt. Jedes Unternehmen ist eine 
Leistungsgemeinschaft, die infolge der Vielfältigkeit der menschlichen Be-
ziehungen und der Unterschiedlichkeit der Vorstellungen und Wünsche der 
Mitarbeiter sozial vielschichtig ist. Durch interessenbedingte Gegensätze 
entstehen zwangsläufig Konflikte. Zum Zwecke der funktionsnotwendigen 
Aufrechterhaltung des sozialen Systems eines Industrieunternehmens müssen 
sich jedoch alle Mitglieder dieses Systems bemühen, unter Anerkennung auch 
gegenpoliger Positionen der Konfliktparteien des Arbeitslebens zu Formen 
mitunter widerstreitender Zusammenarbeit zu finden. So wird das allen 
gemeinsame Interesse am Fortbestand eines wirtschaftlich gesunden sowie 
menschlich und sozial leistungsfähigen Unternehmens als Existenzgrundlage 
aller im Unternehmen Tätigen nicht beeinträchtigt.“
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Es folgt ein Auszug aus diesem Bericht, in dem das Unternehmensmodell 
„Streitige Kooperation“ kurz dargestellt ist.

Legende:

blau =  A =  Öffentliches Interesse

gelb = B = Arbeitgeberinteresse

rot  = C  =  Arbeitnehmerinteresse 

MODELL

von Kooperation und Konfl ikt in Wirtschaftsunternehmen

Interessenverteilung: 

1. In den Zonen A, B und C herrscht jeweils Interessenverschiedenheit bzw. 

Interessenabweichung bis zur Interessenkollision (vergröbert dargestellt: 

Profi t, Lohn, Steuern, Abgaben). Hier besteht die Tendenz zu Informations-

Vorsprüngen im Bereich der auf Teilaspekte gerichteten jeweiligen 

Gruppenpolitik, Informations-Konfl ikte sind nicht selten. 

�.  In den Zonen AB, AC und BC herrscht Interessengleichheit bzw. Interessen-

ähnlichkeit und Interessenvereinigung bei jeweils zwei Interessenträgern 

 (z. B. auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit). Es besteht Informationsdurch-

lässigkeit, soweit dies für den Arbeitserfolg wichtig ist. Die Informations-

interessen sind meist gleichgerichtet. 

�.  In der Zone ABC herrscht völlige Interessenübereinstimmung bei drei 

Interessenträgern (Interesse am Fortbestand eines wirtschaftlich und sozial 

gesunden Unternehmens mit Wachstumschancen, daher gemeinsames 

Interesse an ausreichender Rentabilität für optimale Gewinn-, Lohn- 

und Abgabequoten sowie für wirtschaftliches Wachstum). Hier kommt 

gleichberechtigte Kommunikation häufi g zustande. 

C

A

AC

B

AB

ABC

BC
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Vom Assistenten zum Personalchef
Der Weg von Alfred Heese vom Assistenten zum Personalchef verlief über 
einen Zwischenschritt, der Übernahme des Personal- und Sozialressorts in 
der Werksleitung der „Gelsendraht“ in Gelsenkirchen, einer organisatorisch 
selbstständigen Betriebsabteilung der HOAG mit 1.300 Beschäftigten. Dort 
konnte er quasi „im Kleinen“ das Arbeitsspektrum eines Arbeitsdirektors 
erlernen, und zwar durch eigenverantwortliche Tätigkeit, aber auch mit der 
nötigen Rückendeckung des Arbeitsdirektors der Obergesellschaft. 

Im Jahr 1965 kam Heese als Personalchef zurück zur HOAG, wo er der 
zweite Mann im Vorstandsbereich des Arbeitsdirektors Friedrich Kübel wur-
de. Der vorherige Arbeitsdirektor war im Konflikt und in Enttäuschung über 
die IG Metall ausgeschieden – zu unterschiedlich waren die Auffassungen 
über die Funktion eines Arbeitsdirektors zwischen der Gewerkschaft und 
dem Positionsinhaber, zu verbittert waren die Auseinandersetzungen geführt 
worden. Friedrich Kübel – auf einer Linie mit der IG Metall – interessierte 
sich mehr für die gesamte Geschäftspolitik und überließ Alfred Heese das 
Ressort Personalmanagement zur selbstständigen Bearbeitung.

Noch in die Zeit vor 1965 fällt ein betrieblicher Vorgang von weitrei-
chender Bedeutung für die Stahlindustrie und – fast möchte man sagen – für 
die gesellschaftliche Entwicklung im Ruhrgebiet und darüber hinaus, näm-
lich die Einführung der „durchlaufenden Arbeitsweise“, d. h. die Verände-
rung des Schichtsystems in der Art, dass auch der Sonntag wieder zum nor-
malen Arbeitstag wurde. Begleitet war diese Entwicklung von einer heftigen 
gesellschaftlichen Kontroverse um Arbeits- und Freizeit, in der die Stahlin-
dustrie immer in gewisser Weise eine Vorreiterrolle spielte. Während die 
durchlaufende Arbeitsweise, die zugleich die Reduzierung der Wochenar-
beitszeit von 56 auf 42 Stunden bei vollem Lohnausgleich bedeutete, unter-
nehmensintern überwiegend auf Zustimmung stieß, wurde sie innerhalb der 
IG Metall wesentlich kontroverser diskutiert. Ein Punkt unter anderen, der 
zur wachsenden Entfremdung zwischen dem IG Metall-Zweigbüro in Düs-
seldorf, dem Vorstandsbereich für die Stahlindustrie in der IGM, und dem 
ersten Arbeitsdirektor der HOAG geführt hatte. 

Noch während der Zeit von Alfred Heese bei der HOAG deutete sich aber 
auch schon ein Vorgang an, der prototypisch für die Zukunft der westdeut-
schen Stahlindustrie sein sollte: die sukzessive Übernahme mehrerer großer 
Stahlunternehmen, u. a. auch der HOAG durch Thyssen, formal vollzogen 
durch die Fusion der Hüttenwerke Oberhausen mit der Niederrheinischen 
Hütte zur Thyssen Niederrhein Oberhausen AG (TNO) im Jahr 1971.
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Erste Stilllegungen in den 60er Jahren und 
Reaktionen auf die Frühverrentung
Schon in der zweiten Hälfte der 60er Jahre wurden einzelne Stahlwerke still-
gelegt, da sie nicht mehr den erforderlichen technischen Standards entspra-
chen. Diese Stilllegungen erfolgten aber relativ konfliktlos, sie konnten über 
Umsetzungen und über erste Frühverrentungsmaßnahmen ohne große so-
ziale Einschnitte bewältigt werden. Nach der Erinnerung von Alfred Heese 
war allerdings zu Beginn sehr viel Überredungskunst notwendig, um den 
älteren Arbeitnehmern trotz relativ komfortabler Bedingungen diese Früh-
verrentungsmaßnahmen, die sogenannte 59-Jahre-Regelung, schmackhaft 
zu machen. Dieser Widerstand gegen ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem 
Arbeitsleben steht nach Alfred Heese in krassem Gegensatz zu den Reak-
tionen der Belegschaftsmitglieder, die er später bei Hoesch erlebte, als viel 
jüngere Beschäftigte sich förmlich danach drängten, bei der vorzeitigen Ver-
rentung berücksichtigt zu werden – sogar unter Inkaufnahme schlechterer 
finanzieller Regelungen.

Diese grundlegende Veränderung in der Haltung der Stahlarbeiter zur 
Frühverrentung innerhalb von zehn Jahren kommt retrospektiv betrachtet 
einer Art „Kulturrevolution“ gleich. Sie kann nach Ansicht von Alfred Heese 
mit dem soziokulturellen und geschlechtsrollenbezogenen Umbruch des Be-
rufs-, Arbeits- und Selbstverständnisses und der im Verlauf der 60er und 
70er Jahre veränderten Modelle (vor allem männlicher) Lebensentwürfe       
erklärt werden: Die zentrale Vermutung ist, dass zur Zeit der ersten Früh-
verrentungsregelungen am Ende der 60er Jahre das traditionelle männliche 
Arbeitsmodell der lebenslangen lohnabhängigen Arbeit als „identitäts-       
stiftende Figur“ trotz aller erlebten Belastungen noch vollständig Gültigkeit 
hatte, während dies schon wenige Jahre später weitgehend aufgeweicht war 
und die Beschäftigten sich andere Lebensentwürfe „nach der Lohnarbeit“, 
„nach der Maloche“ vorstellen konnten. Die in den 70er Jahren auftretende 
starke Flucht aus der Schwerstarbeit war aber auch nur mit dem Modell der 
Frühverrentung möglich, nicht mit anderen Modellen wie zum Beispiel dem 
von Lebensarbeitszeitkonten etc. Von daher kann aus dieser massiven Nach-
frage nach Frühverrentung weniger auf eine Zustimmung zu diesem Modell 
als vielmehr auf ein dringendes Bedürfnis nach einer Korrektur des Stellen-
werts von Arbeit im eigenen Leben geschlossen werden. 

Diese These hat prinzipiell eine enge Verbindung zu der Diskussion über 
die „durchlaufende Arbeitsweise“. Man kann davon ausgehen, dass die Stahl-
industrie auf Grund ihrer sehr speziellen Arbeits- und Wettbewerbsbedin-
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gungen gesellschaftlicher Vorreiter bei der Ablösung traditioneller Arbeits- 
und Arbeitszeitmodelle war; die Arbeitsdirektoren haben demnach eine stär-
kere gesellschaftliche Umgestaltung mitbewirkt, als sie es zum Zeitpunkt 
ihres Handelns im betrieblichen Feld eigentlich intendierten. 

Stahlkrise ante portas
Gegen Ende der Zeit von Alfred Heese bei der Thyssen Niederrhein Ober-
hausen AG, der ehemaligen HOAG, mehrten sich die Anzeichen, dass der 
Ankauf durch Thyssen eine Standortbereinigung zum Ziel hatte. Gegen          
diese Absicht des Konzerns bildete sich eine breite Phalanx zur Verteidigung 
des Standortes Oberhausen: vom Vorstandsvorsitzenden über den Arbeits-
direktor, den Betriebsrat und die örtliche IG Metall bis hin zur örtlichen 
Politik. Im Nachhinein ist festzustellen, dass ein solcher breiter Widerstand, 
für den die betriebswirtschaftliche Basis fehlte, Stilllegungen nur verzögern, 
nicht vermeiden konnte. Aus der Sicht von Alfred Heese ist es entscheidend 
einzusehen, dass man auf der jeweiligen Verantwortungsebene gezwungen 
ist, auch betriebswirtschaftliche Argumente in die Überlegungen einzube-
ziehen. Das heißt, auf die damalige Situation bezogen: obwohl z. B. der Hoch-
ofen A in Oberhausen einer der rentabelsten und modernsten Hochöfen 
Europas war, konnte es durchaus sein, dass betriebswirtschaftlich betrachtet 
die Eliminierung eines Standortes – auch wenn er sogar moderner war als 
andere – sich besser rechnete als die Aufrechterhaltung zweier oder mehrerer 
Standorte.

„Stahlkrise ante portas“ heißt somit in diesem Zusammenhang: der Be-
deutungsgewinn der betriebswirtschaftlichen vor den volkswirtschaftlichen 
und vor allem vor den sozialen Kriterien. Auch für Alfred Heese erwiesen 
sich diese Erfahrungen als harte persönliche Lernprozesse, die nicht leicht 
zu bewältigen waren und die sich vor allen Dingen bei Hoesch in Dortmund 
in extremer Weise wiederholen sollten.

An das betriebliche Milieu der Hüttenwerke Oberhausen AG denkt Alfred 
Heese gerne zurück, zumal es sich bei der HOAG schon um eine Art Mus-
terbetrieb der Montanmitbestimmung handelte, der viel Interesse auf sich 
zog. Das Werkgasthaus war ein zentraler Treffpunkt für unterschiedliche 
Personengruppen. Als die SPD nach geraumer Zeit in den 1960er Jahren in 
Oberhausen zur politischen Hegemonie gelangt war, versuchte sie, das soziale 
Milieu der Schwerstarbeiterstadt Oberhausen zu pflegen und zu verteidigen 
– etwa gegen die Ansiedlung von universitären Einrichtungen in der Stadt.
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Wechsel von Oberhausen nach Hattingen
1973 wechselte Alfred Heese von der TNO in Oberhausen als Arbeitsdirek-
tor in den Vorstand der Rheinstahl Hüttenwerke AG in Hattingen. Sein 
erstes Jahr in dieser Funktion war für ihn im Rückblick „das schönste Be-
rufsjahr“ seines Lebens. Es gab praktisch keine Probleme. Die wirtschaftliche 
Situation war sehr gut, der Hattinger Betriebsrat war kooperativ, und das 
Werk war komplett, kompakt und überschaubar. Aber schon drohte auch 
hier der Zugriff durch Thyssen. Noch im gleichen Jahr 1973 übernahm die 
August-Thyssen-Hütte die komplette Rheinstahl AG, also auch die Hattinger 
Betriebe mit 7.500 Belegschaftsmitgliedern. Alfred Heeses Position war an-
gesichts dieser Entwicklung, die ja einige offensichtliche Parallelen zu den 
Ereignissen in Oberhausen aufwies, es nicht den Oberhausenern mit ihrer 
prinzipiellen Ablehnung gleichzutun, sondern die Standortpolitik durch Ver-
handlungen mit Thyssen positiv zu beeinflussen. Dies gelang in den ersten 
Jahren, in denen das Produktionsprogramm unverändert fortgesetzt wurde. 
Auch in Hattingen ereilte Alfred Heese somit die Krise der Stahlindustrie in 
Form kontinuierlicher Ankäufe und Fusionen, also eines starken und zuneh-
menden Konzentrationsprozesses, dessen personal- und betriebspolitische 
sowie soziale Umwälzungserscheinungen ihn sein Arbeitsleben lang begleiten 
sollten.

Persönlich traf Alfred Heese besonders die von ihm erstmals in seinem 
Leben angeordnete Kurzarbeit im Jahre 1975. Angetreten mit der Perspek-
tive, die Arbeitssituation der Stahlarbeiter zu verbessern und zu verstetigen, 
war es nun seine Aufgabe, Zumutungen wie Kurzarbeit und Lohneinbußen 
zu verantworten. Auch wenn die betroffenen Arbeiter diese Entscheidungen 
des Arbeitsdirektors Alfred Heese vielleicht weniger dramatisch sahen als 
dieser selbst – der Betriebsrat stimmte zu, und alles hatte seine Richtigkeit –, 
bleibt diese Erfahrung als belastendes Moment in seiner Lebenserinnerung 
gespeichert. 

Bevor die Stilllegungswelle in Hattingen aber wirklich einsetzte, war 
Alfred Heese – seit 1978 – schon Arbeitsdirektor bei Hoesch.
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Im Juli 1978 folgte Alfred Heese dem Ruf der IG Metall und ging zum nächs-
ten Schauplatz des dramatischen Strukturbruchs in der Stahlindustrie, zu 
den Hoesch Hüttenwerken (seit 1984 Hoesch Stahl) in Dortmund. Auch die 
Hoesch-Betriebsräte waren nach einem Gespräch im Düsseldorfer Zweig-
büro der IG Metall der Ansicht, dass Alfred Heese der richtige Mann für 
diese Position sei, obgleich er selbst wohl lieber in Hattingen geblieben wäre, 
da er sich dort einerseits sehr wohl gefühlt hatte und andererseits unter dem 
Gesichtspunkt der Vertrauensbildung und des „Zusammenwachsens“ von Ar- 
beitsdirektor, Betriebsrat und Belegschaft innerhalb eines Unternehmens um 
die Problematik einer Umbesetzung der Arbeitsdirektorenposition wusste. 
Subjektiv belastete ihn bei seiner Entscheidung das Gefühl, dass man anneh-
men könnte, er ließe die Kollegen in Hattingen im Stich. Als Nachfolger von 
Alfred Heese in Hattingen wählten die Betriebsräte dann Helmut Latta, zu-
vor Personalleiter bei Walter Hölkeskamp, dem Arbeitsdirektor im Hoesch 
Konzern. 

Seine Vorstandskollegen in Hattingen hatten ihm noch die Vermutung 
mit auf den Weg gegeben, dass eine seiner ersten Amtshandlungen bei Hoesch 
die Stilllegung der drei Siemens-Martin-Stahlwerke sein werde. Die schwie-
rige Situation bei Hoesch vor Augen, ahnte er allerdings noch nichts vom 
wahren Umfang der Probleme, die ihn erwarteten. Ebenso wenig konnte er 
Anfang 1978 wissen, welche Schwierigkeiten sich für ihn durch die Zusam-
menarbeit mit Detlev Karsten Rohwedder ergeben würden, der 1979 den 
Vorstandsvorsitz der Hoesch AG übernahm. Während es in den ersten Jah-
ren der gemeinsamen Arbeit positive Kontakte gab, da Rohwedder sich erst 
einmal in einem mitbestimmten Unternehmen orientieren musste, erinnert 
sich Alfred Heese sehr genau, dass die Verhältnisse nach Ablauf dieser Jah-
re geradezu vereisten, weil Rohwedder ganz klar die Mitbestimmung und 
ihre soziokulturellen Implikationen als ein zentrales Hemmnis für seine Vor-
stellung einer modernen Unternehmenspolitik betrachtete. 

Trotz der wirtschaftlich angespannten Lage bei Hoesch – besonders           
gefährdet waren die drei Siemens-Martin- und die Profilstahlwerke – war 
Alfred Heese bei seinem Arbeitsantritt von dem Selbstbewusstsein von Vor-
stand und Führungskräften des Unternehmens und von der angenehmen 
Arbeitsatmosphäre beeindruckt. Die Belegschaftsstärke in den drei Dort-
munder Werken Westfalenhütte, Phoenix und Union betrug zu diesem Zeit-
punkt 23.700. Im sozialen Bereich, d. h. in der Belegschaftsverpflegung, dem 
gut ausgebauten Arbeitsschutz, der Betreuung durch Betriebskranken- und 
Vorsorgekasse übertraf Hoesch die entsprechenden Strukturen in Oberhau-
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sen und Hattingen. Die Atmosphäre war außerordentlich mitbestimmungs-
freundlich, und auch das Verhältnis zu seinen Vorstandskollegen und zu den 
Betriebsräten war überaus positiv. 

Schon im Laufe des Jahres 1978 wurde Alfred Heese allerdings klar, dass 
es über kurz oder lang Effizienzprobleme im Bereich der Stahlproduktion 
mit dem Siemens-Martin-Verfahren geben würde. Als er diese Überlegungen 
vorbrachte, stieß er zunächst – besonders im Vorstand – auf Unverständnis, 
da man davon ausging, dass Siemens-Martin-Stahl mindestens ebenso güns-
tig herzustellen und zu vermarkten sei wie LD-Stahl im Oxygenstahlwerk, 
dabei aber außer Acht ließ, dass das per Blockguss und in weiteren Arbeits-
schritten gefertigte Endprodukt letztlich teurer wurde als das in LD-Stahl-
werken und Strangguss-Technik erzeugte Endmaterial. Man dürfe sich nicht 
weiter am niedrigeren Herstellungspreis des – gar nicht direkt verkaufbaren 
– Flüssigstahls orientieren. Trotz ähnlicher Einsichten einiger Betriebsräte, 
die schon 1972 zu einer Arbeitsniederlegung mit der Forderung nach der 
Erarbeitung und Umsetzung eines Oxygenstahlwerk-Konzepts geführt hat-
ten, wurde vom Vorstand das Siemens-Martin-Verfahren in Verkennung der 
Marktsituation prinzipiell auch 1978 noch verteidigt, obgleich man sich 
darüber im Klaren war, dass Hoesch die letzten Stahlwerke dieses Typs in 
der Bundesrepublik betrieb. 

Alfred Heese
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Das „4.200-Mann-Programm“
1979 wurde die Notwendigkeit einer sukzessiven Ablösung von der Siemens-
Martin-Technik endgültig deutlich, und Alfred Heese, der mit voller Über-
zeugung hinter dieser Umstellung stand, legte sein Rationalisierungspro-
gramm vor, das zunächst die Herausnahme eines Siemens-Martin-Stahl-
werks und weitere Rationalisierungen vorsah mit einem geplanten Abbau 
von 4.200 Arbeitsplätzen. Nach diesem Anstoß zur Strukturverbesserung 
auf der Stahlwerksseite entwickelte sich sehr bald die Überzeugung, alle drei 
Siemens-Martin-Stahlwerke stilllegen zu müssen und für diese ein neues 
Oxygenstahlwerk zur besseren Versorgung der Profilwalzwerke mit Vorma-
terial zu bauen. Als besonders schwierig wurde – nicht zuletzt auch vom 
holländischen Partner Hoogovens, mit dem Hoesch sich 1972 zum Un-         
ternehmen ESTEL mit Sitz in Nijmegen zusammengeschlossen hatte – die 
technische Seite der Umstellung betrachtet, zumal alle drei Siemens-Martin-
Werke mit den jeweiligen Walzstraßen verkoppelt waren und somit nicht 
einfach aus dem Prozess herauslösbar schienen. 

Mit diesen Problemen wurde klar, dass das 4.200-Mann-Programm 
kaum für eine wirtschaftlich-technische Modernisierung ausreichen würde. 
Trotz der wachsenden Einsicht in die Notwendigkeit einer Umstrukturierung 
gab es aber insgesamt für die zukünftige strategische Ausrichtung der Hoesch-
Stahlproduktion in Dortmund zu diesem Zeitpunkt kein klares Konzept – 
weder von Seiten des Vorstands noch von Seiten des Betriebsrats. Stattdessen 
traten die Interessenkonflikte mit dem holländischen Partner Hoogovens 
offen zutage, der den Status quo auf Grund seiner speziellen Zulieferbedin-
gungen, gestützt auf seine moderne Stahlwerkskonzeption und logistisch 
günstige Lage am Meer in Ijmuiden, beibehalten wollte. Da Hoogovens zwei 
kostengünstig produzierende LD-Stahlwerke hatte und auf Grund des ver-
einbarten Gewinn- und Verlust-Ausgleichs zwischen Hoesch und Hoogovens 
für die kostenintensiveren Produktion bei Hoesch stets eine Kompensation 
durch die Obergesellschaft ESTEL erfolgte, sah man zunächst keinen Hand-
lungszwang. Diese Unternehmenspolitik wurde erst 1980 prekär, als Hoogo-
vens infolge des absackenden Stahlpreisniveaus selbst Verluste machte. 

In der Phase der beabsichtigten, aber konzeptionell kaum ausgearbeiteten 
Umstellung auf LD-Stahlproduktion gab es rege Diskussionen, an denen die 
Vorstände ebenso wie die Betriebsräte beteiligt waren. Kurt Schrade, der 
soeben den Betriebsratsvorsitz auf der Westfalenhütte übernommen hatte, 
war ebenso wie Werner Schäfer, der Betriebsratsvorsitzende des Werkes Uni-
on, an den strategischen Fragen interessiert. Die Teilnahme der Betriebsräte 
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an diesen Diskussionen, u. a. in den Aufsichtsratssitzungen, widerstrebten 
der holländischen Seite, da die beschäftigungs- und sozialpolitisch motivierte 
kritische Einstellung der Betriebsräte gegenüber den Zulieferungen aus           
Ijmuiden in den deutschen Teilkonzern (u. a. nach Dortmund) allgemein be-
kannt war. 

Das gesamte Diskussionsszenario und die dem zugrunde liegende Inte-
ressenkonstellation veränderte sich ab 1980 durch die wirtschaftlichen Ver-
luste auf der holländischen Seite, die auch eine generelle Überprüfung des 
vertraglich fixierten Verlustausgleichs nach sich zogen. Dieses auf aktien-
rechtlichen Bestimmungen basierende Modell war an die Konstruktion der 
ESTEL-Obergesellschaft gekoppelt, die mit Hoesch und Hoogovens zwei 
Tochterunternehmen unterhielt, für die ein Gewinn- und Verlustausgleich 
vereinbart war. Diese heute weitgehend überholte, damals aber hoch im Kurs 
stehende zentralistische Unternehmenskonstruktion besaß den Nachteil, 
dass sie infolge ihres finanziellen Kompensationsmechanismus die betriebs-
wirtschaftliche Orientierung und den Rationalisierungsanreiz bei den Ein-
zelunternehmen abschwächte und damit deren Krisenanfälligkeit erhöhte. 

Zudem wurde in Alfred Heeses Sicht durch die gleich starke Besetzung 
von Vorstand und Aufsichtsrat – jeweils vier bzw. zehn Mitglieder von hol-
ländischer und ebenso von deutscher Seite – und der in dieses komplexe 
Gefüge zusätzlich eingebrachten Mitbestimmungsregelungen der Arbeitneh-
merseite ein schneller und wirksamer Entscheidungsfindungsprozess fast 
unmöglich. Die für Konstruktionen wie den ESTEL-Konzern charakteris-
tische Zentralisierung der Entscheidungsstrukturen und die Immobilität in 
den Untergesellschaften durch Zuliefer-/Abnahme-Garantien und Verlust-
ausgleichsverpflichtungen stellte sich in der hereinbrechenden Strukturkrise 
mehr und mehr als Hemmschuh für das Überleben der Unternehmen dar. 
Die Alternative, entweder gemeinsam unterzugehen oder sich voneinander 
zu lösen, wurde dann auch im Januar 1982 zugunsten der letzten Möglich-
keit entschieden: Hoesch und Hoogovens trennten sich nach zehn Jahren 
wieder voneinander, ein Schritt, der bei Hoesch allerdings nicht ohne eine 
größere Belegschaftsreduzierung und Geschäftskonzentration vollzogen 
werden konnte. 

Diese Entwicklung war 1979 noch nicht vorhersehbar. Unter dem Ein-
druck der zunehmenden Unwirtschaftlichkeit der Siemens-Martin-Technik 
konnte Alfred Heese dem Vorstand sein Vorhaben, zumindest eines der Stahl-
werke aus dem Produktionsprozess herauszunehmen, näherbringen. Ob-
gleich dieser Plan nach außen kaum als Ergebnis der Initiative des Arbeits-
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direktors wahrgenommen wurde, erscheint die Tatsache, dass gerade dieser 
für eine betriebswirtschaftlich sinnvolle, aber letztlich arbeitsplatzvernicht-
ende Maßnahme plädierte, erklärungsbedürftig. 

Was veranlasste ihn also trotz des Wissens um die möglichen sozialen 
Folgen zur Entwicklung des 4.200-Mann-Programms? Die Antwort findet 
sich in den bereits beschriebenen ökonomischen Rahmenbedingungen und 
in den einzelnen Elementen des Rationalisierungsprogramms, das nicht ohne 
Grund schließlich auch von den Betriebsräten ohne größeren Konflikt ak-
zeptiert wurde: Wesentlicher Bestandteil des Konzepts war die Überlegung, 
die Reduzierung von 4.200 Arbeitsplätzen durch Umsetzungen und andere 
kündigungsferne Maßnahmen zu erreichen. Die Voraussetzungen für die 
Identifizierung derartiger Potenziale waren relativ gut, da Alfred Heese ge-
rade die Abteilung Arbeitswirtschaft mit dem Bereich Personaleinsatz vom 
Technischen Vorstand übernommen hatte, die normalerweise nicht zum Zu-
ständigkeitsbereich eines Arbeitsdirektors zählte; zu diesem Ressort gehörten 
auch die Lohnfindung. Im damaligen Leiter der Arbeitswirtschaft fand Al-
fred Heese darüber hinaus einen guten und technisch versierten Mitarbeiter, 
mit dem er erste Überlegungen zur Umsetzung des Programms anstellte. 
Priorität hatte für ihn dabei besonders die Nachvollziehbarkeit und Trans-
parenz des Vorhabens. 

Wie groß die Kluft zwischen Konzeptionierung und praktischer Umset-
zung werden kann, und wie schnell ein soeben gefundener Konsens wieder 
ins Wanken geraten kann, erfuhr Alfred Heese allerdings einige Zeit später 
bei der Stilllegung der relativ kleinen Drahtverfeinerung: Während das Kon-
zept der mit größeren Nebenfolgen verbundenen Stilllegung des Siemens-
Martin-Werkes von den wichtigen Akteuren der Mitbestimmung politisch 
mitgetragen wurde, entzündete sich – nicht zuletzt durch den besonders  
aktiven Betriebsrat Jochen Walbersdorf, der diesen Betriebsteil seit 1978 
betreute – an der Stilllegung der Drahtverfeinerung 1979 eine Kontroverse, 
die zu einer heftigen spontanen Arbeitsniederlegung führte. Diese Reaktion 
erklärte sich Alfred Heese weniger durch die Anzahl der hiervon Betroffenen 
– es handelte sich „nur“ um ca. 150 bis 200 Belegschaftsmitglieder –, sondern 
eher durch den symbolischen Charakter dieser Stilllegung eines Hoesch- 
Nebenbetriebs, der zwar Verluste einbrachte, aber auch für die Breite der 
Produktpalette stand. Dessen Schließung symbolisierte somit für viele im 
Unternehmen den Abschied vom Universalanbieter und vom Glauben an 
eine unverbrüchliche Kontinuität des bis dahin privilegierten Hoesch-Sta- 
tus.
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In der zweiten Jahreshälfte 1979 wurde zunehmend deutlich, dass selbst 
die Schließung eines Siemens-Martin-Stahlwerks und die Belegschaftsver-
minderung um 4.200 Mitarbeiter für die Wiedererlangung einer ausgegli-
chenen Kosten-Ertragssituation nicht genügen würde. Es konkretisierten sich 
in der Folge Überlegungen, alle drei Siemens-Martin-Werke stillzulegen und 
stattdessen ein LD-Stahlwerk mit einer Kapazität von 1,8 Millionen Jahres-
tonnen auf der Westfalenhütte zu errichten, bei Fortführung aller Walzstra-
ßen, also auch der Profilwalzwerke. 

Während also die Belegschaft und die Öffentlichkeit um die Jahreswende 
1979/1980 noch mit dem 4.200-Mann-Programm beschäftigt waren, wurde 
im Konzernvorstand Hoesch über dieses noch viel radikalere Stilllegungsbün-
del nachgedacht. Entscheidend für den weiteren Verlauf dieser Diskussion 
wurde der personelle Wechsel im Technikressort des Hoesch-Stahl-Vorstands. 
Der von Detlev Karsten Rohwedder wegen seiner Durchsetzungsfähigkeit und 
Strategieorientierung engagierte Knut Consemüller, zuvor Leiter der Dort-
munder Kaltwalzwerke, wurde Technisches Vorstandsmitglied. Seine Politik 
unterschied sich von Anfang an – nicht zuletzt durch seine Affinität zu stra-
tegischen und konzeptionellen Fragen der Unternehmensführung – von der 
seines Vorgängers. Als Vertreter der Flachproduktseite ging er von der Not-
wendigkeit der Stilllegung der gesamten Profilseite aus, ein Konzept, das weit 
über das von Alfred Heese entwickelte 4.200-Mann-Programm hinausging. 
Diese erweiterte Stilllegungsplanung erklärte sich aus dessen Sicht einerseits 
aus der Arbeitsbiographie Consemüllers, aus der ihm eine gewisse Vor-        
eingenommenheit zugunsten der „flachen Seite“, d. h. der Produktion von 
Fein- und Feinstblechen, unterstellt wurde, aber war auch aus Wirtschaft-
lichkeitserwägungen abgeleitet, da die Profilproduktion bereits zum dama-
ligen Zeitpunkt relativ unrentabel geworden war und sich diese Tendenz für 
alle Profilwalzwerke bis heute fortsetzen sollte, sieht man von Spezialanbie-
tern ab.

Ohne die Profilstahlproduktion war aber aus Kapazitätsgründen ein      
neues LD-Stahlwerk (neben dem LD-Stahlwerk auf Phoenix in Dortmund-
Hörde) nicht notwendig. Die sich allmählich konkretisierenden Überlegun-
gen, das für die Versorgung der Profilwalzwerke vorgesehene Oxygenstahl-
werk trotz zugesagter öffentlicher Förderung nicht zu bauen, führte 1980 zu 
einer Kette von heftigen Belegschaftsprotesten, die in einer Großdemonstra-
tion mit 80.000 Menschen im November 1980 kulminierten.

4.2
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Das große Rationalisierungsprogramm von 1981
Die gesamte zweite Hälfte des Jahres 1980 war dementsprechend von er-             
heblichen Auseinandersetzungen über den strategisch richtigen Weg der  
Hüttenwerke geprägt. Der Betriebsrat forderte schließlich nach langwierigen 
und schwierigen internen Diskussionen – wenn schon das vom Aufsichtsrat 
beschlossene Stahlwerk für die Profilseite nicht gebaut werde – ein Überle-
benskonzept zu entwickeln, das für eine absehbare Zukunft Bestand haben 
würde. Wesentlicher Bestandteil dieser Planungen war dann der Bau eines 
neuen Oxygenstahlwerks für die „flache Seite“ direkt vor der Warmbreit-
bandstraße auf der Westfalenhütte – unter Aufgabe des vorhandenen Oxy-
genstahlwerks auf dem Werk Phoenix, das dort in den Jahren 1972 - 1975 
gebaut worden war.

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen fand am 29. Mai 1981 eine 
gemeinsame Aufsichtsratssitzung der Hoesch-Hüttenwerke und der Hoesch 
AG statt, auf der ein neues Konzept verabschiedet wurde, das die folgenden 
drei Ziele umfasste:
n Produktrationalisierung, d. h. im Wesentlichen die Aufgabe der meisten 

Profilprodukte und Konzentration auf die und Ausbau der Kaltwalzka-
pazitäten für Fein- und Feinstblech;

n Halbzeugrationalisierung, d. h. Konzentration auf die unbedingt notwen-
digen Produktionslinien inklusive ihrer weitergehenden Rationalisie-
rung;

n Standortrationalisierung, d. h. Konzentration aller Produktionsaufgaben, 
einschließlich einem neuen Stahlwerk, auf der Westfalenhütte.

Angesichts dieses Radikalkonzepts prallten verschiedene Interessenge-
gensätze logischerweise scharf aufeinander, was die Aufsichtsratssitzung zu 
einer äußerst spannungsgeladenen Angelegenheit machte. Diese Kontrover-
sen zogen sich auch quer durch das Lager der Betriebsräte, denn während 
z. B. die meisten den Abbau auf der Profilseite akzeptierten, waren die Ein-
stellung zur Standortrationalisierung durchaus gespalten, je nachdem ob das 
vertretene Werk im Konzentrations- und Neuerrichtungsvorhaben zugunsten 
eines anderen stillgelegt werden oder die Produktion aus einem anderen Werk 
dorthin verlagert werden sollte. So wandte sich der Betriebsrat des Phoenix-
Werkes in Dortmund-Hörde naturgemäß gegen ein neues Stahlwerk auf der 
Westfalenhütte, da dies die Stilllegung des LD-Stahlwerks auf Phoenix zur 
Folge gehabt hätte.
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Der brisanteste Teil des Konzepts war der Umfang des angestrebten Be-
legschaftsabbaus, der 13.500 Belegschaftsmitglieder umfassen sollte. Ob-
gleich das vorangegangene 4.200-Mann-Programm in diesem erweiterten 
Rationalisierungsplan aufging, erschien diese große Stilllegungsmaßnahme 
und der damit verbundene Abbau von so vielen Arbeitsplätzen gewaltig. Im 
Einzelnen waren die Stilllegung der drei Siemens-Martin-Werke, des Elek-
trostahlwerks, der Feineisenstraße, der Halbzeugstraße auf dem Werk West-
falenhütte, der Profilstraße P3 auf dem Werk Union und die Aufgabe des 
Grobblechwalzwerks sowie der Blockgussanlage auf dem Werk Phoenix vor-
gesehen. Um direkte Kündigungen zu vermeiden, wurden bereits in derselben 
Aufsichtsratssitzung die Möglichkeiten des Einbaus sozialer Sicherungen dis-
kutiert. 

Alfred Heeses große Leistung war es, dass er nach Unterbrechung der 
Sitzung eine Leitidee für eine sozialverträgliche Umsetzung des Rationalisie-
rungsprogramms vortrug, die sich wider Erwarten zehn Jahre lang in der 
Praxis bewährte. Seine klassische Formel lautete: keine betriebsbedingten 
Kündigungen bevor nicht die gesamte Palette personalpolitischer Maßnah-
men (innerbetriebliche und konzernweite Versetzungen, hundertprozentige 
Kurzarbeit, vorzeitige Verrentungen etc.) ausgeschöpft ist. 

In der Rückschau betont Alfred Heese, dass diese Formel zwar in der 
Aufsichtsratssitzung im Mai 1981 einen breiten Konsens fand, dass er es 
jedoch zum damaligen Zeitpunkt für kaum möglich hielt, diese tiefgreifende 
Umstrukturierung des Unternehmens letztendlich wirklich ohne betriebsbe-
dingte Kündigungen zu realisieren. Was man damals noch nicht ahnte und 
was letztlich den sozialverträglichen Abbau von mehr als der Hälfte der Be-
legschaft ermöglichte, war der Umstand, dass sich der gesamte Transforma-
tionsprozess durch die Notwendigkeit technischer, organisatorischer und 
logistischer Vorbereitungen über mehrere Jahre erstreckte. Auf diese Weise 
konnte die Reduzierung um insgesamt 13.500 Arbeitsplätze mit den perso-
nalpolitischen Instrumenten sukzessive bewältigt werden – ohne betriebs-
bedingte Kündigungen. Ein solches personalpolitisches Instrument war u. a. 
die rotierende hundertprozentige Kurzarbeit aller Belegschaften der Siemens-
Martin-Werke: die abwechselnde Kurzarbeit auch solcher Belegschaftsgrup-
pen, die von Stilllegungen (noch) gar nicht betroffen waren. Auch wenn 
gemäß der abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen betriebliche Zuschüsse 
zum Kurzarbeitergeld gezahlt wurden, stellte die so herbeigeführte „Opfer-
gleichheit“ ein Zeugnis für ein unglaublich großes Maß an Solidarität der 
Belegschaften untereinander dar, gestützt und durchgesetzt von der Spitze 
des Betriebsrats. 
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Ereignisse und Verhandlungen im Vorfeld 
des Aufsichtsratsbeschlusses vom 29. Mai 1981

Aus der heutigen Sicht und vor dem Hintergrund der politischen Ausein-
andersetzungen seit Beginn der Stahlkrise Mitte der 1970er Jahre erscheint 
diese auf den ersten Blick relativ konfliktarme Entwicklung bei Hoesch       
verwunderlich. In Wirklichkeit aber verliefen weder der Weg der Konzeptio-
nierung und Entscheidungsfindung noch die ersten Umsetzungsschritte     
konfliktfrei. Im Vorfeld des Aufsichtsratsbeschlusses hatte es heftige Ausein-
andersetzungen und Diskussionen um das zu dem Zeitpunkt noch nicht 
ausgereifte Rationalisierungsprogramm gegeben. Neben den Arbeitnehmer-
interessen tangierte die neue Hoesch-Strategie auch die Geschäftsinteressen 
des holländischen Partners Hoogovens, so dass auch von dieser Seite Wider-
stand entgegengesetzt wurde.

Am 28. November 1980 fand in Dortmund eine große Protestdemons-
tration mit 80.000 Teilnehmern statt, um für das ursprünglich zugesagte, 
dann aber durch die neuen strategischen Planungen überflüssig gewordene 
neue LD-Stahlwerk auf der Westfalenhütte zu kämpfen (Motto: „Stahlwerk 
jetzt!“). Der eigentliche Anlass dieser Demonstration war die durch den Vor-
stand zurückgezogene Zusage des Stahlwerksneubaus für die Profilseite, für 
das sogar Förderzusagen der öffentlichen Hand vorlagen, im Zusammenhang 
mit dem 4.200-Mann-Programm. 

Um die schwierige und angespannte Situation verständlich zu machen, 
erscheint es wichtig, darauf hinzuweisen, dass trotz der weithin anerkannten 
Notwendigkeit einer tiefgreifenden Rationalisierung und heftiger Diskussi-
onen über die Modalitäten des Gesamtumfangs und die Richtung dieses 
Vorhabens bis April 1981 noch nicht klar waren; das „Drei-Schritte-               
Konzept“ wurde erst zu diesem Zeitpunkt entwickelt. Insofern war die No-
vember-Demonstration möglicherweise nicht nur ein aus Enttäuschung und       
Vertrauensverlust motivierter Protest gegen den Vorstandsbeschluss, das 
Stahlwerk nicht zu bauen, sondern auch eine notwendige Ventilreaktion bzw. 
eine – wie Alfred Heese es nennt – „explosionsartige Entfachung des Unwil-
lens“ gegenüber dem eingeschlagenen Kurs, die letztlich den Druck auf die 
Verantwortlichen erhöht und den Weg für die Entwicklung eines wirklich 
tragfähigen Konzepts bereitet hat. Rohwedder, dem ein Alleingang („Einer 
gegen alle“) vorgeworfen wurde, zog in dieser Phase zwischen Herbst 1980 
und Frühsommer 1981 den geballten Zorn auf sich, da er das sozialpolitisch 
folgenreiche Konzept bereits mit Nachdruck in der Öffentlichkeit vertrat, 
als der Konsens mit dem Betriebsrat und den Gewerkschaftsvertretern noch 
gar nicht feststand. 
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Obwohl allen betrieblichen Akteuren klar war, dass tiefe Einschnitte zur 
wirtschaftlichen Gesundung erforderlich sein würden, musste das von Con-
semüller ausgearbeitete Programm mit seiner Orientierung an der technisch-
betriebswirtschaftlichen Dimension der Umstrukturierung zuerst in Vorge-
sprächen mit den Betriebsräten verhandelt werden. Diese Beratungen im 
Vorfeld der Aufsichtratssitzung fanden mit den Spitzen des Betriebsrats statt, 

Demonstration „Stahlwerk jetzt!“ am ��.11.1��0; 
links oben die Betriebsräte Werner Nass und Kurt Schrade
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den Betriebsratsvorsitzenden der drei Werke: Kurt Schrade, Westfalenhütte, 
Werner Schäfer, Union, und Reinhold Rösen, Phoenix. Dabei stand der Hör-
der Betriebsratsvorsitzende Rösen dem Konzept zunächst ablehnend gegen-
über, lenkte aber schließlich nach dem positiven Votum seiner Kollegen der 
Werke Westfalenhütte und Union ein. Obwohl die technisch-betriebswirt-
schaftliche Seite des Rationalisierungskonzepts ihnen plausibel erschien, 
hatten allerdings auch die Betriebsräte zu diesem Zeitpunkt keine Antwort 
auf die damit verbundenen sozialpolitischen Probleme. Wie schwierig die 
Verhandlungssituation war, zeigt sich darin, dass die Betriebsräte sich 
schließlich dafür entschieden, das Konzept unter der Bedingung einer strik-
ten Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen mitzutragen, der Vorstand 
sich aber weigerte, hierfür eine Zusage zu geben. 

Dies war der erreichte Stand nach den Vorverhandlungen. Das heißt, vor 
Beginn der Aufsichtsratssitzung am 29. Mai 1981 existierte keine Kompro-
missformel zwischen den betrieblichen Parteien und somit auch kein Konsens 
über das Konzept, was um so brisanter war, als das Unternehmen unter im-
mensem Zeitdruck stand und man auf Grund der schlechten wirtschaftlichen 
Situation keine Zeit mehr für eine weitere Verhandlungsrunde hatte. Die 
Hoesch-Verluste waren so groß, dass auch der selbst angeschlagene hollän-
dische Partner, von dem man in dieser Phase noch keine Trennung erwog, 
sie nicht mehr ausgleichen konnte. Eine Lösung musste also schnellstmöglich 
gefunden werden. Der Vorstand versuchte, eine Entscheidung bereits im Fe-
bruar und März 1981 herbeizuführen, verkannte aber dabei die Kompliziert-
heit des mitbestimmten Verhandlungs- und Entscheidungsverfahrens, so dass 
das Sanierungsprojekt in der ersten Aufsichtsratssitzung noch nicht zur Ent-
scheidung gestellt werden konnte. Erst die in der gemeinsamen Aufsichts-
ratssitzung von Alfred Heese vorgeschlagene „klassische“ Formel der Ver-
pflichtung zur maximalen Ausschöpfung des personalpolitischen Instrumen-
tariums bot eine konsensfähige Basis für das neue Konzept. 

Die Position des Arbeitsdirektors

Alfred Heese, der bereits bei seinem Arbeitsantritt 1978 die Zukunft der 
Siemens-Martin-Technik und anderer Bereiche bei den Hoesch-Hüttenwer-
ken kritisch gesehen hatte, war zu der Überzeugung gelangt, dass das von 
Consemüller als Konzeptvorlage für die Aufsichtsratssitzung präsentierte 
dreistufige Umstrukturierungsvorhaben zwar schmerzhaft, aber zur Sanie-
rung des Unternehmens notwendig sein würde. Ohne die eigene Überzeu-
gung von der Richtigkeit des Konzepts hätte er sich für dessen Umsetzung 
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nicht engagiert und seine Bedenken in jedem Fall den Betriebsräten mitgeteilt. 
In diesem Fall, das heißt ohne die Unterstützung des Arbeitsdirektors, wäre 
das Rationalisierungsprojekt mit großer Wahrscheinlichkeit nicht zustande 
gekommen. Andererseits hielt er das mit Hilfe seiner konsenserzeugenden 
Formel zustande gekommene Fernziel eines „sanften“ Abbaus von 13.500 
Stellen in der ersten Zeit für „kühn“, wenn nicht sogar für unrealistisch. Er 
war sich dessen bewusst, dass seine Formel durchaus eine Hintertür bot, da 
sie betriebsbedingte Kündigungen nicht grundsätzlich ausschloss, aber nur 
als ultimatives Mittel zuließ. Trotz verschiedener Planungsmodelle für eine 
großangelegte „sanfte“ Stellenreduktion hielt er als Personalfachmann die 
vollständige Vermeidung harter Entlassungen zunächst für nicht möglich. 
Betriebsbedingte Kündigungen drohten zumindest im Angestelltenbereich.

Vor dem Hintergrund dieser Einschätzung und der sozialpolitischen Rah-
menbedingungen zum Zeitpunkt des Beschlusses wird die Schwierigkeit der 
Aufgabe Alfred Heeses im Rahmen dieses Rationalisierungsprogramms 
deutlich: Die Aufgabe des Arbeitsdirektors bestand in der Umsetzung des 
Aufsichtsratsbeschlusses, und zwar einerseits unter Wahrung der Ansprüche 
der Belegschaft und andererseits unter Aufrechterhaltung der Unternehmens-
stabilität. 

Wie aber ließ sich der Zielkonflikt dieser Aufgabenstellung und somit die 
Gratwanderung auf der Handlungsebene des Arbeitsdirektors meistern? Für 
Alfred Heese war von Anfang an klar, dass er als Arbeitsdirektor eine große 
Verantwortung für die Belegschaft hatte. Als sein wichtigstes Ziel sah er die 
Verhinderung von Massenentlassungen und die Abwendung einer Krisen-
situation für die gesamte Stadt an. Bei der Entwicklung der Mittel zum Er-
reichen dieses Ziels kam Alfred Heese dann, wie er mehrfach betonte, die 
Verlangsamung der Umsetzung der einzelnen Programmschritte zu Hilfe. 
Nur durch die Tatsache, dass einerseits keine präzise zeitliche Ablaufstruktur 
vereinbart worden war und dass andererseits zuvor nicht einkalkulierte tech-
nische, kaufmännische und logistische Probleme auftauchten, die den Zeit-
rahmen weiter ausdehnten, konnte das hochgesteckte Ziel eines ausschließ-
lich sozialverträglichen Arbeitsplatzabbaus realisiert werden. Durch die zeit-
liche Streckung wurden auch die personalpolitischen Instrumente zur sozialen 
Abfederung der Belegschaftshalbierung im Laufe der Zeit immer leichter 
handhabbar.
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Die Rolle der Gewerkschaft

Obgleich die IG Metall an der konzeptionellen Erarbeitung des Programms 
nicht beteiligt war, wurden Politik und Handlungsweise der Betriebsräte mit 
der Gewerkschaft abgestimmt. Dazu muss beachtet werden, dass die IG 
Metall mit zwei wichtigen Funktionsträgern in den Aufsichtsgremien von 
Hoesch vertreten war: dem Vorstandsmitglied Hans Preiss, der stellvertre-
tender Aufsichtsratsvorsitzender der Hoesch Hüttenwerke war, und Lutz 
Dieckerhoff, ebenfalls Vorstandsmitglied der IG Metall, der stellvertreten-
der Vorsitzender des Aufsichtsrats des Konzerns, also der Hoesch AG, war. 
Die von Hans Preiss geäußerten Sorgen über einen möglichen Glaubwürdig-
keitsverlust der IG Metall und über die mögliche Zuschreibung einer Mit-
verantwortung für den geplanten großen Belegschaftsabbau erwiesen sich 
im Zuge der Umsetzung des Konzepts als unbegründet. Lutz Dieckerhoff 
war als Mitglied des Konzernaufsichtsrats erst zu einem späteren Zeitpunkt 
in die Entwicklung des Konzepts mit einbezogen, deshalb blieb sein Einfluss 
in den intern geführten Diskussionen bei den Hoesch-Hüttenwerken ge-
ring. 

Modifikationen des Programms in der ersten Phase der Umsetzung

Nach dem Aufsichtsratsbeschluss vergingen Wochen, bis die ersten Schritte 
zur Umsetzung des Programms unternommen wurden. Bereits in dieser ers-
ten Phase stellte man fest, dass einige Teilziele sich bei näherem Hinsehen 
als technisch nicht machbar oder aber als wirtschaftlich unsinnig erwiesen. 
Hierzu gehörte z. B. auch die von den Betriebsräten akzeptierte Standort-
konzentration auf dem Werk Westfalenhütte. Kurz vor der geplanten Verle-
gung der schweren Profilstraße vom Werk Union zur Westfalenhütte wurde 
das Vorhaben aus Rentabilitätsgründen abgeblasen, da dies nach einer er-
neuten Kalkulation den Bau einer neuen schweren Straße mit doppelter bis 
dreifacher Produktionskapazität vorausgesetzt hätte – dabei hatte Hoesch 
in diesem Produktsegment bereits einen Marktanteil von 80% in der Bun-
desrepublik und 50% in Europa. Auch das unter dem Konzentrationsaspekt 
geplante Vorhaben, das Stahlwerk vom Werk Phoenix auf die Westfalenhüt-
te umzusetzen, wurde aus betriebswirtschaftlichen Überlegungen zugunsten 
einer Modernisierung des Standorts Phoenix und einer Erweiterung um eine 
Strangguss- und eine Stahlbehandlungsanlage aufgegeben. 

Diese zumeist aus Kostengründen vorgenommenen Modifikationen des 
Gesamtprogramms fanden aber durchaus nicht nur Zuspruch, zumal gerade 
die Zusage des Vorstands zum Bau des neuen LD-Stahlwerks, das Investiti-
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onen in Höhe von ca. einer Milliarde DM und eine langfristig sinnvolle 
Konzentration der Produktion an einem Standort bedeutet hätte, nicht ein-
gehalten worden war. Diese erneute Entscheidung, das vom Aufsichtsrat 
beschlossene Oxygenstahlwerk nicht zu bauen – der dritten Entscheidung in 
Folge – belastete das Vertrauensverhältnis zwischen Vorstand und Betriebs-
rat fundamental. Aus der Sicht der Betriebsräte, besonders ihres Vorsitzenden 
Kurt Schrade, stellte dies einerseits eine Entscheidung zugunsten eines sub-
optimalen technischen „Provisoriums“ dar, andererseits bedeutete es – auf 
der sozialpartnerschaftlichen Verhandlungsebene – einen eklatanten Wort-
bruch des Vorstands. Eine Japanreise im Jahr 1984, an der Alfred Heese und 
der Betriebsratsvorsitzende Schrade teilnahmen, bestätigte angesichts der 
japanischen Strategie der Standortkonzentration und ihrer Erfolge die Ef-
fektivität dieser ursprünglichen Planung. 

Trotzdem: Proteste gegen das Gesamtprogramm gab es in dieser Phase 
nicht mehr, zumal formal am Baubeschluss für das neue Stahlwerk festge-
halten wurde. Sehr wohl aber gab es einzelne Aktionen, die sich gegen die 
jeweils konkret anstehenden Stilllegungsmaßnahmen richteten und bisweilen 
tumultartige Formen annahmen, wie zum Beispiel bei der Grobblechstraße, 
besonders aber bei der Feineisenstraße auf der Westfalenhütte. Die stets 
zentrale Frage der Belegschaftsmitglieder nach Ausschluss von Entlassungen 
konnte Alfred Heese trotz seiner Versicherung, gemäß der Ausschöpfungs-
formel vorzugehen, auch in diesen Etappen der Rationalisierung perspekti-
visch nie hundertprozentig positiv beantworten. Im Ergebnis konnte man 
aber betriebsseitige Kündigungen vermeiden.

Der Sozialplan

Ungefähr 14 Tage nach dem Aufsichtsratsbeschluss, Mitte Juni 1981, began-
nen die Verhandlungen über den Sozialplan, die kleinere Auseinanderset-
zungen zwischen Alfred Heese, dessen Mitarbeitern und der Betriebsrats-
spitze mit sich brachten, aber schließlich doch zu einem Ergebnis führten. 
Den Kern des Sozialplans bildete die Regelung der Modalitäten für das vor-
zeitige Ausscheiden, die zunächst nur die Altersgruppe der mindestens 59jäh-
rigen erfasste. Dieser Sozialplan blieb trotz mehrfacher Änderungen – z. B. 
Reduzierung der Altersgrenze – in seiner Substanz über zehn Jahre bestehen 
und garantierte den ausscheidenden Belegschaftsmitgliedern den Erhalt von 
93%, später 92% des zuletzt erzielten Nettoeinkommens. Lohnkürzungen 
für die verbleibenden Arbeitnehmer gab es im Rahmen des Sanierungspro-
gramms nicht, sondern man hielt den jeweils gültigen Tarifvertrag und die 
Regelungen der betrieblichen Lohnfindung ein. 
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Ablauf der Verhandlungen und Inhalt der Vereinbarungen zum Sozialplan 
erscheinen im Rückblick kaum ungewöhnlich, weit eher schon die Chrono-
logie der unternehmenspolitischen Aushandlungsprozesse. Während ge-
wöhnlich aus Gründen der Rechtsicherheit der Abschluss eines Sozialplans 
einem Aufsichtsratsbeschluss über Stilllegungen vorausgeht, war dies bei 
Hoesch fast regelmäßig umgekehrt der Fall. Aus der Tatsache, dass Kurt 
Schrade und andere Betriebsratsspitzen eine vorhergehende Vereinbarung 
über sozialpolitische Maßnahmen kaum für nötig erachteten, kann auf die 
starke Position der Betriebsräte geschlossen werden. Aus Alfred Heeses Sicht 
war dieses Vorgehen, das bei der Frankfurter IG Metall-Zentrale mit äußer-
ster Skepsis gesehen wurde, sowohl ein Ausdruck des herrschenden Vertrau-
ens gegenüber der Unternehmensleitung als auch des Selbstbewusstseins der 
Hoesch-Betriebsräte. 

Als ein weiteres Zeichen großen Selbstbewusstseins der Betriebsräte wer-
tet Alfred Heese den Ausspruch eines betrieblichen Arbeitnehmervertreters 
im Aufsichtsrat: „Wir lassen uns nicht überstimmen.“ Damit war gemeint, 
es nicht auf die Stimme des neutralen Mitglieds des Aufsichtsrats ankommen 
zu lassen, sondern einer erkennbaren Entscheidungsmehrheit gegen die Ar-
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat dadurch vorzubeugen, dass man Ver-
handlungsspielräume ausreizte, dann aber zuzustimmen, statt sich alibihaft 
mit der Stimme des neutralen Mannes überstimmen zu lassen. In aller Regel 
wurden die Beschlüsse im Aufsichtsrat mit den Stimmen der Arbeitnehmer 
gefasst, einstimmig also. Dafür erwartete und erreichte man andererseits 
Wohlverhalten und Zugeständnisse des Vorstands im praktischen Betriebs-
leben. 

HdA-Projekte bei Hoesch in den 80er Jahren
Bereits vor diesen gewaltigen Umbrüchen, aber parallel zu den ersten Über-
legungen über mögliche Rationalisierungskonzepte erreichte die Diskussion 
zur Humanisierung der Arbeit („HdA“) der 70er Jahre auch die Verantwort-
lichen bei Hoesch. Promotoren für Projekte im Förderprogramm „Humani-
sierung der Arbeit“, das die Bundesregierung 1974 aufgelegt hatte, waren 
der Arbeitsdirektor und der Betriebsratsvorsitzende mit einigen seiner         
Kollegen. So wurde 1978 das erste HdA-Projekt auf der Westfalenhütte be-
antragt und nach Bewilligung ab 1979 durchgeführt. Die Sozialforschungs-
stelle Dortmund wurde mit der wissenschaftlichen Begleitung und Beratung 
der Projekte beauftragt. In der Adjustage der Halbzeugstraße für Profile 
wurde der Prozess der Nachbearbeitung von großen Stahl-Vierkantstäben 
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(„Knüppeln“) neu organisiert, die einzelnen Prozessabschnitte verkettet und 
die optische Fehlererkennung und maschinelle Fehlerbehebung in die Pro-
duktionslinie integriert (daher der Name des Projekts: „Fließadjustage“). 
Damit konnte eine grundlegende Erleichterung der zuvor extrem anstren-
genden und belastenden manuellen Arbeit in der alten Adjustage der Halb-
zeugstraße erreicht werden. Auch die ersten Versuche mit Gruppenarbeit 
fanden im Bereich der Fließadjustage statt, wo trotz Mechanisierung weiter-
hin einseitige Tätigkeiten mit erheblichen Belastungen für die Arbeitnehmer 
vorherrschten. Durch Gruppenarbeit mit fest vereinbarten Arbeitsplatzwech-
seln (und jeweils unterschiedlichen Belastungsarten) konnte in dem Betriebs-
bereich eine effektive Abhilfe geschaffen werden.

��
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Dem Projekt Fließadjustage lag in Alfred Heeses Augen der ernsthafte 
Versuch zugrunde, die extrem schlechten Arbeitsbedingungen in bestimmten 
Produktionsbereichen zu verbessern. Trotzdem wäre der Humanisierungs-
anspruch allein, d. h. die Abschaffung der Knochenarbeit, kein ausreichender 
Grund für den Aufsichtsrat gewesen, das immerhin 24 Millionen DM teure 
Projekt zu beschließen. Hierzu bedurfte es einer umfangreicheren Begrün-
dung, die auch Wirtschaftlichkeitsargumente und Nachweise in überzeu-
genden Zahlen mit einschließen musste, eine Anforderung, die nicht immer 
leicht zu erbringen war. Die Chancen für das Projekt Fließadjustage reali-
sierten sich in Alfred Heeses Erinnerung durch die Zusage einer öffentlichen 
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Bezuschussung aus dem HdA-Programm der Bundesregierung, woraufhin 
der Aufsichtsrat dem Antrag zustimmte und die nötigen Investitionen vor-
genommen wurden. Dieses erste große und erfolgreich verlaufene HdA-Ex-
periment war allerdings 1983 schon wieder beendet, da Halbzeugstraße und 
Fließadjustage im Rahmen des umfassenden Rationalisierungsprogramms 
stillgelegt wurden.

Humanisierung im Bereich der beiden Kaltwalzwerke

Die Durchführung des nächsten großen HdA-Projekts ergab sich 1982 durch 
einen Kontakt mit Willi Pöhler, dem Verantwortlichen für das HdA-Pro-
gramm unter dem damaligen Forschungsminister Hans Matthöfer. Die unter 
der sozialliberalen Regierung dieser Jahre und dem von Matthöfer geführten 
Forschungsministerium relativ großzügige Mittelausstattung ermöglichte die 
Konzeptionierung eines großen HdA-Projekts, das schließlich im Bereich 
beider Kaltwalzwerke auf der Westfalenhütte umgesetzt wurde. Die Huma-

Veröffentlichter 
Endbericht und 
internes Betriebs-
handbuch zum Kalt-
walzwerkprojekt
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nisierung der Arbeit in den Kaltwalzwerken erfolgte wesentlich auf der 
Grundlage der öffentlichen HdA-Förderung. 

Durch die gute Ausstattung und schrittweise Entwicklung des Humani-
sierungsvorhabens war zum Schluss ein Großprojekt entstanden, das einer-
seits von der Investitionsplanung über die Veränderung von Arbeitsstruk-
turen bis hin zur Gründung von Beteiligungsgruppen reichte, andererseits 
aber auch zu einer Reduzierung von Arbeitsplätzen an einzelnen Anlagen 
der Kaltwalzwerke führte. Diese besonders für die Unternehmensleitung 
interessante Kehrseite der Medaille Humanisierung war nach Alfred Heeses 
Darstellung von Anfang an ein integraler Bestandteil in der internen Argu-
mentation für diese neuen Projekte, das heißt: erst die erwartbaren Einspa-
rungen bei Arbeitsplätzen und -kosten ermöglichten es dem Arbeitsdirektor 
und anderen HdA-Befürwortern aus dem Arbeitnehmerlager, Vorstand und 
Aufsichtsrat für die notwendigen Investitionen zu gewinnen. 

Zwar wurde der aus den HdA-Maßnahmen resultierende Arbeitsplatz-
abbau durch Produktionsausweitung und Umstellung auf den Vier-Schicht-
Betrieb in den Dortmunder Kaltwalzwerken kompensiert, aber innerhalb 
des Arbeitssystems führte die durch veränderte Arbeitsorganisation und 
technische Neuerungen erreichte Produktivitätsverbesserung zu einer Stel-
lenreduktion an einzelnen Aggregaten. Durch eine Kapazitätsausweitung in 
den Kaltwalzwerken konnte aber ein Beschäftigungsabbau in Dortmund 
vermieden werden. Für Alfred Heese war dieser Mechanismus kein Wider-
spruch oder Zielkonflikt, sondern ein sogar wünschbares Ergebnis, ohne 
dass die HdA-Projekte im Vorstand keine Unterstützung gefunden hätten 
und die Unwirtschaftlichkeit der Fertigung sich fortgesetzt hätte. Auf Grund 
seiner doppelten Funktion als Arbeitsdirektor, d. h. als für die Belegschaftsin-
teressen und die ökonomische Seite des Unternehmens Verantwortlicher, 
bestand sein Ziel darin, sowohl eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
mit mehr Beteiligung als auch eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit zu 
erreichen. 

Auswirkung der Humanisierungserfolge: 
Beteiligung, Gruppenarbeit, Weiterbildung 

Beteiligung der Beschäftigten an der Gestaltung ihrer eigenen Arbeit war 
kein gänzlich neues Thema bei den Hüttenwerken. Zweifellos erhielt durch 
die HdA-Projekte aber die Beteiligungsfrage wieder einen wichtigeren Stel-
lenwert, und so wäre es angesichts der für die Arbeitgeber- wie Arbeitneh-
merseite guten Erfolge im Bereich der Kaltwalzwerke nur naheliegend gewe-
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sen, zwischen 1982 und 1984 eine Betriebsvereinbarung über die neuen 
Arbeitsformen abzuschließen – zumal aus dem IG Metall-Vorstand in Frank-
furt, wo die Experimente mit Skepsis beobachtet wurden, eine solche Ver-
einbarung immer wieder angemahnt wurde. Eine Chance hierzu existierte 
in der Zeit Consemüllers, der als Technischer Vorstand die HdA-Projekte 
unterstützte. Trotz der Erarbeitung von Entwürfen für eine Betriebsverein-
barung durch Betriebsrat und Verwaltung und trotz des Plädoyers Alfred 
Heeses, dessen großes Engagement in dieser Sache immer wieder von ver-
schiedenen Seiten gebremst wurde, kam eine solche Vereinbarung letztlich 
jedoch nicht zustande. Nach dem Eintritt von Könitzer in den Vorstand im 
Jahre 1984 wurde klar, dass die Chancen für eine Betriebsvereinbarung ge-
radezu auf Null geschrumpft waren. 

Diese Enttäuschung wurde umso größer, als Alfred Heese und seine Mit-
streiter erkannten, dass das in den Kaltwalzwerken erfolgreich durchgeführte 
Projekt kaum eine Ausstrahlung auf andere Betriebe hatte. Einer der Haupt-
gründe dafür, dass sich eine Eigendynamik zugunsten weiterer Projekte von 
Gruppenarbeit und Beteiligung nicht entwickelte, war die Anhebung des 
Lohnniveaus in den „humanisierten“ Bereichen, in denen man von der Not-
wendigkeit der Qualifizierung der Belegschaft und der Parallelität von Qua-
lifikation und Bezahlung ausging. Auch Alfred Heese vertrat diese Formel 
aus voller Überzeugung. So hatte er sich im Kaltwalzwerkprojekt konsequent 
dafür eingesetzt, dass gerade das Endprodukt des Produktionsprozesses , das 
direkt an die Kunden ausgeliefert wurde, aus Qualitätsgründen nur von gut 
qualifizierten Facharbeitern und nicht mehr von Angelernten gefertigt wer-
den könne, die dann auch dementsprechend bezahlt werden müssten. Diesen 
neuen Kurs der verzahnten Weiterbildungs- und Lohnpolitik wollten die 
Leitungen anderer Betriebe jedoch mit Blick auf die dadurch entstehenden 
Lohnbelastungen nicht mittragen, und die Betriebsräte vergaben sich die 
Chancen einer Ausweitung in ihrem Bereich, indem sie nur ähnliche Lohn-
erhöhungen für ihre Werker forderten, die strukturellen Voraussetzungen 
aber nicht schaffen wollten. Es hat fast zehn Jahre gedauert, bis auch in an-
deren Werksteilen mit ähnlichen Projekten experimentiert wurde – dann 
allerdings erfolgreich.

Ende der 80er Jahre – Alfred Heese war als Arbeitsdirektor in den Kon-
zernvorstand der Hoesch AG gewechselt (1988) – wurde das Thema Betei-
ligung im Zusammenhang mit der Spartenorganisation des Unternehmens 
unter Beratung von Willi Pöhler und Arnold Picot wieder aufgegriffen, je-
doch wurde die Distanz zum ursprünglichen programmatischen Kern schon 
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dadurch deutlich, dass das Thema nicht auf der Arbeitnehmer-, sondern der 
Unternehmensebene angesiedelt wurde. 

In der frühen Diskussion bei den Hoesch-Hüttenwerken allerdings zeigten 
sich aus Alfred Heeses Sicht bereits die ersten Anzeichen für die später in 
Diskussionen zum „lean management“ durchgesetzte Auffassung von stark 
instrumentalisierten Beteiligungskonzepten. Diese Ansätze – u. a. in Gestalt 
eines Organisationsentwicklungsprozesses mit Betriebsvereinbarung – bil-
deten später die Grundlage für die in den 90er Jahren bei der Hoesch Stahl 
AG, dann bei der Hoesch-Krupp-Stahl AG weiterentwickelten Organisa-
tionsentwicklungs-Maßnahmen auf Unternehmensebene.

Welche Chancen zur Förderung humanisierungsorientierter Maßnahmen 
ergaben sich konkret aus Alfred Heeses Position? In seiner Funktion als Ar-
beitsdirektor setzte er die Themen Beteiligung und Gruppenarbeit stets oben 
auf die Tagesordnung, wurde aber in seiner Begeisterung und der Verfolgung 
der diesbezüglichen Ziele oft von verschiedenen Seiten blockiert. Skepsis und 
Distanz gegenüber den Konzepten kamen zum einen von denen, die die tra-
ditionelle Lohnpolitik nicht verändert sehen wollten (dazu gehörten auch viele 
Betriebsräte), zum anderen auch von Alfred Heeses eigenen Mitarbeitern, die 
in manchen Fällen – z. B. in Hattingen – die traditionelle Arbeitsorganisation 
der Stahlwerker bereits als Gruppenarbeit auffassten und darüber hinausge-
hende neue Konzepte für überflüssig hielten. Bei Hoesch standen seine Chan-
cen schon deutlich besser; hier wurden zumindest einige Experimente zu 
Gruppenarbeit und Beteiligung durchgeführt, ferner eine ganze Reihe be-
triebsbezogener Weiterbildungsmaßnahmen, die allerdings nicht das arbeits-
wissenschaftliche Idealmodell einer permanenten Weiterbildung inklusive 
dafür vorgehaltener Belegschaftsreserve umfassten. Vor dem Hintergrund 
der wirtschaftlich angespannten Situation bemühte man sich nach Alfred 
Heeses Beobachtung eher um betrieblich notwendige, meist nachholende 
Qualifizierungsmaßnahmen, zu denen aber auch dreiwöchige Weiterbil-
dungskurse oder sogar ein vierwöchiges Praktikum in Japan zur Vorberei-
tung für die Inbetriebnahme der Conti-Glühe im Kaltwalzwerk für Feinblech 
zählten. Die umfassende Qualifizierung zur Facharbeiterreife, wie sie im 
Rahmen des HdA-Projekts der Kaltwalzwerke realisiert wurde, blieb für 
Alfred Heese zwar wünschenswert, erwies sich aber als nicht durchsetz-
bar. 

Neben unternehmensbezogenen Hemmnissen, die Weiterbildungsaktivi-
täten auszudehnen, bestand das Problem, dass sich auch die Belegschaftsan-
gehörigen nur unter bestimmten Bedingungen für eine Weiterbildung moti-
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vieren ließen. Alfred Heese machte die Erfahrung, dass die Weiterbildungs-
bereitschaft außerhalb der bezahlten Arbeitszeit und in außerbetrieblichen 
Schulungskontexten nachließ. Selbstverständlich entpuppen sich in der 
Rückschau einige der damaligen Vorbehalte gegenüber Beteiligung, Weiter-
bildung und neuen Arbeitsformen als Scheinargumente bzw. sollten nur 
Angst erzeugen. Hierzu zählt für Alfred Heese auch der von Seiten der Wei-
terbildungs-Gegner oft vorgebrachte „Sachzwang“ einer damit verbundenen 
Lohnerhöhung, zumal diese durch die organisatorischen Rationalisierungs-
effekte in humanisierten Betrieben zu einem guten Teil wieder kompensiert 
wurde. Vor dem Hintergrund seiner internen Kenntnis verschiedener Be-
triebe geht Alfred Heese davon aus, dass die insgesamt geringe Ausstrah-
lungskraft der Experimente in den Kaltwalzwerken in Wirklichkeit auf den 
Strukturkonservatismus von Betriebsräten und Betriebsleitungen zurückzu-
führen ist, der eine Übertragung erfolgreicher Projekte auf andere Hoesch-
Betriebe verhinderte. Als weiterer Grund trat ein zunehmendes Misstrauen 
im Unternehmen gegenüber den erweiterten Mitsprachemöglichkeiten der 
Arbeiter bei der Gestaltung ihrer Arbeitsplätze hinzu, das sich auch gegen 
die vom Arbeitsdirektor initiierten und von der Sozialforschungsstelle be-
gleiteten HdA-Projekte richtete. 

Die Veränderung des Stellenwerts der Mitbestimmung 
bei Hoesch in den 80er Jahren
Dass es nicht so sehr die Begriffe Beteiligung, Gruppenarbeit etc. waren, die 
das Misstrauen der Unternehmensspitze erregten, sondern weit eher deren 
inhaltliche Füllung und die politische Richtung, aus der dieses Engagement 
erwuchs, zeigt sich nach Alfred Heese an dem Umstand, dass diese Konzepte, 
nachdem sie mit anderer Tendenz und über eine andere „Schiene“, nämlich 
die unterschiedlichen Unternehmensberater, an die Vorstände herangetragen 
wurden, auf Interesse und Akzeptanz stießen. Mit anderen Worten: im        
Rahmen von „lean production“ und „lean management“ wurden seit Beginn 
der 90er Jahre etliche Kernpunkte einer veränderten Arbeitsorganisation               
„salonreif“, für die Alfred Heese und sein Stab sich noch 1981, als sie die 
Beteiligung der Mitarbeiter einführen lassen wollten, als „weltfremd“ titu-
lieren lassen mussten. 

Damals, zumal unter einem Vorstandsvorsitzenden wie Könitzer, blieben 
ein Mehr an Mitbestimmung der Beschäftigten und eine entsprechende Be-
triebsvereinbarung Illusion. Die Entwicklung hin zu einer eher negativen 
Auffassung von Mitbestimmung erwies sich unter dem Vorzeichen der kri-
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senhaften Situation der Stahlindustrie in den 80er Jahren auch als Resultat 
der veränderten Unternehmenspolitik Rohwedders, der – aus einer mitbe-
stimmungsfernen Unternehmenskultur kommend – die Beteiligung der Ar-
beitnehmer an wichtigen Entscheidungen eher als unproduktiven Störfaktor 
des Geschäftsablaufs und als unnötige Einmischung in den Kompetenzbe-
reich des Vorstands betrachtete. 

1978, zu Beginn der Arbeit Alfred Heeses für die Hoesch-Hüttenwerke, 
sahen das Klima und die Kooperationsbasis für Mitbestimmung noch weit 
positiver aus. So erinnert sich Alfred Heese gern zurück an die Zusammen-
arbeit mit dem Vorstandsvorsitzenden Kettler, dem Technischen Vorstand 
Därmann, dem kaufmännischen Stab und den Betriebsräten. Auch als sich 
1980/81 die Krise zuspitzte und das große Rationalisierungsprogramm mit 
dem 13.500 Personen umfassenden Belegschaftsabbau entwickelt wurde, 
traf Alfred Heese auf gute Kooperationsbedingungen im und mit dem Haupt-
ausschuss des Betriebsrats, der aus den Vorsitzenden und deren Stellvertre-
tern aller drei Werke gebildet wurde und einmal wöchentlich tagte, und eine 
insgesamt große Bereitschaft zur kooperativen und konstruktiven Bewälti-
gung der anstehenden Probleme im Stahl-Vorstand. 

Ab ca. 1985 jedoch, als die größten Umstrukturierungsprobleme gelöst 
waren, wurde die Kooperations- und Verhandlungssituation zunehmend 
schwieriger. Einerseits nahmen die Spannungen zwischen den Betriebsräten 
zu, was beinahe zur Funktionsunfähigkeit des Hauptausschusses führte. An-
dererseits wurde diese Entwicklung besonders durch das Auftreten Rohwed-
ders begünstigt, der sich trotz der – pragmatisch begründeten – Pflege seiner 
Kontakte zu dem damaligen Betriebsratsvorsitzenden Schrade mit Protesten 
aus den Hüttenwerken äußerst schwer tat und am liebsten den Hütten-Vor-
stand entlassen hätte. Sein Verhältnis zu Alfred Heese, den er in den Jahren 
1979/80 stark favorisierte, war funktional durch dessen Position als Arbeits-
direktor bestimmt, von dem Rohwedder sich eine Unterstützung beim Be-
legschaftsabbau versprach. Eine auf Vertrauen und symmetrischer Interes-
senberücksichtigung basierende Zusammenarbeit kam später nicht mehr 
zustande. Mitbestimmung war für Rohwedder nur so lange akzeptabel, wie 
sich die hierauf begründeten betrieblichen Kooperations- und Entscheidungs-
strukturen für die Durchsetzung der Eigentümerinteressen – speziell der 
reibungslosen Umsetzung der Rationalisierungspläne – funktionalisieren     
ließen.

Rohwedder aber war nicht der einzige, der die positiven Wirkungen einer 
mitbestimmten Unternehmenskultur, die Konstruktivität des betrieblichen 
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Konsensmodells und die Leistungen seiner Akteure nicht hinreichend wahr-
nahm. In Alfred Heeses Erinnerung dominierte die rein funktionale Betrach-
tung, die Bemessung des Einzelnen an seiner Leistungsbilanz und erwart-
baren Funktionsbereitschaft auch in den Vorstandsetagen anderer Unterneh-
men. Respekt und nachwirkende Anerkennung für gute Zusammenarbeit, 
so Alfred Heese, sei von den Vorstandmitgliedern dieser Gesellschaften so 
gut wie nie bekundet worden; nach der geglückten Bewältigung einer Auf-
gabe habe sofort die nächste auf dem Plan gestanden. Schon früh – noch in 
seiner Zeit bei der HOAG – machte Alfred Heese Erfahrungen mit dieser 
„krankhaften Verhaltensregel des Managements“, die ihn empörte: Die feh-
lende Wertschätzung der Person und das nur am Erfolg orientierte Verhalten 
führe dazu, dass vormalige Funktionsträger, vor allem Betriebsräte, nach 
Aufgabe ihres Amtes nicht mehr beachtet wurden. 

Aus der Rückschau zeigt sich ein zeitlicher Zusammenhang zwischen der 
Distanzierung gegenüber der Montanmitbestimmung und der Modernisie-
rung von Unternehmen, der auf ein Paradoxon hinausläuft: Die mit Hilfe 
großer Anstrengungen der Mitbestimmungsseite umgesetzte betriebswirt-
schaftlich-technische Modernisierung bei Hoesch bedeutete gleichzeitig das 
Ende einer hoch entwickelten Mitbestimmungskultur. 

War das alte Mitbestimmungsmodell also ein „Schönwetter-Modell“, das 
in Krisenzeiten über Bord geworfen wurde? Bis zum Ende der 70er Jahre 
befand sich Hoesch durch die Zugehörigkeit zu ESTEL und die entspre-
chende Verlustausgleichregelung mit dem holländischen Partner in einer Art 
„Schein-Schonraum“. Dieser wurde ergänzt von einem Montanmitbestim-
mungsmodell, dem gute Lohnsysteme und diverse soziale Vergünstigungen 
für die Mitarbeiter zu verdanken waren. Die Hoesch-interne Haltung des 
„Wir sind die Besten“ bezog sich besonders auf die führende Stellung des 
Unternehmens im Bereich Löhne und Sozialstrukturen. Die wirtschaftliche 
Sonderstellung und die Tatsache, dass die allgemeine Verschlechterung der 
Lage in der Stahlindustrie auch Auswirkungen auf Hoesch und seine ent-
wickelte Mitbestimmungskultur haben könnten, wurde lange – nach Alfred 
Heese zu lange – nicht gesehen. Die Verantwortung dafür ist allerdings we-
niger bei den Betriebsraten zu suchen. Es war die Unternehmensleitung, die 
lange Jahre – bedingt durch den (Gewinn- und) Verlustausgleich im ESTEL-
Verbund – die wirkliche Lage schönen konnte. Alfred Heese war bereits da-
mals Realist genug, um zu wissen, dass es unter den Bedingungen eines ka-
pitalistischen Systems ein besonderes Glück für die Arbeitnehmer darstellte, 
in einem sozialen Umfeld mit vergleichsweise guten Arbeitsbedingungen tätig 
sein zu können. Für andere war diese Sichtweise wenig nachvollziehbar.
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Trotzdem unterschieden sich Alfred Heeses Vorstellungen vom Ausmaß 
der notwendigen Modernisierungsmaßnahmen gravierend von denen Roh-
wedders. Dieser stellte nicht nur – was notwendig war – die vor seinem Ein-
tritt bei Hoesch eher untergeordnete Rolle betriebswirtschaftlicher Überle-
gungen in den Vordergrund der Unternehmenspolitik, sondern wollte gleich-
zeitig ein Stück mitbestimmter Unternehmenskultur einschränken. Konkret 
äußerte sich dies in der an Alfred Heese gerichteten Erwartung, die tradi-
tionellen Sozialstrukturen anzutasten, z. B. die Vertrauensleuteversammlung 
während der Arbeitszeit zu unterbinden. Dass dieser aber an den gewach-
senen Mitbestimmungsstrukturen nicht rührte, trug ihm bei Rohwedder 
keine Sympathien ein. 

Die Chancen einer Modernisierung des Unternehmens bei gleichzeitiger 
Aufrechthaltung des zugegebenermaßen komplizierten Geflechts der Mon-
tanmitbestimmung wurde von Seiten des Vorstands unzureichend genutzt. 
Wenn Rohwedder auch die unverzichtbare Unterstützungsleistung durch   
Arbeitsdirektor und Betriebsräte bei der Realisierung des Rationalisie-      
rungsprogramms anerkannte, resultierte daraus nie die Bejahung einer                            
mitbestimmten Unternehmenskultur. Rohwedder vertrat die klassische Un-
ternehmerperspektive, der zufolge Unternehmensführung stets „Unterneh-
mensführung von oben“‚ bedeutete.

Im Rückblick auf die damaligen Konfliktlinien wird deutlich, warum 
gerade die Montanmitbestimmung die Interessengegensätze so sehr aufein-
anderprallen ließ. Die im ursprünglichen Modell fixierte Idee einer prinzi-
piellen Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit und einer Teilhabe der 
Arbeitnehmerseite an unternehmens- und betriebsbezogenen Entscheidungen 
war aus der Perspektive einer hierarchischen Unternehmensstruktur ein Sa-
krileg, zumal eine solche Gleichberechtigung das Eigentumsprinzip relati-
vierte. 

Warum aber wurde die positive Erfolgsbilanz des Aushandlungsprozesses 
von 1981 und des daran anschließenden gigantischen Hoesch-Sanierungs-
programms, das vermutlich nur mit Hilfe der Strukturen der Montanmitbe-
stimmung so konfliktarm gelang, nicht zum Anlass genommen, den Vorteil 
und die Chancen grundlegender Mitbestimmungsprozesse für eine verän-
derte Unternehmenssituation in der Öffentlichkeit stärker herauszustellen? 
Warum wurde die Kompatibilität von Mitbestimmung und Modernisierung 
also nicht zu einem neuen politischen Diskussionsgegenstand gemacht? Al-
fred Heese geht davon aus, dass sich am Beispiel Hoesch als einem wichtigen 
Symbolbetrieb der Montanmitbestimmung (neben der HOAG) zwar viele 
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Vorteile, aber auch Nachteile des Modells hätten illustrieren lassen. Letzte-
re bestanden hauptsächlich in dem enormen Kraftaufwand für alle beteili-
gten Akteure, in den mühevollen Einzelberatungen und nervenaufreibenden 
Sitzungsprozeduren, deren einziger Nutzen aus der Sicht der Vorstandskol-
legen in der Umsetzung einmal erfolgter Beschlussfassung lag. Die Chancen 
der Mitbestimmung als tragfähige Konstruktion für Rationalisierungsvor-
haben und als wechselseitiges Verpflichtungs- und Kooperationsmodell für 
wirtschaftlich schwierigere Zeiten wurden in der Unternehmenspraxis nicht 
genug wahrgenommen, sondern weit eher die Prozesse, die sich aus Arbeit-
gebersicht als Stör- und Konfliktfaktoren bei der Durchsetzung von Unter-
nehmenszielen erwiesen. So verwandte man keine Mühe darauf, die Mitbe-
stimmung als produktives Element zu integrieren und ihre Mechanismen zu 
optimieren, sondern ersann ganz im Gegenteil Strategien, um ihre Kraft zu 
dämpfen und langfristig zu neutralisieren. 

Überlegungen zur Gegenwart und Zukunft 
der Montanmitbestimmung
Ein ganz entscheidender Punkt für die fehlende Ausstrahlung der Montan-
mitbestimmung auf die breite Öffentlichkeit war aber die Strukturkrise bei 
Stahl: Unternehmen, die wegen der zahlreichen Anpassungsmaßnahmen  
Verluste machen und die unter verfälschenden internationalen Wettbewerbs-
bedingungen leiden, stehen im kapitalistischen System nicht hoch im Kurs. 
Die Begrenzung der paritätischen Mitbestimmung auf Kohle und Stahl führ-
te zwangsläufig zur Isolation mitbestimmter Unternehmenspolitik.

Mit der Schwächung der Mitbestimmung ging – auch aus globalen öko-
nomischen und strukturellen Gründen – der Verlust der ehemaligen Sonder-
stellung der Montanindustrie in der Gesellschaft einher. Angesichts des           
Bedeutungsverlusts dieser für die Entwicklung der Mitbestimmungsgesetz-
gebung und -praxis maßgeblichen Industrie muss man sich fragen, welche 
Chancen die Mitbestimmung heute und in Zukunft überhaupt noch haben 
kann. Alfred Heeses diesbezügliche Einschätzung ist nüchtern, denn er geht 
einerseits davon aus, dass die Mitbestimmung auf eine neue positive Reso-
nanz stoßen würde, sofern sich deren größere Effizienz bei Entscheidungs-
prozessen nachweisen ließe. Andererseits ist er davon überzeugt, dass die 
Bewertung der Montanmitbestimmung nach einem rein ökonomischen Kos-
ten-Nutzen-Kalkül mit dem Nachteil zu kämpfen hat, dass von ihr stets 
größere Rücksichtnahmen gegenüber der Allgemeinheit und den Arbeit-
nehmern erwartet werden, als dies in einem rein privatkapitalistisch organi-
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sierten Unternehmen der Fall ist. Ähnlich wie die angemessene Berücksich-
tigung des Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutzes verlangt auch die 
Montanmitbestimmung – zumindest zunächst – einen höheren Aufwand. 
Auch der Nachweis einer Kompensation dieser „Kosten“ durch den Nutzen 
der Erleichterung und Effektivierung von Entscheidungsfindungen im Auf-
sichtsrat erscheint nach Alfred Heese schwierig, da in seiner Erfahrung die 
Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse durch die Mitbestimmung eher 
komplizierter werden. Selbst die Tatsache, dass das entsprechende Ergebnis 
gerade auf Grund der längeren Beratungsphasen im Nachhinein leichter um-
setzbar ist, stelle, so Alfred Heese, in den Augen des traditionellen Manage-
ments kein überzeugendes Argument für die Montanmitbestimmung dar. 

Alfred Heese hat sich über die Existenz des grundsätzlichen Interessen-
konflikts zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite nie hinweggetäuscht, 
verkennt aber auch nicht das gemeinsame Interesse von Eigentümern und 
Belegschaften in einem wirtschaftlich gesunden Unternehmen. In all den 
Jahren seiner Tätigkeit hat ihn das Bewusstsein gestärkt, als engagierter 
Arbeitsdirektor mit Hilfe der Montanmitbestimmung wichtige positive Wei-
chenstellungen für die Arbeitnehmer/innen erreicht und auf der Basis einer 
Machtbalance die industriellen Beziehungen innerhalb des Stahlkonzerns 
mitgestaltet zu haben. Vielleicht sind seine Erfolge auch auf die Fähigkeit 
zurückzuführen, dass er sich gut in die Perspektive der anderen Seite hinein-
versetzen und so deren Beurteilungen, Vorhaben und Reaktionen ein Stück 
weit gedanklich vorwegnehmen konnte. So waren für ihn auch jene Vorbe-
halte des Managements gegenüber der Montanmitbestimmung klar, die nicht 
unbedingt in der öffentlichen Argumentation auftauchten. Mitbestimmung, 
wie sie das Mitbestimmungsgesetz von 1951 definiert, bedeutet durch die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats und den Arbeitsdirektor im Vorstand 
einen Machtverlust für Eigentümer und Management, denn: Prozesse lassen 
sich nicht so steuern, wie das ohne Mitbestimmung möglich ist. Nur im 
Ausnahmefall wird Mitbestimmung auf Unternehmensebene als hilfreich 
angesehen, dann nämlich, wenn sie Unternehmensinteressen gegenüber Drit-
ten, z. B. der Politik, durchzusetzen hilft.

Ein ganz anderer Punkt ist die häufiger anzutreffende Bejahung der be-
trieblichen Mitbestimmung, wie sie im Betriebsverfassungsgesetz vorgesehen 
ist. Auf dieser Ebene, der betrieblichen Ebene, wächst sogar die Bereitschaft, 
Mitsprache der Betriebsräte und Belegschaften zu fördern. So ist auch das 
Votum für mehr Mitbestimmung zu verstehen, wie es in der gemeinsamen 
Stellungnahme der Hans-Böckler-Stiftung und der Bertelsmann-Stiftung 
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unter Beteiligung prominenter Vertreter der Arbeitgeber zum Ausdruck ge-
kommen ist. Dieses Votum bezieht sich auf die betriebliche Mitbestimmung; 
Mitbestimmung auf Unternehmensebene haben die Autoren ausgeklammert 
– nicht zuletzt auch wegen fehlender Resonanz bei den übrigen westeuropä-
ischen Gewerkschaften.

Der Abbau der Montanmitbestimmung auf Unternehmensebene, der in 
den 90er Jahren seinen vorläufigen Höhepunkt erreichte, war natürlich das 
Ergebnis einer langen Entwicklung. Schon in den 60er Jahren zeigte sich 
eine Strategie des langsamen Unterlaufens von Mitbestimmungsregelungen. 
Der Druck der Verhältnisse führte aber nicht nur zu einer Aufweichung der 
Mitbestimmung in der Praxis, sondern veränderte auch die inhaltlichen Kon-
zepte. Das Ausmaß dieser Veränderung stellt für Alfred Heese eine große 
Enttäuschung dar, denn neben dem schleichenden Anpassungsprozess an die 
neue betriebliche Wirklichkeit bedeutete dies einen folgenschweren Politik-
wechsel der Gewerkschaft. Aus Alfred Heeses Sicht hat sich die Gewerk-
schaft, indem sie die Montanmitbestimmung als politisch nicht durchsetzbar 
aufgegeben hat, in ein nunmehr gänzlich kapitalistisch geprägtes System 
eingegliedert und damit auch den Anspruch auf die Teilhabe an den wesent-
lichen wirtschaftlichen Entscheidungen aufgegeben. 

Möglicherweise haben zu dieser Resignation der Gewerkschaften auch 
arbeitsorganisatorische Veränderungen beigetragen, wie z. B. die Einführung 
von Gruppenarbeit und die Beteiligung der unmittelbar Betroffenen. Indem 
die direkte Beteiligung den Beschäftigten theoretisch die Möglichkeit bietet, 
sich als ein produktives Kollektiv zu verstehen, das Prozesse selbst reguliert, 
stellt sie einerseits die Position der Vorgesetzten in Frage, schmälert aber 
andererseits auch den Einfluss von Betriebsrat und Gewerkschaft. Wenn-
gleich die Gruppenarbeit auch im Prinzip auf eine Teilhabe an wirtschaft-
lichen Entscheidungen und auf eine Aufgabe von Macht auf der Vorgesetz-
tenebene zielt, weiß sich das obere Management in der Regel gegen etwaigen 
Machtverlust zu schützen. Den Gewerkschaften fehlen die entsprechenden 
Durchsetzungmöglichkeiten.

Beteiligung ohne Mitbestimmungsgremien?

Wie sehr Macht- und Kontrollerhalt bei der Einführung neuer Organisa-   
tionsmodelle seitens der Unternehmensleitung in den Vordergrund gestellt 
werden, zeigt ein Beispiel aus dem Jahre 1994, als Alfred Heese bereits Ar-
beitsdirektor bei Hoesch-Krupp war: Der Vorstand war außerordentlich 
daran interessiert, das neue große Unternehmen vor Verkrustungen zu be-
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wahren, und orientierte sich an dem vermeintlich positiven Unternehmens-
modell der großen schwedischen Firma Asea BBL. Der Vorstand war von 
dem Modell sehr angetan und erweiterte dieses nach Gesprächen mit Bera-
tern in einer Weise, der auch Alfred Heese durchaus zustimmen konnte. 

Das Modell sah vernünftig und erfolgversprechend aus, da es Mitsprache-
möglichkeiten bis hinunter zu den kleinsten Gruppen vorsah. Bei der Zusam-
menstellung des für die Prozessbegleitung vorgesehenen Leitungsgremiums 
tauchten allerdings insoweit Probleme auf, als aus Sicht des Vorstands hier-
für nur die für Organisation und Betriebswirtschaft zuständigen Vorstands-
mitglieder in Betracht kamen. Alfred Heeses Einwand, dass die Teilnahme 
des Arbeitsdirektors an den Beratungen in diesem Gremium unverzichtbar 
sei, wurde im Vorstand zunächst ausweichend mit dem Hinweis auf eine 
fallweise Beteiligung zu einem späteren Zeitpunkt beantwortet. Alfred Heese 
setzte in der Folge durch, dass der Arbeitsdirektor und sein Mitarbeiter in 
den Lenkungskreis aufgenommen wurden. 

Ebenso problematisch vollzog sich die Einbeziehung der Betriebsräte in 
den Beteiligungsprozess, für die zunächst keine formalisierte Beteiligung 
vorgesehen war – eigentlich nicht aus Gegnerschaft, sondern aus falscher 
Einschätzung ihrer Bedeutung für das Vorhaben. Nach weiteren Verhand-
lungen wurde dann eine Richtlinie verabredet, in der die Tatsache und Art 
der Mitwirkung der Betriebsräte festgelegt wurden. Alfred Heese erinnert 
sich gut daran, dass die Unternehmensleitung zu diesem Zeitpunkt überhaupt 
nicht daran dachte, dass die Betriebsräte eigenständige Vorschläge einbrin-
gen könnten. Die Einsicht, dass das Lenkungsgremium und die Prozesse vor 
Ort nicht ohne Arbeitsdirektor und Betriebsräte hätten wirksam werden 
können, setzte sich im Vorstand erst Wochen und Monate später durch. 

Wenn Alfred Heese im Zusammenhang mit mitbestimmungsrelevanten 
Entwicklungen an die großen Umstrukturierungen bei Hoesch in den Jahren 
von 1980 bis ca. 1984 zurückdenkt, bedauert er noch heute, dass er nicht 
hartnäckig genug darauf bestanden hat, das Gruppenarbeitsmodell per       
Betriebsvereinbarung zu fixieren. Obwohl die Zeichen für eine Betriebsver-
einbarung und deren Umsetzung bei einer entsprechenden publizistischen 
Propagierung der Idee im Prinzip günstig gestanden hätten, wurde das Vor-
haben von tagespolitischen Aufgaben überlagert. Andere Hemmnisse traten 
hinzu: So fehlte es an eigenständigem Engagement und an breiter Kompetenz 
auch auf Seiten des Personalbereichs. Obwohl Personalverantwortliche oder 
auch einige Betriebsräte und Vertrauensleute in den Fragen von Beteiligung 
und Gruppenarbeit hinter diesen Konzepten standen, wurden neue Arbeits- 
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und Beteiligungsmodelle kein Schwerpunktthema für das Unternehmen als 
Ganzes. Für Alfred Heese war es auch problematisch, dass er in diesem Ge-
staltungsfeld auf wenig Interesse bei den Mitarbeitern seines eigenen Ressorts 
stieß.

Rückblickend lässt sich feststellen, dass die machtpolitischen, struktu-
rellen und unternehmenskulturellen Komplikationen der Einführung von 
Gruppenarbeit und direkter Beteiligung zu Beginn des Rationalisierungspro-
zesses unterschätzt wurden. Erst in dessen Verlauf stellte sich die ungeheuere 
Komplexität der einzelnen Vorhaben und der vielen praktischen Schritte zu 
ihrer Realisierung heraus. Dass im Rahmen dieses großen Umstrukturie-
rungsvorgangs des Konzerns auch die Umsetzung wichtiger Leitideen, wie 
der notwendigen Verzahnung von betriebswirtschaftlichem Rationalisie-
rungsprozess und der Modernisierung von Arbeitsstrukturen, hätten gelin-
gen können, wurde erst später erkennbar. 

In jenen Tagen drang dieser Ansatz für ein verändertes Unternehmens-
konzept weder beim Betriebsrat noch bei der Unternehmensleitung richtig 
durch. Für seine eigene Person und alle anderen an diesem Prozess beteiligten 
Akteure stellte Alfred Heese fest, dass deren Aufmerksamkeit primär auf die 
Bewältigung des gigantischen „Verschiebebahnhofs“ gerichtet war, in dessen 
Ende fast jeder Mitarbeiter an einem veränderten Arbeitsplatz arbeitete oder 
gar den Arbeitsplatz gewechselt hatte. Angesichts dieser gesamtbetrieblichen 
Umwälzung und der Probleme, die für Alfred Heese bereits vor Prozessbe-
ginn mit der Durchsetzung des Ausschlusses von betriebsbedingten Kündi-
gungen in der Rationalisierungsvereinbarung begannen, rutschte folglich die 
Frage nach der organisierten Beteiligung und Neuorganisation der Arbeit 
auf der Prioritätenliste der Verantwortlichen nicht offensiv nach vorne. 
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Die Krupp-Hoesch-Fusion von 1991/92: 
Hintergründe, Ereignisse und Folgen
Im Jahr 1991 bahnte sich eine für alle Unternehmensebenen überraschende 
Entwicklung an, die schließlich 1992 in die formelle Übernahme von            
Hoesch durch die Fried. Krupp AG mündete. Obwohl man, wie Alfred Heese 
berichtete, bereits seit 1990 wusste, dass große Mengen an Hoesch-Aktien 
ins Ausland verkauft wurden – besonders an englische Pensionsfonds und 
von dort aus weiter in die Schweiz –, blieb dem Hoesch-Vorstand die wahre 
Identität des Aufkäufers bis zum Herbst 1991 verborgen. Der „Coup“, wie 
Alfred Heese die feindliche Übernahme durch Krupp nennt, war sozusagen 
„von langer Hand geplant“ und traf den Nachfolger Rohwedders, den neuen 
Vorstandsvorsitzenden Kajo Neukirchen, sowie den Rest der Vorstandsmit-
glieder absolut unvorbereitet. Die Nachricht, die der Hoesch-Vorstand im 
Herbst 1991 von den Verantwortlichen der Firma Krupp erhielt, schlug da-
her ein „wie eine Bombe“: Krupp besitze, hieß es da, durch seine beharrlichen 
Aktienkäufe bereits einen Anteil von 24,9 Prozent am Hoesch-Unternehmen 
und habe gute Aussichten, durch weitere Verkaufszusagen von Anteilseignern 
demnächst die 50 Prozent-Marke zu erreichen. 

Angesichts der in Branchenkreisen bekannten Finanzschwäche des Krupp-
Konzerns zum damaligen Zeitpunkt wurde diese Mitteilung allerdings vom 
Hoesch-Vorstand und auch von Alfred Heese selbst anfangs mit Unglauben 
und Skepsis aufgenommen, wohl auch, weil niemand mit einer solchen Me-
thode der Fusionsanbahnung ohne vorausgehende Verhandlungen der Vor-
stände, eine Einbeziehung der Betriebsräte und entsprechende Information 
von Politik und Medien gerechnet hatte. Nach kurzer Zeit stand jedoch fest, 
dass Krupp die feste Absicht hatte und scheinbar auch die finanziellen Res-
sourcen aufbieten konnte, den Konkurrenten zu übernehmen. 

Gegenstrategien gegen die „feindliche Übernahme“

Der Hoesch-Vorstand entwickelte eilends Pläne, um sich diesem Zugriff zu 
entziehen. Der erste Plan zielte darauf, Bündnispartner innerhalb des Auf-
sichtsrates zu finden: Das Bemühen, den Aufsichtsratsvorsitzenden, einen 
Vertreter der Deutschen Bank, für entsprechende Gegenmaßnahmen zu ge-
winnen, schlug allerdings fehl. Auf einer eigens zu diesem Zweck einberu-
fenen Konferenz in Düsseldorf erklärte dieser, dass er das Vorgehen des 
Krupp-Konzerns zwar „nicht nachahmungsreif“ finde, dass die Deutsche 
Bank aber nicht an eine irgendwie geartete Intervention denke. Die Argu-
mentation aller Mitglieder des Hoesch-Vorstands, dass man es hier mit einer 
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sogenannten „feindlichen Übernahme“ zu tun habe, die in Deutschland bis 
dahin unüblich war und als quasi „sittenwidrig“ galt, akzeptierte er nicht. 
Nach seiner Meinung und der anderer Repräsentanten der Deutschen Bank 
waren Ankauf und Verkauf von Aktien auch in dieser Dimension allein Sa-
che der Aktionäre; daher gedenke man nicht, etwas gegen den Krupp-Plan 
zu unternehmen.

Was wusste die Landesregierung?

Der zum damaligen Zeitpunkt ungewöhnliche Übernahmeversuch mit der 
Gefährdung vieler Tausend Arbeitsplätze schlug selbstverständlich auch auf 
die politische Ebene durch. Die Proteste der gesamten Belegschaft fanden am 
17. Oktober 1991 in einer Großveranstaltung in der Westfalenhalle ihren 
Höhepunkt. Besonders die Landesregierung wurde scharf angegriffen, da 
Betriebsräte und Belegschaft davon ausgingen, dass man dort frühzeitig – 
früher jedenfalls als der eigentlich betroffene Hoesch-Vorstand – über den 
Krupp-Coup informiert war. Obwohl die Landesregierung beteuerte, dass 
auch sie nichts von den Übernahmeplänen und Börsenaktionen von Krupp 
gewusst habe und zur selben Zeit wie der Hoesch-Vorstand informiert wor-
den sei, stieß diese Darstellung bei Betriebsräten und Belegschaften auf Un-
glauben. 

Die Situation im Dezember 1991

Am 21. Dezember 1991 wurde der Hoesch-Vorstand davon in Kenntnis ge-
setzt, dass Krupp mittlerweile mehr als 50% der Aktien auf sich vereinigte 
und somit die Mehrheit am Hoesch-Konzern erlangt hatte. Damit war klar, 
dass sowohl der organisierte als auch der spontan zustande gekommene  
Widerstand bei Belegschaften, in der Kommune und an diversen anderen 
Stellen nicht den erwünschten Erfolg gebracht hatte. Die „Hoeschianer“ 
mussten einsehen, dass weitere Widerstandspläne der Unternehmensbasis 
und -leitung zwecklos sein würden. 

Nach dieser Enttäuschung mussten sich alle Seiten – entsprechend ihren 
Aufgabenfeldern – mit den neuen Realitäten arrangieren. Das Hauptanliegen 
der anderen Vorstandsmitglieder von Hoesch bestand darin, die Aktionäre 
zufrieden zu stellen, d. h. einen möglichst günstigen Umtauschkurs für die 
Hoesch-Aktien zu erreichen; für Alfred Heese und die Betriebsräte standen 
zuverlässige Aussagen der Krupp-Spitze über die zukünftige Arbeitsplatzsi-
tuation im Vordergrund. Da das Jahr 1991 auch in der zweiten Hälfte wirt-
schaftlich noch ein echtes „Boom-Jahr“ war, sah die Situation relativ positiv 
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aus. So war man nicht allzu skeptisch, als der Krupp-Vorstandsvorsitzende 
Gerhard Cromme erklärte, dass dies die erste große Fusion sein werde, die 
ohne größere Arbeitsplatzverluste vonstatten gehen würde. Im Rückblick 
wundert sich Alfred Heese, dass man die Fragwürdigkeit dieser Zusage nicht 
bereits zum damaligen Zeitpunkt erkannte, denn erwartungsgemäß konnte 
Cromme sie nicht aufrechterhalten: Von den 102.000 Arbeitsplätzen, die das 
vereinigte Unternehmen Hoesch-Krupp zum Fusionszeitpunkt besaß, fielen 
bis zum Jahr 1996 30.000, also annähernd dreißig Prozent, weg; u. a. auch 
durch den Verkauf von Unternehmensteilen. 

Akteure, Interessen und Informationspolitik bei Krupp

Der für die Hoesch-Seite Ende 1991 entstandene Überraschungseffekt – man 
könnte auch von einem Überrumpelungsmanöver durch Krupp sprechen – 
lässt vermuten, dass der Krupp-Konzern einen hohen Grad an Geheimhal-
tung hinsichtlich seines Plans sichergestellt hatte.

Die Informations- bzw. Geheimhaltungspolitik, die innerhalb des Krupp-
Konzerns nach einem ausgeklügelten Selektionsraster betrieben wurde, stell-
te ein wesentliches Instrument für die erfolgreiche Durchführung der Aktion 
dar: So wurden offensichtlich nur einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats in 
die Pläne eingeweiht, und dieser informierte Teil des Krupp-Aufsichtsrats 
war absolut „wasserdicht“. Der andere Teil, IG Metall-Vertreter und Be-
triebsräte, wusste nach Alfred Heeses Überzeugung nichts von der geplanten 
Übernahme. Offenbar war es gelungen, die Aktion selbst sowie ihre längere 
Vorbereitung fast völlig am Aufsichtsrat vorbei zu lancieren. Dieser „Rück-
fall in frühkapitalistische Verfahrensweisen“, wie Alfred Heese die Ope-  
ration des Krupp-Vorstands nennt, mag auf die Befürchtung des Krupp-     
Vorstands zurückzuführen gewesen sein, bei einem offenen Vorgehen mit 
komplizierten oder nicht handhabbaren Mitbestimmungseffekten konfron-
tiert zu werden. Aus Vorstands-Sicht, so ist anzunehmen, wäre eine offene 
Behandlung des Themas im Krupp-Aufsichtsrat aus Gründen der Geheimhal-
tung riskant gewesen. Unter diesem Gesichtpunkt erscheint die Schlussfolge-
rung plausibel, dass der Vorstand – selbstverständlich mit Rückendeckung 
seines Hauptaktionärs – die Übernahmeaktion allein und ohne Kenntnis (zu-
mindest der Arbeitnehmerseite) des Aufsichtsrats betrieben hat.

Wie sahen die Reaktionen der Betriebsräte bei Krupp aus? Nachdem das 
Vorhaben eingeleitet worden war und die Absichten im Aufsichtsrat schließ-
lich offen formuliert wurden, hofften die Krupp-Betriebsräte, mit Hilfe der 
Fusion eine bessere wirtschaftliche Solidität auch ihrer eigenen Betriebe er-
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reichen zu können. Die Annahme jedoch, die Vereinigung der Unternehmen 
eröffne eine neue Chance für beide Teile, sollte sich als Irrtum erweisen. Die 
Idee einer besseren Positionierung von Krupp-Betrieben wurde besonders 
von dem stellvertretenden Betriebsratsvorsitzenden des Krupp-Werkes in 
Duisburg-Rheinhausen, Theo Stegmann, vertreten, der nach Wiederaufleben 
der Stahlkonjunktur 1990/91 den Druck des Stilllegungsbeschlusses für 
Rheinhausen abgeschüttelt hatte und nun nach neuen Möglichkeiten zur 
Konsolidierung seines Stahlbetriebes suchte. Für dieses Ziel trat er dann auch 
als einziger öffentlich auf den Sitzungen der Vertrauensleute ein, was Alfred 
Heese auch im Nachhinein als mutige Tat wertet. Die Hoffnungen Stegmanns 
sollten sich jedoch nicht erfüllen, denn nach dem erneuten Abflauen der 
Stahlkonjunktur 1993 wurde gerade das Hüttenwerk Duisburg-Rheinhausen 
Opfer der ersten großen Stilllegungen.

Überlegungen zu Kooperationen und Fusionen 
im Vorfeld der Ereignisse von 1991/92

Wieso, so kann man sich heute fragen, kam es gerade zur Fusion von Krupp 
und Hoesch? Existierten nicht, wie am Beispiel der Ad-hoc-Verhandlungen 
mit British Steel deutlich wurde, auch andere mögliche Partner im Stahlsek-
tor, und dies sowohl aus der Krupp- als auch aus der Hoesch-Perspektive? 
Auch wenn der britische Stahlkonzern sich letztendlich wegen seines aus-
schließlichen Interesses an Hoesch-Stahl aus dem Kreis der Anwärter auf 
eine Partnerschaft verabschiedet hatte, wäre diese Fusion nach Alfred Heeses 
Einschätzung recht chancenreich gewesen, denn ein solcher Stahl-Stützpunkt 
in Deutschland hätte sich besonders durch die Verbindung zur Automo-      
bilindustrie ausgezahlt. Stattdessen war die Aussicht, mit dem nicht eben 
kapitalkräftigen Unternehmen Krupp zusammenzugehen, nicht sehr verhei-
ßungsvoll, denn es war absehbar, dass es nach einer Fusion Schwierigkeiten 
mit der Bereitstellung der benötigten Gelder für Investitionen haben würde. 
Neben diesen Überlegungen und abgesehen von der trickreichen Übernah-
mestrategie, die bei den Hoesch-Beteiligten auf Unmut stieß und eine große 
Verunsicherung erzeugte, erschien die Fried. Krupp AG auch auf Grund 
ihrer anderen Führungs- und Mitbestimmungskultur zum Zeitpunkt der 
Übernahme nicht eben als Idealpartner.

Einige Jahre zuvor, im Jahre 1983, hatte es allerdings schon einen Versuch 
zu einem Zusammengehen gegeben. Im Rahmen der Stahlkrise und der sich 
ankündigenden Globalisierung auch im Stahlbereich gab es durchaus Über-
legungen, langfristig auf Unternehmenszusammenschlüsse hinzuarbeiten. Im 
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Rahmen dieser Optionsbestimmungen, Fusionsentwürfe und Vorgespräche 
mit potentiellen Partnern fielen nach der Trennung von Hoogovens auch die 
ersten Fühlungnahmen mit dem Krupp-Konzern. Im Mittelpunkt standen 
dabei Pläne für eine engere Zusammenarbeit zwischen den beiden Stahl- 
unternehmen. Diese Gespräche scheiterten u. a. wegen der ungeklärten Füh-
rungsfrage für das vereinigte Unternehmen. Ähnliche Gespräche fanden im 
Jahr 1991 statt, allerdings immer unter der Voraussetzung einer gleichbe-
rechtigten und Machtsymmetrie gewährleistenden Kooperation beider Kon-
zerne. Für eine Aufgabe der Selbstständigkeit von Hoesch hatten die Hoesch-
Verhandlungspartner kein Mandat. Wie die Kooperation konkret gestaltet 
werden könne, blieb wie stets bei solchen Gesprächen, die noch nicht inten-
siv und detailliert waren, offen. Eine Eingliederung bzw. eine Übernahme 
von Hoesch durch Krupp stand jedenfalls bei den Hoesch Vorstandsüber-
legungen überhaupt nicht zur Debatte. Umso überraschter war der Vorstand 
von Hoesch, dass mit dem Aktienerwerb eine andere, nicht erwartete und 
nicht gebilligte Methode der Zusammenführung beider Konzerne gewählt 
wurde. In der Atmosphäre des Misstrauens über die Art und Weise der Ge-
sprächsführung wurde ein Vorstandsmitglied und der Planungsleiter von 
Hoesch entlassen: Es bestand die Vermutung, dass beide ihre Vollmachten 
überschritten hatten.

Hoesch-interne Begünstigungsfaktoren der Übernahme

Retrospektiv gesehen konnte der Krupp-Plan nur aufgehen, weil man das 
Machtvakuum bei Hoesch Anfang der 90er Jahre erkannt hatte und dieses 
zu nutzen verstand. Nach dem Weggang Rohwedders war der Konzern be-
sonders dadurch geschwächt, dass die verschiedenen Unternehmensfrak-       
tionen sich nicht auf einen gemeinsamen Nachfolger einigen konnten. So 
favorisierte die Arbeitnehmerseite Flohr, während die Kapitalseite Brahms 
den Vorzug gab und der Aufsichtsratsvorsitzende Zapp als Vertreter der 
Deutschen Bank Einwände gegen beide Kandidaten hatte. Die Presse berich-
tete damals mit einiger Häme von den Interessenkonflikten bei der Wahl 
einer neuen Führungsfigur für den Konzern. Das Machtvakuum war evident 
und hatte bereits die entscheidende Grundvoraussetzung für die Krupp-         
Intervention geliefert, als Neukirchen, zuvor Vorstandsvorsitzender bei 
Klöckner-Humboldt-Deutz, als neuer Vorstandsvorsitzender zu Hoesch kam. 
Nur wenige Monate nach Antritt seiner neuen Stellung wurde das Debakel 
der Aktienaufkäufe durch Krupp bekannt. Nach Alfred Heeses persönlicher 
Überzeugung wäre der Börsen-Coup zu Rohwedders Zeiten kaum möglich 

5.2



��

gewesen, d. h. Krupp hätte ein solches Vorgehen nicht gewagt, allein weil 
man Rohwedders politischen Einfluss und seine Fähigkeit zu massiven pu-
blizistischen Abwehrmaßnahmen und Gegenschlägen zu fürchten gehabt 
hätte.

Alfred Heese als Arbeitsdirektor in der neuen 
Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp
Obgleich Alfred Heese keinerlei Interesse an der Arbeitsdirektoren-Funktion 
im neuen fusionierten Stahlunternehmen Hoesch-Krupp hatte und dies auch 
öffentlich bekundete, nahm er 1992 auf Drängen der Hoesch-Betriebsräte 
den Posten an. Die Hoffnungen, die sich mit seiner Präsenz im Krupp-Vor-
stand verbanden, konzentrierten sich vor allem auf die damit verbundene 
Wahrung der Hoesch-Interessen innerhalb des Gesamtkonzerns.

Welchen Grund hatte Alfred Heese, mit 63 Jahren und nach Ablauf seines 
Vertrages bei Hoesch noch einmal eine so anstrengende und unter den neu-
en Rahmenbedingungen noch mühseligere Aufgabe anzutreten? Sein Haupt-
motiv bestand darin, dass er meinte, durch die Einbringung seiner Person 
die Position eines quasi montanmitbestimmten Arbeitsdirektors für den Kon-
zern halten zu können. Alfred Heese ging davon aus, dass der Arbeitsdirek-
tor, obwohl das Unternehmen den Regeln des Mitbestimmungsgesetzes von 
1976 unterlag, auf Grund der besonderen Umstände der Fusion dauerhaft 
auf Vorschlag des Arbeitnehmerlagers hätte gewählt werden können. 

Obwohl Krupp also bei seinen Verhandlungen mit der IG Metall und dem 
DGB darauf bestanden hatte, das 76er Mitbestimmungsgesetz als Rechts-
basis für den neuen Hoesch-Krupp-Konzern durchzusetzen, nahmen der 
Arbeitsdirektor und die Betriebsräte an, dass trotzdem eine gewisse Hand-
lungsfreiheit bestehe, Personen vorzuschlagen, die das besondere Vertrauen 
der Arbeitnehmer besitzen. 

Erst Anfang 1994 erfuhren Alfred Heese und seine engeren Mitarbeiter 
im Rahmen der Diskussion um seine Nachfolge von einem „Geheimpapier“ 
aus dem Jahr 1992, in dem der Krupp-Vorstand gegenüber der IG Metall 
und dem DGB erklärt hatte, dass im Falle der Nichteinigung über die Person 
des Arbeitsdirektors das Mitbestimmungsgesetz von 1976 gelte. Das verspä-
tete Bekanntwerden des Papiers löste einen Eklat aus, und die IG Metall 
geriet unter Rechtfertigungsdruck. Zwar waren die rechtlichen Rahmen-
bedingungen, d. h. die Bindung an das Mitbestimmungsgesetz von 1976 
unstrittig, aber nach Alfred Heeses Überzeugung hat die Gewerkschaft mit 
der Akzeptanz des Papiers und seiner Geheimhaltung einen zweifachen Feh-
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ler begangen: Ihre Aufgabe wäre es einerseits gewesen, den Arbeitsdirektor 
und die Betriebsräte frühzeitig über die Existenz der Krupp-Erklärung zu 
informieren, was nicht geschehen war. Zum anderen erkannte Alfred Heese 
in der schriftlichen Fixierung des Bestellungsverfahrens für den Arbeits-    
direktor ein Anzeichen dafür, dass man mit dem Gedanken spielte, nach dem 
altersbedingten Ausscheiden Alfred Heeses keinen gewerkschaftsnahen Ar-
beitsdirektors mehr zu berufen. 

Die Beiläufigkeit, mit der Alfred Heese über die Existenz dieses Schrift-
stücks später informiert wurde, und die daraufhin erfolgenden Reaktionen 
der Verantwortlichen gehören bis heute für ihn zu der wohl beschämendsten 
Situation seiner beruflichen Laufbahn.

Die Neuordnung des Konzerns Hoesch-Krupp ab 1992

Erst im Dezember 1992 wurden die Hindernisse zur Fusion aus dem Wege 
geräumt. Das heißt, die Diskussion über das weitere Vorgehen und die Art 
der Gestaltung des Konzernzusammenschlusses hatte sich über ein Jahr hin-
gezogen. In der Hauptversammlung im Dezember 1992 wurde die Fusion 
definitiv beschlossen. Die Aktionäre von Hoesch erhielten im Tausch Aktien 
der Firma Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp. Es wurde beschlossen, einen 
Vorstand mit sieben Personen zu bilden, darunter zwei von der Hoesch- und 
fünf von der Krupp-Seite. Die erste Gruppe bestand aus Heese und Clever, 
dem damaligen Justitiar von Hoesch, der in den Vorstand gewählt wurde. 
Die Krupp-Gruppe setzte sich aus den fünf amtierenden Vorstandsmitglie-
dern zusammen. Die Bildung des Aufsichtsrats erfolgt nach dem Mitbestim-
mungsgesetz von 1976 und nicht nach dem Montanmitbestimmungsgesetz 
von 1951.

Alfred Heese agierte nun als Arbeitsdirektor im Hoesch-Krupp Konzern, 
was sich in Konsequenz als Einschränkung der arbeitsdirektorialen Kompe-
tenzen gegenüber der gewohnten Praxis bei Hoesch erwies. Überhaupt war 
sein Eintritt in den Vorstand nicht reibungslos verlaufen, denn das von der 
Krupp-Seite ursprünglich favorisierte Modell mit zwei Arbeitsdirektoren – 
dem amtierenden Arbeitsdirektor von Krupp und einem Neuen aus dem 
Hoesch-Bereich – hatte Alfred Heese abgelehnt und gleichzeitig seine Bereit-
schaft zur Funktionsübernahme von der Akzeptanz des Ein-Mann-Modells 
abhängig gemacht. Zwar ging der neue Vorstand formal auf diese Bedingung 
ein, aber nicht ohne das Ressort des Arbeitsdirektors zu beschneiden. So 
wurde ihm die Zuständigkeit für leitende Angestellte ebenso verweigert wie 
für das zu Hoesch-Zeiten bei ihm angebundene Ressort Liegenschaften. Da-
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rüber hinaus wurde der Bereich Berufsbildung in eine Dienstleistungsgesell-
schaft ausgegliedert. 

Dieser veränderte Funktions- und Aufgabenzuschnitt trug nicht unmaß-
geblich dazu bei, dass die unmittelbaren Interventionsmöglichkeiten des      
Arbeitsdirektors auf das obere Management geschwächt waren. Eine weitere 
Kompetenzeinschränkung resultierte daraus, dass auf Grund der Existenz 
zusätzlicher spartenbezogener Arbeitsdirektoren die Regelungs- und Ein-
griffsmöglichkeit des Konzern-Arbeitsdirektors in diesen Tochter-Gesell-
schaften gemindert war. Von einem vergleichbaren Einflussbereich, wie        
Alfred Heese ihn z. B. bei Hoesch Hohenlimburg oder Hoesch Rothe Erde 
besessen hatte, konnte hier keine Rede mehr sein. Bei Hoesch bestand eine 
direkte Zugriffsmöglichkeit, nicht zuletzt wegen der speziellen Konstruktion 
des Konzerns, der Rothe Erde und den Baubereich mit einschloss; der ar-
beitsdirektoriale Einflussbereich war daher besonders groß gewesen. Mit der 
IG Metall war darüber ein besonderes Abkommen, das sogenannte Schwel-
mer Abkommen, geschlossen worden. Nun, beim neuen Hoesch-Krupp-Kon-
zern besaß Alfred Heese ein vermindertes, unklares Weisungsrecht gegenü-
ber den Sparten, die mit ihren eigenen Arbeitsdirektoren auch ihre eigene 
Politik betrieben. Diese Politik wich von Alfred Heeses Arbeitsprinzipien ab 
und führte z. B. auch dazu, dass in dem schlechten Geschäftsjahr 1993           
betriebsbedingte Kündigungen in einzelnen Sparten ausgesprochen wurden. 
Obwohl auch Alfred Heese zum damaligen Zeitpunkt einen Abbau von Be-
schäftigung in diesen Unternehmensteilen als notwendig ansah, war es ihm 
auf Grund der veränderten Konstruktion seiner Rolle im Konzern nicht      
möglich, erfolgreich zu intervenieren, um Rationalisierungsstrategien nach 
dem sozialverträglichen Muster – wie bei Hoesch ehemals üblich – durchzu-
setzen.

Nach außen hin gestaltete sich die Zusammenarbeit im Vorstand aller-
dings recht kooperativ, auch da man von Krupps Seite offenkundig um eine 
möglichst reibungslose Integration der Hoesch-Belegschaft und ihrer Füh-
rungsmannschaft bemüht war. Eine ganze Reihe früherer Hoesch-Mitarbei-
ter erhielten gehobene Positionen im neuen Großkonzern, es wurde versucht, 
die Hoesch-Leute bei der Besetzung der Führungspositionen unterhalb des 
Vorstandes adäquat zu berücksichtigen. Darüber hinaus übernahm Krupp 
fast „maßstabsgetreu“ das damals gerade im Entstehen begriffene Konzept 
Hoesch 2000, ein Unternehmenskonzept mit einer auf Selbstständigkeit zie-
lenden Spartengliederung. Die bestehenden sechs Sparten, darunter – neben 
Stahl – Maschinenbau, Anlagenbau, Handel und Dienstleistungen, wurden 
als möglichst selbstständig handelnde Einheiten im Unternehmen geführt. 
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Der erneute Konjunkturkrise ab 1993 
verschärft die Probleme der Fusion 

Der summa summarum positive Auftakt in der Zusammenarbeit und Neu-
ordnung des Konzerns ließ nicht vermuten, dass diese Entwicklung ein         
baldiges Ende finden sollte. Die Erschütterungen, die die problematische 
Phase der Fusion einleiteten, kamen von außen. Ende 1992 stellte sich bereits 
heraus, dass die Konjunktur sich steil abwärts bewegte, und 1993 wurde 
nach Alfred Heeses Worten „ein ganz schreckliches Jahr“ – sowohl für den 
Stahlbereich als auch für die übrigen Gesellschaften. Die Verluste des Krupp-
Konzerns in 1993 ließen befürchten, dass das gesamte Unternehmen, u. a. 
auf Grund seiner hohen Verschuldung und den daraus resultierenden Zins-
verpflichtungen, ernsthaft in Schwierigkeiten geraten könnte. 

In dieser Phase bestand die einzige Hoffnung, das Unternehmen zu retten, 
in der eiligen Entwicklung von Notprogrammen. Hierzu gehörte im Stahl-
bereich z. B. die Stilllegung des Stahlwerkes in Duisburg-Rheinhausen, einer 
starken Beschneidung der Profilseite mit erheblichen Stilllegungen im Sieger-
land und in Hagen. Auch in den übrigen Sparten, beispielsweise in der für 
Duisburg wichtigen Fördertechnik, wurden Produktion und Belegschaft 
stark zurückgefahren. Als Arbeitsdirektor musste Alfred Heese nun – ähnlich 
wie beim großen Hoesch-Rationalisierungsprogramm von 1981 – Mittel und 
Wege finden, zwischen den Interessen des angeschlagenen Unternehmens 
und denen der Arbeitnehmer zu vermitteln, konnte aber nicht annähernd so 
wirkungsvoll eingreifen. Die Tiefe der notwendigen Eingriffe und der zeit-
liche Druck, unter dem die Rationalisierungsmaßnahmen durchgeführt wer-
den mussten, ließen das Jahr 1993 zu seinem schlimmsten Berufsjahr werden, 
zu dem er rückblickend feststellt, dass er „noch kein Berufsjahr gehabt (ha-
be), das so von ganz eiligen Entscheidungen betroffen war, wie dieses Jahr 
1993.“

Auch der Stolz der Verantwortlichen in der Montanindustrie, bis dahin 
trotz aller Krisen an betriebsbedingten Kündigungen vorbeigekommen zu 
sein, ließ sich nicht weiter aufrechterhalten. Obwohl diese Kündigungen 
nicht unmittelbar in Zuständigkeit des Konzern-Arbeitsdirektors fielen, 
musste Alfred Heese als Mitglied des Konzernvorstands jedoch zur Kenntnis 
nehmen, dass betriebsbedingte Kündigungen in Verarbeitungsbetrieben aus-
gesprochen wurden. Im Stahlbereich hingegen schaffte man es besonders mit 
Hilfe der Vorruhestandsregelung für 52jährige und ältere, solche harten 
Maßnahmen zu umgehen. Massenentlassungen wurden so auch für Rhein-
hausen vermieden, wobei die Arbeitnehmer es vielfach vorzogen, ihre Ab-
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findung anzunehmen und sich eine neue Beschäftigung zu suchen, statt nach 
Dortmund oder Bochum zu pendeln. 

Nach dem Katastrophenszenario von 1993 stabilisierte sich die Konjunk-
tur in der zweiten Hälfte des darauf folgenden Jahres wieder, und 1995 
konnten bereits wieder gute Umsätze und Erträge erzielt werden. Die Beob-
achtung dieser konjunkturellen Zyklen ist für Alfred Heese, dessen Berufs-
biographie maßgeblich durch die Entwicklungen der bundesrepublikanischen 
Stahlindustrie beeinflusst wurde, zu einem festen Bestandteil seiner Arbeit 
geworden. Während seiner jahrzehntelangen Tätigkeit in diesem Sektor hat 
Alfred Heese festgestellt, dass Auf- und Abwärtsbewegungen gerade beim 
Stahl extrem schnell wechseln, was auf den Doppeleffekt von Mengen- und 
Preisverfall zurückzuführen ist. Jeder Preisverfall im Rahmen einer vermin-
derten Kapazitätsauslastung führt zu radikalen Umsatzeinbußen, aber um-
gekehrt werden bei einer guten Konjunktur, d. h. bei höheren Mengen und 
höheren Preisen, schnell sehr gute Gewinne erreicht. Problematisch ist für 
diesen Sektor die im Vergleich zum konjunkturellen Aufschwung stets länger 
anhaltende konjunkturelle Talfahrt, die es immer wieder neu zu überbrücken 
gilt. 

Arbeitsdirektor bei der Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp
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Die Entwicklung der Stahlindustrie und der Montanmitbestimmung 
Als Beobachter und betriebspolitischer Akteur hat Alfred Heese beinahe vier 
Jahrzehnte bundesdeutscher Stahlgeschichte hautnah miterlebt und mitge-
staltet. In diesem langen Zeitraum fanden – bedingt durch die jeweiligen 
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen – gewaltige soziale 
Umbrüche in diesem Sektor und ein grundlegender Wandel der gesetzlichen 
Bedingungen und der betrieblich-praktischen Ausformungen der Mitbestim-
mung statt. Die Geschichte der Montanmitbestimmung, die mit der Ge-
schichte der Stahlindustrie aufs Engste verwoben ist, teilt Alfred Heese in 
drei Phasen ein: 

Die erste Phase, man könnte sie als die Phase des Aufbruchs bezeichnen, 
reichte etwa bis 1960 und war dadurch gekennzeichnet, dass gleichberech-
tigte Mitbestimmung als ein Prinzip der Unternehmensführung im Montan-
bereich im Großen und Ganzen akzeptiert war. Die Vorstände waren zur 
Kooperation mit den Mitbestimmungsträgern in den Unternehmen bereit, 
und es wurden viele zusätzliche Leistungen für die Arbeitnehmer aufgebaut. 
Im sozialen Bereich gehörte z. B. die Entstehung der sogenannten Gesund-
heitshäuser dazu. Die soziale Betreuung stand an erster Stelle, und den Ar-
beitern sollte nach den Erlebnissen der Nachkriegszeit ein geordnetes und 
gesichertes Leben ermöglicht werden, das die betriebliche Welt mit ein-
schloss. Beim Wiederaufbau der Städte nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
der Wohnungsbau betrieblich gefördert, in den Betrieben wurden vielfältige 
Sozialleistungen angeboten, und eine positive Einstellung gegenüber diesen 
Errungenschaften existierte nicht nur auf Seiten der Arbeitsdirektoren, son-
dern eindeutig auch bei vielen anderen Vorstandsmitgliedern. 

Abgelöst wurde diese Phase Anfang der 60er Jahre von einer Entwick-
lung, in der „konstruktive“ Themen im Vordergrund standen. Nun ging es 
in erster Linie um betriebliche, arbeitsbezogene Themen, wie Arbeitssicher-
heit, Gesundheitsschutz, Lohnpolitik und Berufsbildung, während der da-
mals so bezeichnete „soziale Klimbim“ im Sinne einer Betreuung von der 
Wiege bis zur Bahre nicht mehr auf ungeteilte Zustimmung stieß. In dieser 
Phase, in der die Arbeitsdirektoren sich mehr um die Betriebe und die Be-
triebsabläufe kümmerten, wurde der erste Versuch gemacht, die Arbeitsbe-
dingungen so zu gestalten, dass die Mitarbeiter möglichst nicht mit 60 oder 
65 Jahren gesundheitlich ruiniert nach Hause gehen mussten. In dieser Zeit 
stand die Erleichterung bzw. Abschaffung der vorherrschenden körperlichen 
Schwerarbeit mit hohen Umgebungsbelastungen („Maloche“) im Zentrum 
der betrieblichen Arbeitspolitik im Stahlsektor. Sicher ist dem auch zu ver-
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danken, dass in der nahen Vergangenheit der 80er und 90er Jahre an vielen 
Anlagen gekapselte und klimatisierte Steuerstände erbaut und die Mecha-
nisierung und Automatisierung der Prozesse so weit getrieben wurden, dass 
die traditionell körperlich belastende Hüttenarbeit mehr und mehr ver-      
schwand. 

Die dritte Phase begann ungefähr mit der lang anhaltenden Strukturkri-
se in der Stahlindustrie in der zweiten Hälfte der 70er Jahre. Das wohl wich-
tigste Merkmal dieser Phase war, dass die Arbeitnehmerseite mit dem Rücken 
zu Wand stand und gleichzeitig versuchte, die Errungenschaften der beiden 
vorangegangenen Phasen – z. B. auf dem Gebiet der Berufsbildung – zu ver-
teidigen und den aktuellen Gegebenheiten so weit anzupassen, dass sie auf 
dem erreichten Niveau weiter fortgeführt werden konnten. Seit Mitte der 
1990er Jahre scheint Alfred Heese der Tendenz nach allerdings Vieles des 
bis dahin Erreichten abzubröckeln, viele bedeutende Errungenschaften der 
Montanindustrie stehen seiner Beobachtung nach zur Disposition. Dies be-
trifft zum Beispiel die regionale Verantwortung, die die Stahlunternehmen 
im Feld der Berufsbildung übernommen hatten („Ausbildung über Bedarf“), 
aber ebenso das Prinzip, betriebsbedingte Kündigungen bei Beschäftigungs-
abbau zu vermeiden, das zwar in der Montanindustrie nach außen immer 
noch vertreten wird, aber in der unternehmerischen Praxis kein Tabu mehr 
ist. So betrachtet er die den Belegschaftsmitgliedern immer häufiger ange-
botene finanzielle Abfindung als eine Art „graue“ Entlassung. 

Im Rahmen dieser Umbrüche hat sich auch das Verhältnis der Mitarbei-
ter und der Konzernvorstände zur Mitbestimmung verändert. Abgesehen 
von den Mitarbeitern in den produzierenden Betrieben steht die Montanmit-
bestimmung nicht mehr hoch im Kurs und wird von den Obergesellschaften 
– ganz gleich, ob es sich dabei um ThyssenKrupp, Salzgitter, Mannesmann-
röhren oder mittlerweile in Deutschland agierenden internationalen Unter-
nehmen handelt – als Auslaufmodell betrachtet. Der Tenor hinter vorgehal-
tener Hand lautet etwa: „Mal abwarten, das wird in einigen Jahren vorbei 
sein. Bis dahin müssen wir es wohl tolerieren, dass es in den Produktionsge-
sellschaften für einige zigtausend Leute so etwas wie eine Sonderbestimmung 
gibt.“ Mit der Einbindung der Stahlgesellschaften in große gemischte Kon-
zerne entfällt auch die rechtliche Grundlage für die Montanmitbestimmung 
zumindest bei den Obergesellschaften und überwiegend ist sie nur noch über 
unternehmensbezogene Verträge mit der IG Metall geregelt, die zudem meist 
befristet sind. So lässt sich die Mitbestimmung in den abhängigen Stahlge-
sellschaften so neutralisieren, dass sie nicht mehr allzu sehr ausstrahlt und 
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der Einfluss der Mitbestimmungsträger schwindet. Angesichts solcher Ent-
wicklungen erscheint der ursprüngliche Anspruch der Montanmitbestim-
mung: nicht nur das soziale Umfeld sondern auch den Stil des Wirtschaftens 
zu verändern, in historische Ferne gerückt zu sein. Unternehmenskultur und 
Unternehmensentscheidungskultur sollten verändert werden, doch von die-
sen Zielen ist man weiter entfernt denn je.

Lean production – ein Beteiligungsmodell 
im Sinne von Mitbestimmung?

Die heute so oft in einen Zusammenhang mit den Grundideen der Mitbe-
stimmung gebrachten Arbeits- und Organisationsmodelle der Unterneh-
mensberater, und hier besonders die sogenannte lean production (und lean 
management), können nach Alfred Heeses Erfahrungen nicht als Beteili-
gungskonzepte in diesem Sinne betrachtet werden. Trotz einer gewissen Ver-
wandtschaft von bestimmten Elementen im Konzept lean production zu 
Gruppenarbeit und Beteiligung weist Alfred Heese auf den radikalen Unter-
schied zwischen beiden Ansätzen hin: lean production wird als ein Prozess 
verstanden, der von oben nach unten verläuft. Alle Abläufe und Einrich-
tungen orientieren sich an diesem Schema, auch wenn sie hier und da eine 
Stufe oder ein Element beinhalten, das von unten nach oben verläuft. Ak-
zeptiert werden die beteiligungsorientierten Elemente im lean production-
Modell nur, sofern sie das traditionelle Machtgefüge des von oben nach 
unten nicht stören. Wäre dies der Fall, da ist sich Alfred Heese sicher,           
würde man sich auf das Direktionsrecht berufen, das bekanntermaßen bei 
den Vorständen angesiedelt ist. Trotz auch positiver Komponenten von lean 
management, die insbesondere in den neuen Gestaltungsspielräumen der 
Belegschaften zu finden sind, können diese Formen von Gruppenarbeit oder 
Beteiligung nicht mit den in einer entwickelten Mitbestimmungskultur ent-
standenen Konzepten gleichgesetzt werden. Dieses Verständnis von Mitbe-
stimmung war und ist politisch geprägt und geht mit der Idee der Kompetenz 
der Belegschaft zur Mitentscheidung unternehmensinterner und betrieblicher 
Prozesse über bloße Anhörung hinaus. 

Gewerkschaftspolitik und Stahlkrise aus der Sicht 
eines Arbeitsdirektors
Nicht erst seit Beginn der Stahlkrise 1975 bestanden enge Kooperations- 
beziehungen zwischen Alfred Heese und der IG Metall. Als Arbeitsdirektor 
hat er die Positionen und „Politiken“ der verschiedenen Ebenen und Funk-
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tionsträger der Gewerkschaft – von der Ortsverwaltung und dem Zweig-
büro Düsseldorf bis zum Frankfurter Vorstand und den Funktionären in den 
Aufsichtsräten der Stahlkonzerne – hautnah miterleben können. Auf Grund 
der paritätischen Besetzung der Aufsichtsräte ist ein besonders enger Kontakt 
zwischen Arbeitsdirektor und den außerbetrieblichen Vertretern der Arbeit-
nehmerseite, hier also vor allem Vertretern der IG Metall und des DGB, 
eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrung der Arbeitnehmerinteressen 
im Unternehmen. 

Durch ihre Aufsichtsratsvertreter ist die Gewerkschaft prinzipiell jeder-
zeit in der Lage, alle erforderlichen Informationen über die Vorgänge im 
Unternehmen zu erhalten (der Fall der Übernahmen von Hoesch durch Krupp 
1991/92 bildet hier eine unrühmliche Ausnahme). Angesichts dieser guten 
Informationsposition an den „Schaltstellen der Macht“ wäre zu erwarten, 
dass die IG Metall sich in den langen Jahren des Krisenprozesses der Stahl-
industrie um eine eigene geschlossene Position und eine zukunftsweisende 
Stahlpolitik bemühte. Die Wirklichkeit wurde allerdings – je nach gewerk-
schaftlicher Ebene, Politikauffassung oder Persönlichkeit und Mentalität des 
jeweiligen Akteurs – von sehr verschiedenen Zugängen und Lösungsvorschlä-
gen zu diesem Problem geprägt. Die Unterschiedlichkeit der Berufsbiogra-
phien, Temperamente, Positionen und Handlungsformen, aber auch die Nä-
he bzw. Ferne zu den Belegschaften spielten hierbei eine ebenso große Rolle 
wie das Verhältnis zu Macht, Ökonomie und „großer Politik“. Unterschied-
liche Meinungen und strategische Überlegungen waren also vorprogram-
miert, und so gestaltete sich das Thema auch innerhalb der Gewerkschaft 
alles andere als konfliktfrei. 

Eine gewerkschaftliche Stahlpolitik wurde z. B. von Rudolf Judith, Leiter 
des IG Metall-Zweigbüros in Düsseldorf von 1972 bis 1986, entwickelt und 
vorangetrieben. In den vierzehn Jahren seiner Tätigkeit entstanden so eine 
ganze Reihe von substantiellen Konzepten und Stellungnahmen zum Thema 
Stahlpolitik, die zwar vom Frankfurter Büro zur Kenntnis genommen, aber 
nicht eben begeistert aufgenommen oder als Leitidee für die eigene Arbeit 
betrachtet wurden. Judiths Konzept beinhaltete die Weiterführung von Ra-
tionalisierungsprozessen in der Stahlindustrie bei gleichzeitiger Ablehnung 
von Standortschließungen – eine Strategie, die ja auch bei Hoesch 1981 zum 
Tragen kam. 

Später wurde dieses Konzept notgedrungen aufgegeben, da es durch die 
zunehmende Breite und Schärfe der Krisen in Frage gestellt wurde. Still-    
legungen von ganzen Standorten wurden eher zur Regel als zur Ausnahme. 
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Alternativen gegen diese Stilllegungen ließen sich nicht durchsetzen. Alter-
nativen hätten z. B. in der verstärkten Kooperation von geschwächten Stahl-
unternehmen bestehen können, ein Konzept, das auch Judith schon mit 
Nachdruck vertreten hatte, um den Zersplitterungsprozess innerhalb des 
Sektors zu stoppen. Allerdings standen dem die nicht ganz unberechtigten 
Befürchtungen der Betriebsräte und Arbeitsdirektoren entgegen, denn auch 
bei Hoesch war in den 1980er Jahren zeitweilig ein Zusammengehen mit 
Thyssen angedacht und wieder verworfen worden. Thyssen galt als „Schreck-
gespenst an der Rhein-Schiene“, d. h. man nahm an, ein solcher Zusammen-
schluss liefe zwangsläufig auf die Stilllegung des Standorts Dortmund            
hinaus. „Dann sind wir vielleicht noch ein Verarbeitungszentrum, aber als 
Stahlstandort sind wir erledigt“, so die damalige Überzeugung – und sie hat 
sich ja als nicht so falsch herausgestellt.

Die Reaktionen und Stellungnahmen der IG Metall zur Hoesch-Krupp-
Fusion blieben nach Alfred Heeses Wahrnehmung merkwürdig unscharf 
bzw. mehrdeutig und zeigten ihm, dass kein fundierter konzeptioneller An-
satz zur Stahlpolitik vorlag. Zwar bezeichnete das damalige zuständige IG 
Metall-Vorstandsmitglied Siegfried Bleicher die Krupp-Aktion als feindliche 
Übernahme, die der Gewerkschaftsvorstand insgesamt verurteile, aber gleich- 
zeitig schien in den Reden anderer Gewerkschafter der Tenor durch, dass die 
IG Metall mit der Fusion im Prinzip einverstanden sei. Dies war nicht eben 
eine klare Antwort oder eine wirklich kritische Stellungnahme zur Krupp-
Operation. Dabei muss man einräumen, dass die gewählte Form der Über-
nahme, nicht das Zusammengehen von Krupp und Hoesch an sich, der Stein 
des Anstoßes war.

Arbeitnehmerpolitik auf der Unternehmensebene

Ein weiterer wichtiger Aspekt zur Beurteilung der Praxis von Montanmit-
bestimmung sind für Alfred Heese die Kooperationsformen der verschie-
denen Kräfte des Arbeitnehmerlagers innerhalb des Unternehmens, beson-
ders im Aufsichtsrat. Die paritätische Struktur der Aufsichtsräte erwies sich 
für die Zusammenarbeit der Arbeitnehmervertreter mit den Vorstandsmit-
gliedern als großer Vorteil, besonders dann, wenn es galt, die Pläne der Vor-
stände über Investitionen oder Rationalisierungsmaßnahmen umzusetzen, 
zu korrigieren oder abzubremsen. So auch bei Hoesch: Sofern diese den      
Arbeitnehmerinteressen zuwiderliefen, fanden sie auf Grund der Machtsym-
metrie keine Akzeptanz im Aufsichtsrat. Der Vorstand musste die Entschei-
dungen des Aufsichtsrats respektieren, auch wenn einzelne Vorsitzende im-
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mer wieder beklagten, dass die Arbeitgeberseite auf diese Weise gezwungen 
werde, sich ihre Vorstellungen von der Arbeitnehmerseite bestätigen zu las-
sen. Diese Vorsitzenden waren der Meinung, das habe man eigentlich nicht 
nötig, und aus deren Sicht war jede Mitbestimmung außerbetrieblicher Funk-
tionäre ein schlichter Akt der Einmischung. „Warum soll ich mir von den 
Leuten aus Frankfurt vorschreiben lassen, was ich zu tun und zu lassen ha-
be?“ Ihrer Meinung nach waren sie durchaus in der Lage, mit „ihren“              
Betriebsräten und – nicht zu vergessen – mit „ihrem“ Arbeitsdirektor „allein 
fertig zu werden“, eine Argumentation, mit der Alfred Heese häufiger kon-
frontiert wurde. Die Macht der Frankfurter IG Metall, die eine große Aus-
strahlung besaß, und deren Möglichkeit, zusammen mit dem „Neutralen 
Mann“ eine Abstimmungsniederlage der Arbeitgeber im Aufsichtsrat zu or-
ganisieren, führten zu der Einsicht, dass man sich verstärkt mit der anderen 
Seite auseinandersetzen und die Arbeitnehmervertreter für die eigene Politk 
gewinnen müsse. 

Grundlage für eine solche erfolgreiche Arbeitnehmerpolitik im Aufsichts-
rat war die konstruktive Zusammenarbeit der Arbeitnehmervertreter und 
deren minutiöse gemeinsame Vorbereitung der Aufsichtsratssitzungen. An 
den gemeinsamen Arbeitnehmer-Vorbesprechungen nahmen denn auch stets 
sämtliche Arbeitnehmervertreter und der Arbeitsdirektor teil, eine Einrich-
tung, die dem Arbeitgeberlager ein Dorn im Auge war, obwohl sie je nach 
Bedarf genauso verfuhren. Diese Vorbesprechungen und die zum Teil vo-
rausgehenden „Vorvorbesprechungen“ waren für Alfred Heese ein sehr wich-
tiges Instrument zur Entwicklung eigener Positionen und Strategien. Obwohl 
die lange Kette von vorgeschalteten Gesprächen ein ziemlich zeitaufwendiger 
und oft auch nervenaufreibender Prozess werden konnte, war sie doch ab-
solut notwendig, um eine „Bündelung der Arbeitnehmerpolitik“ zu errei-
chen. Diese Vorbesprechungen dienten also der Entscheidungsfindung, und 
die eigentlichen inhaltlichen Entscheidungen und betriebspolitischen Wei-
chenstellungen wurden hier, und nicht erst in den Aufsichtsratssitzungen, 
gefällt. Die in der Regel einen Tag vor der offiziellen Sitzung stattfindende 
letzte Vorbesprechung – eine Art Generalprobe – prägte daher zumeist auch 
den Verlauf der Aufsichtsratssitzung. Dies verdankte sich allerdings keinem 
„Überraschungsangriff“ der Arbeitnehmerseite, sondern der subtilen Ver-
mittlungsfähigkeit des Arbeitsdirektors, der seine Aufgabe auch darin sah, 
den Vorstandsvorsitzenden am nächsten Morgen oder noch am selben Abend 
über die wichtigsten Details der Vorbesprechung in Kenntnis zu setzen.           
Diese Informationstätigkeit des Arbeitsdirektors begriff dieser aber nicht als 
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„Geheimdiplomatie“, sondern sie war für ihn Bestandteil seines Aufgaben-
spektrums und basierte nicht zuletzt auf dem Einverständnis der Arbeitneh-
mer im Aufsichtsrat. 

Für Alfred Heese war dieser Gang zugleich ein selbstverständlicher 
Pflicht- und Loyalitätsakt gegenüber „seiner“ Seite im Aufsichtsrat, aber 
auch gegenüber dem Vorstand und dessen Vorsitzenden, den man nicht „ins 
offene Messer“ laufen lassen wollte. Eine weitere wesentliche Intention im 
Unternehmensinteresse verband Alfred Heese mit dieser Vorabinformation: 
sie sollte helfen, den Ablauf der anstehenden Aufsichtsratssitzung so zu steu-
ern, dass eine allgemeine Frustration – z. B. wegen unüberbrückbarer Mei-
nungsunterschiede oder Entscheidungsunfähigkeit des Gremiums – tunlichst 
vermieden wurde. 

Diese gestaltende Vermittlertätigkeit, dieses „Stückchen Macht des Ar-
beitsdirektors“ hat Alfred Heese an seiner Aufgabe stets besonders geschätzt. 
Durch die Teilhabe des Arbeitsdirektors an Vorbesprechungen, durch seine 
Möglichkeit, die Arbeitnehmersicht mit zu prägen und umgekehrt, das Ar-
beitnehmerinteresse gegenüber seinen Vorstandskollegen zu vermitteln und 
auf den Vorstand einwirken zu können, war diese Funktion in Alfred Heeses 
Sicht eine wirkliche Herausforderung. Bei Hoesch kam hinzu, dass auch der 
sogenannte Neutrale Mann an den Arbeitnehmervorbesprechungen teil-
nahm, und obwohl dieser sich nicht festzulegen pflegte, konnte man seine 
Position recht gut erahnen und somit Prognosen für die Konstellation der in 
der Aufsichtsratssitzung anstehenden Entscheidungen anstellen. Diese klei-
nen Schritte der Verhandlungs- und Überzeugungsarbeit und der taktisch 
kluge Einsatz des Instruments „Vorbesprechung“ bzw. „Arbeitnehmerposi-
tion“ gehörten für Alfred Heese zu den „reizvollsten Dingen überhaupt an 
der Arbeit eines Arbeitsdirektors.“

Arbeitnehmervertreter unter sich: Das Verhältnis zwischen 
Betriebsräten, Zweigbüro und Gewerkschaftsvorstand

Die Beziehungen innerhalb des Arbeitnehmerlagers waren oftmals kaum 
weniger kompliziert als die zwischen Kapital und Arbeit. Besonders das 
Verhältnis zwischen den IG-Metallern bei Hoesch und dem Vorstand der 
Gewerkschaft war zeitweise recht gespannt. Funktionäre wie z. B. Siegfried 
Bleicher, der aus dem Ruhrgebiet stammt, den auch Alfred Heese in der  
Zusammenarbeit schätzen gelernt hat, genossen sowohl das Vertrauen der 
Arbeitnehmerseite als auch Respekt und Anerkennung von Seiten der Arbeit-
geber. In seiner Rolle als Sprecher der Arbeitnehmerseite im Hoesch-Auf-
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sichtsrat hatte Bleicher auch Rohwedder mehr als einmal durch sein Auftre-
ten stark beeindruckt, so dass dieser sich von der Stichhaltigkeit bestimmter 
Vorschläge überzeugen ließ oder schlichtweg die Grenzen seiner Macht an-
erkannte. Wie schon erwähnt, war Bleicher auch 1992 der Einzige, der eine 
kritische Bemerkung zur feindlichen Übernahme durch Krupp machte.

Aber auch in seiner Zeit als Arbeitsdirektor des Hoesch-Konzerns waren 
Alfred Heeses Beziehungen zum IG Metall-Vorstand nicht ganz unproble-
matisch, wahrscheinlich deshalb, weil – wie Alfred Heese es formuliert – die 
Betriebsräte bei den Frankfurtern „mehr gefürchtet als geliebt“ waren. Der 
Grund hierfür bestand nicht etwa in ideologischen Spannungen, auch nicht 
in einem gewerkschaftsfernen Kurs der Hoesch-Betriebsräte, die sich eigent-
lich als IG Metall-Speerspitze betrachteten, sondern vielmehr in den unter-
schiedlichen sozialen Milieus und beruflichen Werdegängen der Akteure. 
Auf der einen Seite standen Personen wie Kurt Schrade oder auch andere 
Betriebsräte der Westfalenhütte: Arbeiter, die mit körperlicher Schwerstar-
beit und einem raueren Umgangston vertraut waren und daher auch in ihrer 
Arbeit als Betriebsräte kein Blatt vor den Mund nahmen. Auf der anderen 
Seite die Protagonisten des IG Metall-Vorstands, die, wie Franz Steinkühler, 
Menschen, Situationen und Probleme eher intellektuell angingen, einen an-
deren Lebensstil und Habitus besaßen. Steinkühler war nach Alfred Heeses 
Erfahrungen der Prototyp eines modernen Gewerkschaftsführers, jemand, 
der jenseits von Emotionen versuchte, die Gewerkschaften vor allem intel-
lektuell und auf der Grundlage eines betriebswirtschaftlichen Denkens an-
zuführen und in eine starke Position zu bringen. Der andere Typus, der 
traditionellere Gewerkschaftsfunktionär, wurde repräsentiert durch Per-
sonen wie Horst Schmidthenner oder eventuell auch Klaus Zwickel, die zwar 
auch über ein großes Maß an betriebswirtschaftlichen Qualifikationen ver-
fügten, aber dennoch Dinge und Zusammenhänge eher aus einer „Kumpel-
Perspektive“ sahen. Anders als in früheren Gewerkschaftszeiten, als auch 
der Vorstand sozial durchmischt war, stießen zu diesem Zeitpunkt also zwei 
unterschiedliche soziale Welten und Mentalitäten in ein und derselben Ge-
werkschaft aufeinander, was bisweilen zu Kommunikationsschwierigkeiten, 
Missverständnissen oder Kollisionen führte.

Als zusätzliches Erschwernis in der Beziehung zwischen betrieblichen und 
gewerkschaftlichen Arbeitnehmervertretern ist die Sonderrolle der Akteure 
im Montanbereich zu berücksichtigen, die – anders als die Vertreter z. B. der 
Automobilbranche – ein für sie zuständiges Mitglied im Geschäftsführenden 
Vorstand mit einer eigenen Zweigstelle in den Stahlregionen (Düsseldorf) 
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und in den Unternehmen einen herausgehobenen Vertreter besaßen, verkör-
pert in der Person des Arbeitsdirektors. Dies bedeutete nicht nur gewisse 
Exklusivrechte und eine Sonderrolle gegenüber anderen von der IG Metall 
repräsentierten Branchen, sondern auch eine gewisse Machteinschränkung 
der Zentrale, die sich mit den Vertretern im Düsseldorfer Zweigbüro und 
den Betriebsräten vor Ort abstimmen musste. Aus dieser Sicht erklärt sich 
wohl auch die oft problematische Position des Zweigbüros, das von Anfang 
an Schwierigkeiten hatte, sich bei der Frankfurter Zentrale bemerkbar zu 
machen und den Interessen der Akteure in den Betrieben an der Ruhr in 
angemessener Weise Geltung zu verschaffen.

Der Einfluss der SPD-Betriebsgruppen 
auf die betriebliche Arbeitnehmerpolitik

Ein weiteres wichtiges Element des komplizierten Beratungs- und Verhand-
lungsgeflechts des Arbeitnehmerlagers waren die SPD-Betriebsgruppen in 
einzelnen Stahlunternehmen. So hatte die SPD in jedem der drei Werke der 
Hoesch Hüttenwerke eine eigene Betriebsgruppe, mit der Alfred Heese sich 
nicht auf Grund seiner Parteizugehörigkeit, sondern im Rahmen seiner         
Tätigkeit als Arbeitsdirektor abstimmte. Selbstverständlich brachte es die 
Nähe zur Partei mit sich, dass die Betriebsgruppenmitglieder sich immer 
wieder auch in informeller Weise an ihn wandten und ihn z. B. baten, spezi-
elle Themen und Vorschläge vorzutragen und diese auch aus der SPD-Per-
spektive zu beleuchten. 

Ganz allgemein war der Einfluss der SPD-Betriebsgruppen auf Betriebs-
ratsvorhaben relativ groß, in besonderen Fällen – wie z. B. bei der Betriebs-
gruppe Westfalenhütte – sogar ausschlaggebend für die Gestaltung der        
Betriebsrätearbeit. Hier gab es laut Alfred Heese gerade in den schwierigen 
Jahren keine wesentlichen Entscheidungen, die nicht vorher mit der SPD-
Betriebsgruppe, mindestens deren Spitze, abgesprochen worden wären. Dies 
mag auch an der personellen Konstellation dieser Jahre gelegen haben: Der 
langjährige Vorsitzende der Betriebsgruppe, Fritz Becker, war – abgesehen 
von einer kurzen Amtsperiode als Betriebsrat – eine Person, die konzeptionell 
im Hintergrund wirkte und so der SPD-Fraktion innerhalb des Betriebsrats 
den Weg für eine ungestörte und erfolgreiche Arbeit ebnen konnte. Auch das 
Werk Phoenix in Hörde verfügte in der Zeit des Vorsitzes von Wolfgang 
Weiermann über eine starke Betriebsgruppe, die ähnlich wie die auf der 
Westfalenhütte einen prägenden Einfluss auf die damalige Betriebsratsarbeit 
hatte.
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Wichtige betriebliche Probleme wurden in jenen Jahren von den Betriebs-
ratsvorsitzenden zuerst mit der SPD-Betriebsgruppe erörtert, und es ist nicht 
übertrieben zu sagen, dass auch Entscheidungen zuerst in den parteinahen 
Gruppen zur Diskussion gestellt wurden, bevor ein Thema zur Beschlussfas-
sung dem Betriebsrat vorgelegt und dort formell verabschiedet wurde. Dies 
gelang in der überwiegenden Zahl der Fälle, zumal die Kommunisten im 
Betriebsrat zwar kluge Köpfe, aber nicht genügend Stimmen besaßen. 

Interessant ist darüber hinaus, dass die Arbeit der SPD-Betriebsgruppen 
auf der Basis einer engmaschigen Rückkoppelung mit anderen Parteigremien 
bis hin zu den Bonner Regierungsspitzen erfolgte. Besonders im Fall der 
unternehmens- und betriebspolitischen Umwälzungen Ende der 70er,              
Anfang der 80er Jahre, als die Arbeitnehmerseite bei Hoesch infolge der 
Rationalisierungsvorhaben unter starken Druck geriet und die Angst vor 
Arbeitsplatzverlust ganz oben auf der Tagesordnung stand, suchten die SPD-                
Betriebsgruppen zusammen mit Alfred Heese ganz bewusst Unterstützung 
in Bonn. Wie weit der politische Arm der Betriebsgruppen reichte, zeigt sich 
darin, dass die daraufhin folgenden Gespräche mit Herbert Wehner und 
Helmut Schmidt, die auf die Vermeidung eines arbeits- und sozialpolitischen 
Kahlschlags durch flankierende Maßnahmen aus Bonn hinzielten, durch 
Vermittlung der SPD-Betriebsgruppe zustande kamen. 

Sitzung des Förderkreises Eisengießerbrunnen am 1�.�.1���
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Kulturelle Aktivitäten und das Verhältnis zur Partei
Wie bereits in der Darstellung der Jugendzeit angeführt, war die Nähe zu 
den Grundideen und Handlungsprinzipien der Sozialdemokratie ein fester 
Bestandteil der Lebensgeschichte Alfred Heeses, der schon durch das Eltern-
haus vermittelt wurde. Diese Verankerung im traditionellen sozialdemokra-
tischen Milieu und Denken und der durch den Vater begleitete frühe Eintritt 
in die Partei machten eine innere Auseinandersetzung über Partei und Ge-
werkschaft überflüssig – sie ihm war bereits „in die Wiege hineingelegt“ 
worden. Als Alfred Heese 1978 nach Dortmund kam, stand es für ihn außer 
Frage, dass er diesen Kurs weiterverfolgen würde, allerdings nicht durch 
intensive Parteiarbeit oder die Übernahme von Ämtern, sondern eher durch 
die Vermittlung sozialdemokratischer Grundüberzeugungen in den betrieb-
lichen Alltag und in der Arbeitnehmerpolitik des Unternehmens. Die Auf-
gabe als Hoesch-Arbeitsdirektor verlangte zudem ein hohes Maß an zeit-
licher Investition, Konzentration und persönlichem Engagement, so dass für 
die Parteiarbeit nicht mehr viel übrig bleiben konnte. Die Entscheidung, sei-
ne ganze Kraft in die äußerst verantwortungsvolle berufliche Aufgabe zu 
investieren, traf Alfred Heese sehr bewusst. Statt wie andere nach hohen 
Parteiämtern zu streben, gab er sich mit der Rolle des Parteimitgliedes und 
Beitragszahlers zufrieden. Einmal aber, so erinnert sich Alfred Heese an 
diesen „Höhepunkt“ seiner aktiven politischen Tätigkeit, übertrug ihm die 
SPD ein Mandat, und dazu gleich ein ganz besonderes: Alfred Heese wurde 
1984 Mitglied der Bundesversammlung, des Wahlgremiums, das den Bun-
despräsidenten wählte.

Außer seinen Aktivitäten als Vorsitzender der Gesellschaft zur Förderung 
der Sozialwissenschaften in Dortmund (GFS e.V.) war Alfred Heese Mitglied 
des Kuratoriums der Sozialakademie und betätigte sich darüber hinaus auch 
im Verein „Zwischen Arbeit und Ruhestand“ (ZWAR e.V.). 

Kulturelle Aktivitäten, die mit der Region, ihrer Geschichte, ihren Men-
schen und deren Arbeitsformen in Zusammenhang standen, interessierten 
Alfred Heese besonders. Alfred Heese engagierte sich persönlich für das 
lange Zeit vernachlässigte Hoesch-Museum, für die Werkszeitschrift „Werk 
und Wir“ und das Hoesch-Periodikum für Beschäftigte und Kunden „Jah-
resgabe“. Das Museum wurde zur Zeit des Vorstandsvorsitzenden Rohwed-
der wiederbelebt und blühte unter der Leitung des zu diesem Zweck einge-
stellten Karl-Peter Ellerbrock wieder auf. Ellerbrock besass einen sehr engen 
Kontakt zum Arbeitsdirektor Alfred Heese. Durch diese gute Zusammenar-
beit konnte eine ganze Reihe von wichtigen Ausstellungen gezeigt werden, 
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die häufig von Alfred Heese eröffnet wurden, und beide gemeinsam leisteten 
eine beträchtliche Arbeit bei der Herausgabe der Jahresgabe, an der außer-
dem Kurt Koszyk und Harald Bielig mitarbeiteten. Die Arbeit für die Jah-
resgabe nahm für Alfred Heese trotz der hohen Zeitinvestition – praktisch 
waren mit der Vorbereitung viele Wochenenden belegt – einen besonderen 
Stellenwert ein. Mit großer Freude widmete er sich der redaktionellen Fleiß-
arbeit, las – wie er selbst bekundet – „unendlich viele Texte“, sortierte aus 
und sorgte für den jeweils angemessen konzeptionellen Rahmen. Auf diese 
Weise ist die Jahresgabe selbst zu einem Stück Unternehmens- und Ruhrge-
bietsgeschichte geworden und bildet, wenn man die Ausgaben der letzten 
sieben oder acht Jahre und Titel wie „Diesseits der Utopie“, „Gestalt und 
Wandel des Reviers“ oder „Der Arbeit ewig wacher Strom“ betrachtet, einen 
Spiegel der Geschichte der Arbeiterbewegung. 

Alfred Heese im Gespräch mit Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
bei der Eröffnung des Hoesch-Museums am �0.�.1���
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Zu den Publikationen gingen regelmäßig positive Äußerungen von Lesern 
ein, speziell von Betriebsangehörigen, was Alfred Heese darin bestärkte, 
diese Arbeit auch nach Beendigung seiner Tätigkeit für Hoesch-Krupp fort-
zusetzen. Angesichts der relativ großen Leserschaft und der guten Resonanz 
hat das Herausgeberteam offensichtlich seine Absicht realisieren können, die 
Menschen mit diesen Darstellungen auch zu einer vertieften Beschäftigung 
mit der ausgewählten Literatur anzuregen. Dass ältere Ausgaben (sie wurden 
kostenlos verteilt) heute hier und da in Antiquariaten zu finden sind, wo sie 
für nur wenige Euro angeboten werden, kann ihn nicht erschüttern, sondern 
bestärkt ihn eher, dass es sich um ein wichtiges Projekt gehandelt hat. 1996 
feierte die Jahresgabe ihr 41jähriges Bestehen; das Bewusstsein, die Entwick-
lung dieser Zeitschrift viele Jahre begleitet zu haben, und das so erfolgreich 
und prägend, dass ihn noch im Alter von 67 Jahren verschiedene Stimmen 
zum Weitermachen aufforderten, sind für Alfred Heese zugleich Bestätigung 
und ein zusätzlicher Lohn für seine Arbeit als Herausgeber. 

Privatleben und Familienorganisation
Angefangen mit seiner Assistenten-Zeit bei der HOAG bis zum Ende seiner 
Tätigkeit als Arbeitsdirektor für den fusionierten Hoesch-Krupp-Konzern 
1994 hat sich Alfred Heese 38 Jahre in verschiedenen Unternehmen um die 
Belange der Arbeitnehmer gekümmert. Bei der Arbeitsauffassung, die beruf-
liche Tätigkeit mit einem großen Verantwortungsgefühl und viel persön-
lichem Engagement zu verbinden, geht die berufliche Aktivität in der Regel 
zu Lasten des Privat- und Familienlebens. Das war auch bei Alfred Heese 
der Fall. 

Seine Arbeitswoche umfasste oft 60 oder 70 Stunden, die er berufsbedingt 
außer Haus verbrachte. Wie kamen seine Frau und seine vier Kinder mit 
dieser mehr oder weniger „gatten- bzw. vaterlosen“ Situation zurecht? Die 
Kinder, so räumt Alfred Heese ein, machten ihm später als Erwachsene dann 
und wann Vorwürfe wegen seiner häufigen Abwesenheit in der Kinderzeit, 
aber in Wahrheit sei dies nicht so schlimm gewesen. In der Familie herrschte 
eine klare geschlechtsspezifische Arbeitsteilung: die Frau blieb zuhause, küm-
merte sich um Kinder, Küche und Haus, und der Mann ging seiner beruf-
lichen Tätigkeit nach. Natürlich widmete sich Alfred Heese in seiner knappen 
Freizeit auch der Familie, aber sein eigentliches Interessenfeld lag in seinen 
politischen und beruflichen Aktivitäten, die allerdings erst durch die weit-
gehende Entlastung von Haus- und Familienarbeiten möglich wurden. Die-
ser Zusammenhang war ihm klar, zumal dieses traditionelle Modell fami- 
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liärer Arbeitsteilung in seiner Generation und in seinem Milieu stark verankert 
war. Als Alfred Heese und seine Frau 1956 heirateten, war diese Rollenauf-
teilung unter den Geschlechtern noch ungebrochen selbstverständlich, von 
diesem Modell abzuweichen, war besonders im Arbeitermilieu fast unmög-
lich. Nach der Hochzeit bekam die Frau alsbald den ersten Nachwuchs und 
war von nun an mit der Sorge um „Kind, Herd und Heim“ betraut, während 
dem Mann sowohl die Ernährerrolle als auch die soziale Anerkennung und 
der beträchtlich größere Aktionsradius zufielen. 

War dieses Familienmodell bei den Heeses auch unbestritten, so stellten 
sich im Zuge der gesellschaftspolitischen Veränderungen auch hier irgend-
wann Reibungspunkte ein: Obwohl anfangs mit dieser Arbeitsaufteilung 
einverstanden, wäre Alfred Heeses Frau in späteren Jahren gerne wieder be-
rufstätig geworden. Alfred Heese ist aber auch im Nachhinein noch froh 
darüber, dass die Partnerschafts- und Familienorganisation wie gehabt bei-
behalten wurde und dass seine Frau sich intensiver als sonst möglich um die 
heranwachsenden Kinder und weitere Familieangehörige kümmern konnte.

„Anfangs war es mein Traumjob ...“ – 
Zusammenfassender Rückblick
Während seine Familie ein Stück weit seine väterliche Fürsorge auf Grund 
von Abwesenheit vermisste, brachte Alfred Heese ein hohes Maß an Verant-
wortung und in gewisser Weise auch Fürsorge in seine Tätigkeit als Arbeits-
direktor ein. Seiner Vorstellung von Pflicht und Schuldigkeit entsprach es, 
sich „intensiv um die Dinge zu kümmern“, und das hieß nicht nur, fast stän-
dig am Ort des Geschehens zu sein, sondern auch, bis an die Grenzen der 
eigenen Leistungsfähigkeit zu gehen. Dies hatte er sich quasi selbst zur Auf-
lage gemacht. Noch heute ist er froh darüber, dass seine Gesundheit ihn über 
all die langen Jahre in den schwierigen Zeiten und konfliktreichen Situa-     
tionen nicht im Stich gelassen hat. Auch wenn er im Großen und Ganzen 
davon ausgeht, dass er seelisch nicht allzu sehr unter den beruflichen Belas-
tungen gelitten hat, gingen ihm doch einzelne Ereignisse sehr wohl „unter 
die Haut“. 

Sein heutiges Verhältnis zu seiner lebensgeschichtlich bestimmenden        
Tätigkeit als Arbeitsdirektor, der ein Stück weit die Geschichte von Stahlun-
ternehmen, Belegschaften und Arbeitsbeziehungen in der Bundesrepublik 
mitgestaltet hat, ist von dem Rückblick auf die Schwierigkeit der Funktion 
und die gewaltigen Umbrüche während seiner beruflichen Ära geprägt.      
Würde er mit dem Wissen von heute noch einmal zurückversetzt in das Jahr 
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1956, wäre sich Alfred Heese nicht sicher, ob er diese Laufbahn mit all ihren 
Belastungsproben und Gratwanderungen noch einmal einschlagen würde. 
Zweifellos war diese Aufgabe anfangs sein „Traumjob“, aber – so formuliert 
es Alfred Heese rückblickend – „hinterher ist es mehr ein Alptraum gewor-
den.“

Die Verantwortung für Belegschaften sei eine große Last, sagt er, beson-
ders wenn er an die Konflikte der Hoesch-Zeit zurückdenkt und an die da-
mals drohende Gefahr, die Hälfte der Belegschaft entlassen zu müssen, und 
damit vielleicht Tausende von Familien in soziale Not zu stürzen. Glück-      
licherweise verliefen seine Interventionen erfolgreich, und das Horrorsze-
nario konnte abgewendet werden, aber nur um den hohen Preis erbitterter 
Auseinandersetzungen und enormer Kraftaufwendungen, die auch für ihn 
bis an die Grenzen seiner Belastungsfähigkeit reichten. Vor dem Hintergrund 
dieser Geschehnisse und Erfahrungen ist Alfred Heese heilfroh, nicht mehr 
als Verantwortlicher mit den aktuellen Problemen im Stahlbereich oder in  
anderen Arbeitsfeldern belastet zu sein. 38 Jahre Engagement waren genug.
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7 Zur Entstehung des Textes.                               

  Ein persönliches Nachwort

   Von Wilfried Kruse
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Der hier vorliegende Text ist in einem gewissen Sinne autobiografisch. Denn 
er basiert auf einer Reihe ausführlicher Gespräche, die ich mit Alfred Heese 
führen konnte, ihrem Tonbandmitschnitt, der ins Schriftliche übertragen 
wurde, sodann einer „Kompilation“ des Textes aus den verschiedenen Mit-
schnitten und einer durchgehenden redaktionellen Bearbeitung. An dieser 
redaktionellen Bearbeitung, die immer wieder einen Abgleich mit den Ton-
bandaufzeichnungen und einen Blick in Zeitdokumente erforderten, hatten 
auch Birgit Mütherich und Helmut Martens aus der Sozialforschungsstelle 
einen erheblichen Anteil. Eine vorletzte Fassung dieses Textes wurde schließ-
lich von Alfred Heese selbst kritisch durchgearbeitet und mit einigen Kor-
rekturen versehen. Aber dies ist mittlerweile schon wieder einige Jahre her. 
Denn immer wieder sollte der Text zu verschiedenen Anlässen Eingang in 
eine größere Publikation finden, die Heese vor allem auch als unermüdlichen 
Förderer sozialwissenschaftlicher Erforschung der (Industrie-) Arbeit und 
ihrer gesellschaftlichen Rahmenbedingungen würdigen sollte. Dies kam 
nicht zustande und – wie das manchmal so geht – der Text blieb liegen. Mit 
Hilfe von Rainer Lichte und Karl Lauschke wird er nun endlich in einer  
bescheidenen Version ediert. Ich bin erleichtert und ich freue mich.

Die Gespräche mit Alfred Heese wurden – wenn ich mich recht erinnere 
– in den Monaten nach seiner Pensionierung geführt; das ist also nun gut 
und gerne weit mehr als ein Jahrzehnt her. Sie sind, wie ich finde, auch noch 
sehr stark durch den geringen zeitlichen und emotionalen Abstand zu seiner 
beruflichen Tätigkeit als Arbeitsdirektor geprägt, insbesondere durch die 
Erfahrungen der letzten Jahre nach der Fusion, die ihm in vieler Hinsicht 
gegen den Strich gingen: was die Würdigung des „Faktors Arbeit“ in der 
Unternehmensstrategie ebenso betraf wie die gesellschaftspolitischen Effekte 
einer heruntergehängten Mitbestimmung, aber auch den persönlichen Um-
gang im Vorstand. Mit größerem Abstand zum „Handgemenge“ wären die 
persönlichen Einfärbungen sicherlich anders ausgefallen, ich vermute aber: 
die Beurteilungen schärfer geworden. Auch die wenigen Korrekturen, die 
Alfred Heese dann an den ersten Fassungen vorzunehmen vorschlug – und 
die nicht Stil oder Grammatik betrafen –, erklärten sich aus der zeitlichen 
Nähe, denn es ging ihm vor allem darum, Charakterisierungen von Personen, 
die im persönlichen Gespräch manchmal deftig ausfielen und sich so natür-
lich auch auf dem Tonband wieder fanden, in der schriftlichen Fassung abzu-
mildern.

Wahrscheinlich also würden Gespräche, die man heute mit ihm zum sel-
ben Gegenstand, nämlich seiner Arbeitsbiografie, führte, anders ausfallen. 
Damit hat aber der Text, der hier präsentiert wird, nichts an seinem doku-
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mentarischen Wert verloren. Denn gerade für eine erste Bilanzierung nach 
Ende der Berufskarriere konnten sie zu einem Zeitpunkt geführt werden, der 
schon durch den Einschnitt der Pensionierung mit geprägt war, aber noch 
nicht durch die Erfahrung des allmählichen, aber unaufhaltsamen Verlustes 
der mit der Berufsposition verbundenen Macht und Einflussmöglichkeit. 
Alfred Heese erzählt also über weite Passage – nur leicht durch die Tatsache 
des Ausscheidens gebrochen –, als ob er immer noch dabei wäre, und zugleich 
mit der ihm eigenen Erinnerung an Details. Zu jedem der fünf oder sechs 
mehrstündigen Sitzungen brachte er Notizen mit, die er sich im Nachgang 
zum vorherigen und als Vorbereitung für das folgende Gespräch gemacht 
hatte. Genauigkeit und Sorgfalt, Fairness, die Lust an der gesellschaftspo-
litischen Debatte, aber auch – bei allem Machtbewusstsein – persönliche 
Bescheidenheit und eine selbstverständliche grundsätzliche Parteinahme für 
die Sache der Arbeiter – das machte diese Gespräche aus, und das machte sie 
für mich so wertvoll, neben dem Interesse des Industriesoziologen daran, 
wie „so einer“ die zwiespältige Funktion des Arbeitsdirektors in der Mon-
tanmitbestimmung ausfüllt und interpretiert. 

Übrigens gehörten diese Gespräche nicht zum Repertoire einer unserer 
vielen empirischen Untersuchungen; sie waren gewissermaßen Privatsache 
von zwei Leuten, die immer mal wieder und zeitweilig dichter beruflich etwas 
miteinander zu tun hatten und dabei eine ähnliche Wellenlänge spürten. Was 
faszinierte mich an Alfred Heese? Ich kam, unter anderem zusammen mit 
Rainer Lichte und Wolfgang Hindrichs und im Schlepptau von Willi Pöhler, 
Anfang der 70er Jahre nach meiner Studienzeit, die stark durch 1968 und 
ein frühes gewerkschaftliches Engagement geprägt war, nach Dortmund. 

Dies war viel mehr als eine berufliche Chance. Dortmund war für mich 
– für uns – damals mit dem Streik und 1969 und in seiner Folge der Ablösung 
der alten Betriebsratsgarde durch jüngere, betriebsdemokratisch orientierte 
Gewerkschafter so etwas wie das Herz einer sich wieder belebenden Arbei-
terbewegung. Hierzu eine Verbindung zu erhalten, war biografisch für mich 
von großer und lang anhaltender Bedeutung – mit Folgewirkungen bis heu-
te, trotz oder auch wegen aller Ernüchterungen, die nicht ausblieben. Zen-
trale betriebliche Bezugsperson bei dem Start in Dortmund war übrigens der 
kürzlich verstorbene Kurt Schrade, charismatischer Betriebsratsvorsitzender 
der Westfalenhütte, Widersacher und Freund von Alfred Heese.

Meine Arbeit, die damals eine Kombination aus empirischer Betriebsfor-
schung und gewerkschaftlicher Bildungsarbeit vornehmlich in Metall- und 
Stahlbetrieben war, brachte es mit sich, dass ich mich vertieft und immer 
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wieder mit der durch die Montanmitbestimmung verfassten Unternehmens-
wirklichkeit der Stahlindustrie auseinander setzen musste – manchmal sogar 
in sehr praktischer Weise, übrigens bis heute – und damit natürlich auch mit 
der Funktion des Arbeitsdirektors. Was mir allmählich deutlich wurde: In 
dieser einzigartigen Funktion wurde im Grunde das gesamte schwierige 
Montanmodell einer paritätischen Einflussnahme von „Kapital“ und „Ar-
beit“ auf die Unternehmensgeschicke zusammen gezogen, und zwar in einer 
mehr als zwiespältigen Weise. Aufgrund der Tatsache, dass ein Arbeitsdi-
rektor das Vertrauen der Arbeitnehmerseite haben muss, um berufen zu 
werden, folgt in der Regel, dass er aus dem Kreis von IG Metall-Funktionären 
oder mit der IG Metall verbundenen Betriebsfachleuten kommt. Er wird aber 
Mitglied des Vorstands und damit in die Logik unternehmerischer Prospe-
rität eingeschlossen, in dessen Rahmen er versuchen muss, wenn er dies kann 
und will, eine Aufwertung des Faktors Arbeit zu erreichen. 

Jeden Tag wird von beiden Seiten an ihm gezogen, und selten kann er-
reicht werden, beide Seiten gleichermaßen zufrieden zu stellen. Es gibt viele 
Arbeitsdirektoren, die sich angesichts dieses komplizierten Plots mit der Rol-
le eines besseren „Personalressortleiters“ begnügt und aus den unterneh-
menstrategischen Fragen weitgehend heraus gehalten haben, andere sind 
immer mehr zu „normalen“ Unternehmensvorständen geworden. Was ich 
sagen will: Der Druck, der aus dieser ambivalenten Funktion, die stellver-
tretend vermitteln soll, was im Gesamtmodell nicht ausreichend hinterlegt 
ist, auf der Person des Arbeitsdirektors lastet, ist enorm. 

Gute Arbeitsdirektoren sind solche, die diesen Druck nicht nur aushalten, 
sondern damit nicht im Sinne von Ausgleichen, sondern im Sinne einer tat-
sächlichen mittelfristigen Veränderung der Stellung der Arbeitenden in der 
Unternehmenspolitik und -kultur produktiv umgehen können, ihre Zugehö-
rigkeit zum Vorstand nicht verleugnen – auch nicht in abendlichen Kneipen-
runden –, aber zugleich kollegial und dialogfähig gegenüber den Betriebs-
räten und der Gewerkschaft als ihren sozialen und politischen „Hintergrund“ 
bleiben. Dieses „Kunststück“ gelingt nur dann, wenn man ausreichendes 
theoretisches Rüstzeug mitbringt und dies zu erneuern und zu erweitern 
bereit ist, in jeder Hinsicht unkorrumpierbar bleibt und sich Glaubwürdig-
keit durch seriöse, ernsthafte und transparente Arbeit erhält. Es gibt nicht 
viele, die dies geschafft haben – nicht ohne persönliche Krisen, nicht ohne 
Konflikte und Zweifel. Alfred Heese gehört für mich ohne Zweifel zu ihnen.

Was bei einem solchen, auf Vermittlung und Balance ohne das Über-   
decken von Konflikten ausgerichteten Engagement, das mit einem immensen 
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Arbeitspensum verbunden war, möglicherweise auf der Strecke blieb, dazu 
äußerste sich Alfred Heese in den Gesprächen trotz Nachhakens nur wenig. 
Angela Paul-Kohlhoff, meine Frau und unsere Kollegin, mit scharfem Blick 
für die sozialen Verhältnisse zwischen den Geschlechtern, hätte an dieser 
Stelle auf diese Schattenseiten eines solchen exponierten männlichen Modells 
von Engagement und der ganz und gar von Männern geprägten Arbeitswelt 
der Stahlindustrie hingewiesen. Sei es, wie es war, vermutlich auch mit jenen 
Schattenseiten, Selbstzweifeln, Wünschen nach Ausstieg und persönlichen 
Alternativen: Um Alfred Heese zu ehren, ist mir wichtig, dass dieser kleine 
Text nun endlich erscheint.

Im Übrigen fanden die Gespräche zu einer Zeit statt, in der wir an der 
Sozialforschungsstelle, unter anderem mit tatkräftiger Unterstützung von 
Alfred Heese, eine empirische Studie vorbereiteten, die die Rolle der 1969er 
Generation der Betriebsräte bei der durchgreifenden Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen in der Stahl- und Metallindustrie, also der Abschaffung 
der körperlichen Schwerstarbeit, beleuchten sollte. Diese Studie wurde dann 
unter dem Titel „Der lange Abschied vom Malocher“ im Jahr 2000 veröf-
fentlicht. Ihre Lektüre zeigt die parallele Geschichte zu dem, was sich aus 
der Perspektive eines Arbeitsdirektors, der alle Hochachtung verdient, aus 
diesem Text erkennen lässt; eines ehemaligen Arbeitsdirektors, der zugleich 
ein bewundernswerter Förderer der sozialwissenschaftlichen Arbeitsfor-
schung und der Erinnerungsarbeit an die Stahlindustrie war und ist.
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Alfred Heese wird in Dortmund geboren 

Eintritt in die SPD und Leiter einer Falken-Gruppe 

Abitur auf dem Helmholtz-Gymnasium  

anschließend Studium der Volkswirtschaft in Mainz und Münster

Prüfung zum Diplomvolkswirt

abschließend Hilfsassistent bei Professor Walther G. Hoffmann

 

Promotion mit einer Arbeit über „Die langfristige Entwicklung 

der deutschen Landwirtschaft“

Assistent des Arbeitsdirektors der Hüttenwerke Oberhausen AG, 

Karl Strohmenger 

zwischenzeitlich in der Werksleitung der Gelsendraht

 

Personalchef bei der Hüttenwerke Oberhausen AG

Arbeitsdirektor der Rheinstahl Hüttenwerke AG in Hattingen  

Arbeitsdirektor der Hoesch Stahl AG

Arbeitsdirektor der Hoesch AG

Arbeitsdirektor der Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp

2. Juli 1929

1945

1951

1954

1956

1965

1973

1978

1988

1992-94

Chronologie 

BIOGRAFISCHE DATEN VON ALFRED HEESE UND WICHTIGE ENTWICKLUNGEN 
IN DER DEUTSCHEN STAHLINDUSTRIE
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Einführung der paritätischen Mitbestimmung

Verabschiedung des Montanmitbestimmungsgesetzes

Proteststreik zum Erhalt der Montanmitbestimmung

Verabschiedung der Holding-Novelle

stufenweise Einführung der 40-Stunden-Woche

Zusammenschluss von Hoesch und der Dortmund-Hörder 

Hüttenunion

Mehrheitserwerb der August-Thyssen-Hütte AG an den 

Hüttenwerken Oberhausen

Septemberstreiks 

Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes

Fusion von Hoesch und Hoogovens zu ESTEL

Mehrheitsbeteiligung der August-Thyssen-Hütte AG 

an der Rheinstahl AG

Beginn der Stahlkrise 

Verabschiedung des Mitbestimmungsgesetzes

Arbeitskampf um die Einführung der 35-Stunden-Woche

Auseinandersetzung um das „Stahlwerk jetzt“

Auflösung des ESTEL-Verbundes

Fusion der Fried. Krupp AG und der Hoesch AG zur 

Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp

1947

1951

1955

1956

1960

1966

1968

1969

1972

1973

1975

1976

1978/79

1980

1982

1992
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Erläuterung der im Text verwendeten Fachbegriffe 

Vorbemerkung: Der folgende Text soll den Lesern, die nicht mit der Stahl-
industrie vertraut sind, eine grobe Orientierung zum Verständnis der im 
Text verwendeten Fachbegriffe und Bezeichnungen von Werksteilen gege-
ben. Die erläuterten Begriffe aus dem Text sind im Folgenden unterstri-
chen. Wir beginnen mit einem Abriss der Stahlherstellung und beschränken 
auf die Prozesse, die im Text erwähnt werden.

Zur Stahlherstellung:

In den integrierten Hüttenwerken der Eisen- und Stahlindustrie werden in 
mehreren verbundenen Prozessabschnitten (deshalb: „integriert“) in groß-
technischen Anlagen aus Eisenerz (und anderen Einsatzstoffen) unterschied-
liche (Halb-) Fertigprodukte aus Stahl hergestellt, die in anderen Branchen 
zu unterschiedlichen Endprodukten (etwa Automobilteile, Haushaltsgeräte, 
Maschinen- oder Anlagenteile) weiterverarbeitet werden. 

Im Hochofen wird dem Eisenerz (Eisenoxyd) durch Hinzufügen von Koks 
(und anderen Zuschlägen) bei Temperaturen bis 1.800° C der Sauerstoff 
entzogen, es zu flüssigem Roheisen reduziert. Roheisen wäre für eine weitere 
Verarbeitung zu spröde. Es wird deshalb fast ohne Temperaturverlust zum 
Stahlwerk transportiert. Dort werden ihm der überschüssige Kohlenstoff und 
andere unerwünschte Stoffe (z. B. Phosphor oder Schwefel) entzogen. Es ent-
steht der durch Walzen oder Schmieden verformbare („knetbare“) harte Roh-
stahl. In der Regel wird dieser Rohstahl in nachgeschalteten Stahlbehand-
lungsanlagen durch Beigabe von Zusatzstoffen (z. B. durch Chrom, Nickel 
oder Magnesium) auf spezifische Anwendungsqualitäten (Härte, Verform-
barkeit, Rostbeständigkeit) „eingestellt“.

Hoesch hatte bei der Stahlwerkstechnologie (zu) lange auf Siemens-Martin-
Stahlwerke gesetzt. In diesen Stahlwerken wird in einem großen, extern be-
heizten Herdofen auf einer kleinen Menge Roheisen unter Zugabe von einer 
beliebig großen Menge Stahlschrott und kleinen Mengen anderer Zusatzstof-
fe Rohstahl erschmolzen. Aufgrund der langen Chargierzeiten („Schmelz-
zeiten“; bis zu acht Stunden Dauer) waren diese Werke nicht stranggussfähig 
(s. u.).
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Das modernere Verfahren war das in Linz und Donawitz (Österreich) ent-
wickelte LD-Stahlwerk, in dem das Roheisen durch aufgeblasenen reinen 
Sauerstoff (daher auch: Oxygen-Stahlwerk oder Sauerstoffblasstahlwerk) in 
Rohstahl verwandelt wird. Stahlschrott wird als Kühlmittel in diesen 
Schmelzprozess, der insgesamt ca. eine Stunde dauert und damit strangguss-
fähig ist, hinzugegeben.

Danach wird der flüssige Rohstahl („Flüssigstahl“) vergossen; ursprünglich 
– im Siemens-Martin-Zeitalter – in festen, wieder verwendbaren Formen 
(„Kokillen“) zu Blöcken („Blockguss“), jetzt ganz überwiegend in Strang-
guss-Technik. In diesem Verfahren wird der flüssige Rohstahl in eine nach 
unten offene Kokille gegossen und darin im Durchlauf soweit abgekühlt, 
dass er „in Form“ bleibt, in der Länge geteilt und ohne große weitere Ener-
giezufuhr warm gewalzt werden kann. Im Blockguss muss der Stahlblock 
in der Regel noch einmal gewalzt werden, ehe er zum sogenannten Halbzeug 
wird, das als Vormaterial für den nächsten Prozess in der Halbzeugadjus-
tage („Halbzeug-Zurichterei“; „adjustierien“: zurichten) vorbereitet werden 
muss.

Jetzt verzweigt sich der Stahlverabeitungsprozess eines Universalanbieters, 
wie es Hoesch zunächst war, in zwei Wege: den Profilwalzwerken und den 
Flachwalzwerken. 

Für die Profilseite (Draht, Stäbe, Winkel, Schienen, Spundwände etc.) wer-
den im Text genannt: die Drahtverfeinerung, eine der Drahtstraße (für         
Arbeitssoziologen der Hinweis: die Anlage, an der Popitz und Bahrdt die 
Umwalzer beobachtet haben) nachgelagerte Weiterverarbeitung von Draht 
zu bestimmten Qualitäten wie etwa Schweißdrähten, Baustahlgeweben oder 
Stacheldrähten, und die Feineisenstraße, in der kleine Profile (z. B. Winkel-
eisen für die Bauindustrie) gewalzt wurden. 

Auf der „flachen Seite“ wurden im Grobblechwalzwerk dicke Grobbleche 
etwa für den Schiffsbau gewalzt oder auf der Warmbreitbandstraße das 
Vormaterial warm gewalzt, das danach in den Kaltwalzwerken z. B. zu Ble-
chen für Dosen oder Karosserien ausgewalzt wurde und – zu einem endlosen 
Band zusammengeschweißt – in der Conti-Glühe (einem Teil des Kaltwalz-
werks) geglüht wurde, um es nach den „Verhärtungen“ beim Kaltwalzen 
wieder verformbar zu machen. 



100

Alfred Heese

Unternehmen, Betriebe und Organisationen

Hüttenwerke Oberhausen (HOAG); seit 1953 firmiert die Gutehoffnungs-
hütte in Oberhausen unter diesem Namen. 1968 übernimmt die August 
Thyssen-Hütte AG die Mehrheit an der HOAG und stellt 1969 den Hoch-
ofenbetrieb ein. Ab 1971 werden die verbliebenen Betriebsteile als Thyssen               
Niederrhein Oberhausen (TNO) geführt. 1980 wird am Standort Oberhau-
sen das größte Elektrostahlwerk Deutschlands in Betrieb genommen. Aber 
auch das kann den Niedergang der Stahlproduktion in Oberhausen nach fast 
240 Jahren nicht aufhalten. Im Dezember 1997 stellt auch das Elektrostahl-
werk seine Produktion ein. 

Henrichshütte in Hattingen; 1951 mit Werken in Witten-Annen und Brack-
wede in die neu gegründete Ruhrstahl AG eingegliedert. Im September 1956 
erwarb Rheinstahl die Aktienmehrheit und fasste 1963 die ehemaligen Ruhr-
stahlbetriebe mit weiteren Hüttenwerken im Ruhrgebiet zur „Rheinstahl 
Hüttenwerke AG“ zusammen. 1974 wurde die Henrichshütte zur hundert-
prozentigen Tochter der August Thyssen-Hütte AG (ATH) unter dem Namen 
„Thyssen Henrichshütte AG“, die sie ab 1984 sukzessive stilllegte. 

Hoesch AG, Dortmund; wirtschaftlicher Kern des Unternehmens waren die 
Hoesch Hüttenwerke AG mit drei Werken in Dortmund (Westfalenhütte, 
Phoenix und Union). 1972 fusionierte Hoesch mit Koninklijke Nederlandse 
Hoogovens zu ESTEL, einem Unternehmen nach niederländischem Recht 
(Sitz in Nijmegen), 1982 wurde diese Ehe wieder geschieden. 1984 schlossen 
sich die Hoesch Siegerlandwerke AG, Siegen, und die Hoesch Hüttenwerke 
AG, Dortmund, zur Hoesch Stahl AG mit Sitz in Dortmund zusammen. 1991 
wurde die Hoesch AG in einer feindlichen Übernahme vom Krupp-Konzern 
aufgekauft. Es entstand die Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp (1992), deren 
Stahlaktivitäten 1993 in der Krupp Hoesch Stahl AG zusammengefasst wur-
den. 

Im August 1997 nahmen Thyssen und Krupp Gespräche über weitergehende 
Kooperationen mit dem Ziel eines Gesamtzusammenschlusses auf. Die 
Flachstahlbereiche beider Konzerne wurden 1997 in der ThyssenKrupp Stahl 
AG zusammengeführt. Der Gesamtzusammenschluss wurde im März 1999 
mit der Eintragung der ThyssenKrupp AG in das Handelsregister vollzogen. 
Damit verschwand der Name Hoesch aus der deutschen Stahllandschaft.     
Er überlebte nur in einigen ehemaligen Hoesch-Töchtern, wie z. B. Hoesch       
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Hohenlimburg (Flachwalzwerk) oder Hoesch Rothe Erde (u. a. Ringwalz-
werk).

Zweigbüro der Industriegewerkschaft Metall (IGM), „Mitbestimmungsbü-
ro“ der IGM in Düsseldorf, bis Anfang der 1990er Jahre geleitet von einem 
geschäftsführenden Vorstandsmitglied, jetzt ein Ressort im Funktionsbereich 
Mitbestimmungspolitik der IGM, zuständig für die Stahlindustrie und stahl-
nahe Branchen. 

Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie, seit 1988 Wirtschaftsver-
einigung Stahl, ist der wirtschaftspolitische Verband der Stahlindustrie in 
Deutschland und vertritt die branchenpolitischen Interessen seiner Mitglieds-
unternehmen gegenüber Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit.

Weitere Fachbegriffe zu industriellen Beziehungen oder Arbeitsbedingungen:

In der Stahlindustrie (und im Bergbau) gilt seit 1951 das Montanmitbestim-
mungsgesetz, das einige weitergehende Bestimmungen gegenüber der sonst 
geltenden Mitbestimmung (nach dem Betriebsverfassungsgesetz 1952, novel-
liert 1972, und dem Mitbestimmungsgesetz 1976) enthält, z. B. die paritä-
tische Besetzung des Aufsichtsrats und ein gleichberechtigtes Vorstands-    
mitglied „Arbeitsdirektor“, das nicht gegen die Stimmen der Arbeitnehmer 
berufen werden kann. In dieser Mitbestimmungskultur sind einige auch für 
andere Branchen vorbildliche Regelungen entstanden. Ein zwischenbetrieb-
licher Austausch über diese Regelungen findet in der „Arbeitsgemeinschaft 
der Engeren Mitarbeiter der Arbeitsdirektoren“, organisiert durch die Hans-
Böckler-Stiftung, statt. 

Eines der frühen Produkte in dieser Mitbestimmungskultur waren z. B. die 
Gesundheitshäuser; in denen die werksärztlichen Dienste wie Ambulanz, 
Röntgen- und Operationsräume, Laboratorien und eine Badeabteilung, 
manchmal auch die Betriebskrankenkasse, unter einem Dach vereinigt wa-
ren. 

Mit Beginn der Strukturkrise in der Stahlindustrie seit Mitte der 1970er 
Jahre, in deren Folge viele Stahlstandorte stillgelegt wurden, wurde das Kon-
zept des sozialverträglichen Belegschaftsabbaus entwickelt, zu dem unter 
anderem gehörte, dass die Älteren – zunächst die über 59jährigen („59er-
Regelung“), später dann auch Jüngere bis zum Alter von 52 Jahren – vorzei-
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tig ohne große Entgelt- und Renteneinbußen in den Vorruhestand gehen 
konnten, um jungen Arbeitnehmern Platz zu machen. Zur zeitlichen Stre-
ckung und deutlichen Verlangsamung des Arbeitsplatzabbaus wurde für die 
Belegschaften der drei Siemens-Martin-Stahlwerke bei Hoesch das Instru-
ment der rotierenden hundertprozentigen Kurzarbeit entwickelt und einge-
führt. Als das erste S-M-Stahlwerk außer Betrieb ging, wurde es formal nicht 
stillgelegt, sondern es wurde dort Kurzarbeit mit null Arbeitsstunden einge-
führt. Nach ein paar Wochen Kurzarbeit löste die Belegschaft die Belegschaft 
eines anderen S-M-Werkes ab, die dafür in Kurzarbeit ging. So wurden die 
Entgelteinbußen gleichmäßig auf alle Belegschaften der S-M-Werke ver-
teilt.

In den Heißbetrieben der Stahlindustrie (Hochöfen, Stahlwerke – mittler-
weile auch in vielen nachgeschalteten (Kalt-) Betrieben – wurde und wird aus 
technisch-ökonomischen Gründen in durchlaufender Arbeitsweise („rund 
um die Uhr, sonn- und feiertags“) gearbeitet. Dazu waren an den Aggregaten 
vier Schichtgruppen gebildet, von denen an einem Tag drei arbeiteten und 
eine frei hatte. Dieser Vier-Schicht-Betrieb ist mittlerweile (wegen der tarif-
lichen Arbeitszeitverkürzung) in einen Fünf-Schicht-Betrieb umgewandelt 
worden (jeweils drei Schichtbelegschaften arbeiten, zwei haben frei).
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Namensregister

Becker, Fritz, Vorsitzender der SPD-Betriebsgruppe auf der Hoesch-Westfa-
lenhütte in Dortmund

Bielig, Harald, Mitherausgeber der Hoesch-Jahresgabe, eine jährlich heraus-
gegebene Sammlung von literarischen Texten zu Themen der Zeit für 
Beschäftigte und Kunden 

Bleicher, Siegfried (*1940), von 1986 bis 1998 geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall

Brahms, Hero (*1941), von 1969 bis 1991 Tätigkeit bei der Hoesch AG, ab 
1982 als Finanzvorstand, anschließend Vizepräsident der Berliner 
Treuhandanstalt

Clever, Friedrich, Dr. jur., bis 1970 bei der Wirtschaftsvereinigung Stahl, ab 
1987 Justitiar der Hoesch AG, von 1992 bis 1999 Vorstandsmitglied 
der Hoesch AG bzw. der Fried. Krupp AG Hoesch-Krupp

Consemüller, Knut (*1941), Dr.-Ing., von 1969 bis 1989 Tätigkeit bei der 
Hoesch AG, ab 1980 als Vorstandsmitglied

Cromme, Gerhard (*1943), Dr. jur., ab 1971 Tätigkeit beim französischen 
Konzern Saint-Gobain-Pont-à-Mousson, 1986 Vorstandsvorsitzender 
der Krupp Stahl AG, 1988 Wechsel in den Konzernvorstand und ab 
1989 Vorstandsvorsitzender

Därmann, Hans-Jürgen (*1923), Dr.-Ing., von 1970 bis 1980 Vorstandsmit-
glied der Hoesch-Hüttenwerke AG

Dieckerhoff, Lutz (1935 – 1987), von 1973 bis 1987 Geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall

Ellerbrock, Karl-Peter (*1957), Dr. phil., Historiker, von 1988 bis 1996 
Leiter des Hoesch Archivs und Hoesch Museums, seitdem Direktor 
der Stiftung Westfälisches Wirtschaftsarchiv

Flohr, Günter (1930 – 1996), Dr. rer. pol., von 1980 bis 1992 Mitglied des 
Vorstands der Hoesch AG 

Hindrichs, Wolfgang (*1926), Prof. Dr. phil., Hochschullehrer an der Uni-
versität Bremen und an der Akademie für Arbeit und Politik, Bremen, 
vorher mehrere Jahre an der Sozialforschungsstelle Dortmund und 
Universität Dortmund

Hoffmann, Walther G. (1903 – 1971), Prof. Dr., Professor für Volkswirt-
schaftslehre an der Westfälischen-Wilhelms-Universität in Münster

Judith, Rudolf (1925 – 2000), von 1972 bis 1986 Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall
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Kettler, Günther (*1929), Dr., ab 1972 Mitglied des Vorstandes der Hoesch-
Hüttenwerke AG, von 1976 bis 1982 Vorstandsvorsitzender 

Koenitzer, Joachim (*1929), Dr.-Ing., nach verschiedenen Tätigkeiten bei 
Thyssen von 1984 bis 1986 Vorstandsvorsitzender der Hoesch Stahl 
AG

Koszyk, Kurt (*1929), Prof. Dr. phil., von 1957 bis 1977 Direktor des In-
stituts für Zeitungsforschung in Dortmund, von 1969 bis 1974 Hoch-
schullehrer für Publizistik und Kommunikation an der Ruhr-Univer-
sität Bochum, ab 1977 Professor für Journalistik an der Universität 
Dortmund

Kübel, Friedrich, ab 1965 Arbeitsdirektor der Hüttenwerke Oberhausen AG
Matthöfer, Hans (1925 – 2009), von 1960 bis 1972 Leiter der Abteilung 

Bildungswesen beim Vorstand der IG Metall, von 1961 bis 1987 SPD-
Bundestagsabgeordneter, von 1974 bis 1978 Bundesforschungsmi-  
nister, anschließend bis 1982 Bundesfinanzminister, von 1987 bis 
1997 Vorstandsvorsitzender der Beteiligungsgesellschaft der Gewerk-
schaften

Nass, Werner (*1940), Betriebsratsvorsitzender der Westfalenhütte Dort-
mund, Vorsitzender des Gesamtbetriebsrats der Krupp Hoesch Stahl 
AG und Eurobetriebsratsvorsitzender der ThyssenKrupp AG

Neukirchen, Kajo (*1942), ab 1987 stellvertretender Vorstandsvorsitzender 
der Klöckner-Humboldt-Deutz AG, von 1991 bis 1992 Vorstandsvor-
sitzender der Hoesch AG, anschließend bei der Frankfurter Metallge-
sellschaft

Paul-Kohlhoff, Angela, Prof. Dr. phil., Professorin für Berufpädagogik an 
der TU Darmstadt, davor langjährig an der Sozialforschungsstelle 
Dortmund

Picot, Arnold, Prof. Dr. rer. pol., Professor für Betriebswirtschaftslehre an 
der Technischen Universität München und der Technischen Universi-
tät Hannover, ab 1985 als Sachverständiger für die Hoesch Stahl AG 
tätig

Pöhler, Willi (*1934), Prof. Dr. rer. pol., ab 1972 Professor für Soziologie an 
der Universität Dortmund und geschäftsführender Direktor der So-
zialforschungsstelle Dortmund, von 1975 bis 1980 Leiter des For-
schungsprogramms der Bundesregierung zur „Humanisierung des 
Arbeitslebens“, von 1987 bis 1900 Professor für Arbeitsorganisation 
und Arbeitsgestaltung an der Ruhr-Universität Bochum, von 1983 bis 
1992 Aufsichtsratsmitglied der Hoesch AG, anschließend Arbeits-    
direktor der Hoesch Stahl AG
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Preiss, Hans (1927 – 2005), von 1972 bis 1989 Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall

Rohwedder, Detlef Karsten (1932 – 1991), Dr., Staatssekretär im Bundes-
wirtschaftsministeriums, ab 1979 stellvertretender Vorstandsvorsit-
zender der Hoesch AG, von 1980 bis 1990 Vorsitzender, anschließend 
Präsident der Berliner Treuhandanstalt

Rösen, Reinhold, Betriebsratsvorsitzender des Werkes Phoenix
Schäfer, Werner, Betriebsratsvorsitzende des Werkes Union
Schmitthenner, Horst (*1941), von 1989 bis 2003 Geschäftsführendes Vor-

standsmitglied der IG Metall
Schrade, Kurt (1931 – 2009), Betriebsratsvorsitzender der Westfalenhütte 

und Gesamtbetriebsratsvorsitzender der Hoesch Stahl AG
Stegmann, Theo (*1955), ab 1981 Betriebsrat und ab 1987 stellvertretender 

Betriebsratsvorsitzender des Krupp-Hüttenwerks Rheinhausen
Steinkühler, Franz (*1937), von 1972 bis 1983 Bezirksleiter der IG Metall 

in Baden-Württemberg, ab 1983 Zweiter Vorsitzender und von 1986 
bis 1993 Vorsitzender der IG Metall

Strohmenger, Karl, von 1947 bis 1965 Arbeitsdirektor der Hüttenwerke 
Oberhausen AG

Walbersdorf, Jochen, Betriebsrat der Westfalenhütte
Weiermann, Wolfgang (* 1935), ab 1972 Betriebsrat und von 1982 bis 1987 

Betriebsratsvorsitzender des Werkes Phoenix, von 1987 bis 2002 SPD-
Bundestagsabgeordneter

Zapp, Herbert (1928 – 2004), von 1977 bis 1994 im Vorstand der Deutschen 
Bank, von 1984 bis 1992 Aufsichtsratsvorsitzender der Hoesch AG

Zwickel, Klaus (*1939), ab 1986 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der 
IG Metall, ab 1989 Zweiter Vorsitzender und von 1993 bis 2003 
Vorsitzender
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Über die Hans-Böckler-Stiftung

Die Hans-Böckler-Stiftung ist das Mitbestimmungs-, Forschungs- und Studienförderungswerk des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. Gegründet wurde sie 1��� aus der Stiftung Mitbestimmung und der Hans-Böckler-
Gesellschaft. Die Stiftung wirbt für Mitbestimmung als Gestaltungsprinzip einer demokratischen Gesellschaft 
und setzt sich dafür ein, die Möglichkeiten der Mitbestimmung zu erweitern.

Mitbestimmungsförderung und -beratung
Die Stiftung informiert und berät Mitglieder von Betriebs- und Personalräten sowie Vertreterinnen und 
Vertreter von Beschäftigten in Aufsichtsräten. Diese können sich mit Fragen zu Wirtschaft und Recht, Perso-
nal- und Sozialwesen oder Aus- und Weiterbildung an die Stiftung wenden. Die Expertinnen und Experten 
beraten auch, wenn es um neue Techniken oder den betrieblichen Arbeits- und Umweltschutz geht.

Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut (WSI)
Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung forscht zu Themen, 
die für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Bedeutung sind. Globalisierung, Beschäftigung und insti-
tutioneller Wandel, Arbeit, Verteilung und soziale Sicherung sowie Arbeitsbeziehungen und Tarifpolitik sind 
die Schwerpunkte. Das WSI-Tarifarchiv bietet umfangreiche Dokumentationen und fundierte Auswertungen 
zu allen Aspekten der Tarifpolitik.

Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)
Das Ziel des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) in der Hans-Böckler-Stiftung 
ist es, gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge zu erforschen und für die wirtschaftspolitische Beratung 
einzusetzen. Daneben stellt das IMK auf der Basis seiner Forschungs- und Beratungsarbeiten regelmäßig 
Konjunkturprognosen vor.

Forschungsförderung
Die Stiftung vergibt Forschungsaufträge zu Mitbestimmung, Strukturpolitik, Arbeitsgesellschaft, Öffentlicher 
Sektor und Sozialstaat. Im Mittelpunkt stehen Themen, die für Beschäftigte von Interesse sind.

Studienförderung
Als zweitgrößtes Studienförderungswerk der Bundesrepublik trägt die Stiftung dazu bei, soziale Ungleichheit 
im Bildungswesen zu überwinden. Sie fördert gewerkschaftlich und gesellschaftspolitisch engagierte Studie-
rende und Promovierende mit Stipendien, Bildungsangeboten und der Vermittlung von Praktika. Insbeson-
dere unterstützt sie Absolventinnen und Absolventen des zweiten Bildungsweges.

Öffentlichkeitsarbeit
Mit dem 1�-tägig erscheinenden Infodienst „Böckler Impuls“ begleitet die Stiftung die aktuellen politischen 
Debatten in den Themenfeldern Arbeit, Wirtschaft und Soziales. Das Magazin „Mitbestimmung“ und die 

„WSI-Mitteilungen“ informieren monatlich über Themen aus Arbeitswelt und Wissenschaft.

Mit der Homepage www.boeckler.de bietet die Stiftung einen schnellen Zugang zu ihren Veranstaltungen, 
Publikationen, Beratungsangeboten und Forschungsergebnissen.
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